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Rechtsmittel im Strafvollzug

Karl-Heinz Diepenbruck

A. Einleitung

I. Gegenstand der Untersuchung

1. Sachliche Abgrenzung

Als ,,Rechtsmittel” werden im folgenden alle gesetzlichen
Institutionen bezeichnet, deren sich ein Strafgefangener be-
dienen kann, um eine Verbesserung seiner Lage herbeizu-
fihren. Im Mittelpunkt stehen die speziell den Strafvollzug
betreffenden, seit dem 1. Januar 1977 normierten Rechts-
behelfe der §§ 108 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes (St-
VollzG) 2 aber auch die Petition, die Verfassungsbeschwer-
de, die Beschwerde bei der Europaischen Menschenrechts-
kommission und das Gnadengesuch sind zu beriicksichti-
gen. Uber den Gebrauch und die Effektivitat dieser Rechts-
schutzinstitute wurden in den drei einwohnermaBig gréBten
Bundeslandern (Baden-Wiirttemberg, Bayern, Nordrhein-
Westfalen) in je einer Justizvollzugsanstalt (JVA) durch
Aktenauswertung und Befragungen Erhebungen angestellt.

Ziel dieser Untersuchung war es zu ermitteln, inwieweit
sich der geschriebene Rechtsschutz mit der Rechtswirklich-
keit im alltdglichen Anstaltsleben der Strafgefangenen
deckt.

2. Untersuchungsmethoden

Die Aktenauswahl wurde nach einer systematischen Zu-
fallsauswahl vorgenommen, indem in den drei besuchten
JVAs jede vierte Akte der Registratur in alphabetischer Rei-
henfolge erfaBt wurde.

Daneben wurden noch Akten von solchen Gefangenen
bearbeitet, die von den Anstaltsleitern als Querulanten 3 be-
zeichnet wurden. Ein Teil dieser so benannten Querulanten
befand sich bereits unter den systematisch ausgewahlten
Strafgefangenen. Aus der Sicht der Anstaltsleiter gelten als
Querulanten diejenigen Strafgefangenen, die entweder ver-
bal oder durch haufiges Schreiben lastig werden. Sie tragen
lberzogene Wiinsche vor, bereiten iberall Schwierigkeiten
und beschaftigen das gesamte Vollzugspersonal Giberma-
Big, oft mit dem einzigen Zweck, den Anstaltsbediensteten
Arbeit zu machen . Die Ausnahme sind uneinsichtige Straf-
gefangene, die den Vollzug nicht verkraften und nie im Le-
ben gelernt haben, sich ein- oder unterzuordnen.

Insgesamt wurden 403 Strafgefangene erfaf3t, davon 36
als Querulanten benannte. Es handelte sich nur um er-
wachsene, bereits abgeurieilte Gefangene. Auch wenn an-
dere als der Gefangene von einem Rechtsmittel Gebrauch
gemacht haben 5, wie beispielsweise Besucher &, Rechtsan-
walte 7 oder Briefpartner, wurden diese im Interesse des
Strafgefangenen vorgelegten Eingaben erfaBt.

Gesprache wurden anstaltsintern mit den Anstaltsleitern,
ihren Vertretern, den Angehdrigen und Mitarbeitern der An-
staltsstabe und mit Strafgefangenen, auBerhalb der JVAs
mit den zustandigen Strafvollstreckungsrichtern und An-
staltsbeiraten gefiihrt.
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1l. Formlose und férmliche Rechtsmittel
1. Beschwerde an den Anstaltsleiter

a) Miindliche Beschwerde. Die formlosen Rechtsbehel-
fe des StVollzG sind in § 108 normiert. In § 108 Abs. 1 StVoll-
zG ist die mindliche oder schriftliche Beschwerde an den
Anstaltsleiter vorgesehen. Zur Entgegennahme aller Anlie-
gen der Strafgefangenen halt er oder seine Vertreter 8 ein-
mal wochentlich ° die gesetzlich in § 108 Abs. 1 Satz 2 St-
VolizG vorgeschriebene regelmiBige Sprechstunde ab.
Doch werden miindliche Beschwerden auch anlaslich ihrer
wochentlichen zwei bis vier Rundgange durch die Vollzugs-
anstalt ° vorgetragen. Zumeist meldet aber der Gefangene
seine Winsche vorher mittels Rapportschein an, der auch
,ZAntrag” oder ,,Vormeldebogen' Uberschrieben und ,,Bitt-
steller” oder ,,Vormelder” genannt wird. Dieses Blatt im
DIN-A-5-Format haben alle Gefangenen in ausreichender
Zahl auf der Zelle. Es dient der Kommunikation zwischen
ihnen und allen Anstaltsbediensteten. Nach Schatzung der
Anstaltsleiter nehmen etwa 7% der Gefangenen die wo-
chentlich finf bis sieben Sprechstunden wahr. Eine Unter-
redung dauert gewohnlich fiinf bis zehn Minuten, in einer
Anstalt duBerstenfalls bis zu einer halben, in den beiden an-
deren Anstalten bis zu einer Stunde. 10 - 30% der Sprech-
zeit entfallen auf Beschwerden, also monatlich je nach An-
stalt nur zwei bis acht Stunden.

b) Schriftiche Beschwerde. Wesentlich zeitintensiver ist
die Bearbeitung schriftlicher Gefangeneneingaben ' mit
Beschwerdecharakter, seien es nun Beschwerden nach §
108 StVollzG, Antrage auf gerichtliche Entscheidung nach
den §§ 109 ff. StVollzG oder Petitionen. Zwar versucht ein
Anstaltsleiter, auch schriftliche Eingaben durch ein Ge-
spréach mit den Gefangenen miindlich zu erledigen 2. Halt
der Anstaltsleiter das aber fiir aussichtslos, wird die schrift-
liche Beschwerde ohne vorherige mindliche Besprechung
mit dem Gefangenen sofort schriftlich beschieden. Nach
Auskunft der Anstaltsleiter bendtigen sie fiir die Bearbeitung
eines Falles etwa zwei Stunden; die gleiche Zeit kann man
fur andere Bedienstete ansetzen, die durch Rickfragen in
das Beschwerdeverfahren einbezogen werden, eine wei-
tere halbe Stunde fir die mechanische Erledigung der
Schreibarbeit seitens der Sekretarin. Statt der oft in fiinf
Minuten abgetanen Rapportbeschwerde ist also zumeist
alles in allem ein halber Arbeitstag erforderlich, um eine
schriftliche Beschwerde zu bescheiden.

Aus dieser Erkenntnis zeitlichen MiBverhaltnisses zwi-
schen miindlicher und schriftlicher Erledigung einer Be-
schwerde ist zu folgern, daB der Wert der in § 108 Abs. 1
Satz 2 StVollzG obligatorisch vorgeschriebenen Sprech-
stunden durch den Anstaltsleiter gar nicht hoch genug ver-
anschlagt werden kann 3. Und auch auf das mehr oder we-
niger aktive Vorfeldtaktieren der beschwerdeabfangenden
Mitarbeiter der Anstaltsleitung muf3 in diesem Zusammen-
hang schon jetzt hingewiesen werden ™.

Die Schreiben sind zum Teil auf ein paar abgerissenen,
zerknitterten Zetteln im Kleinstformat oder auf einem hal-
ben, aufgetrennten Couvert mit nur ein bis zwei Satzen ver-
faBt. Im Normalfall sind ein bis zwei Seiten auf DIN-A-4-
Bogen, vereinzelt aber auch bis zu achtzehn Seiten einge-
reicht. Viele sind sauber und mitunter exakt und Ubersicht-
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lich in gestochener oder gar Druckschrift abgefaBt. Fast die
Halfte der Querulanten benutzte eine Schreibmaschine. Die
Rechtschreibung ist (iberwiegend maBig bis mangelhaft;
nur etwa 10% der Schreiben sind fehlerfrei.

Die inhaltliche Ausdrucksweise kann mit den entgegen-
gesetzten Attributen bezeichnet werden: korrekt, klar, stich-
haltig, bestimmt gegeniiber unbegriindet, unsachlich, un-
sinnig; selbstsicher gegeniiber unbeholfen; devot, riihrse-
lig, erinnernd, verzweifeind gegeniiber fordernd, empért,
frech, drohend, aggressiv, ausfallend, beleidigend. Nicht
schon wollte ein Gefangener die Richtigkeit seines Vorbrin-
gens demonstrieren und ihm Nachdruck verleihen, indem er
eine zerquetschte Kakerlake aufklebte. Die Formulierungen
schwanken zwischen sehr gut bis primitiv.

¢) Bescheidungspflicht. Das Beschwerderecht des §
108 Abs. 1 StVollzG beinhaltet fiir den Regelfall eine Be-
scheidungspflicht '® seitens des Anstaltsleiters oder seines
Beauftragten, wie aus Nr. 2 Abs. 1 Satz 1 VVStVollzG zu §
108 zu folgern ist. Hier wird ndamlich ein Dispens von der Be-
scheidung als Ausnahme vorgesehen, wenn die Beschwer-
de nach Form oder Inhalt nicht den im Verkehr mit Behérden
dblichen Anforderungen entspricht, Wiederholungen ' ent-
hélt oder den Gefangenen nicht selbst betrifft 7. Das gilt
auch fir sonstige Eingaben und Dienstautsichtsbeschwer-
den 8. Selbst in diesem Ausnahmefall bleibt aber wenig-
stens eine Unterrichtungspflicht bestehen (Nr. 2 Abs. 1 Satz
2 VVStVollzG zu § 108) *°. Nur ganz vereinzelt wird der Ge-
fangene gemas dieser Vorschrift bei provozierenden For-
mulierungen auf seinem Rapportschein nicht vorgelassen.
Eine starre Anwendung dieser Vorschrift wiirde auch der
besonderen Situation der Gefangenen nicht gerecht, die
sich aus dem Freiheitsentzug ergibt. So wird im allgemeinen
nicht ibersehen, daB gerade der aufgebrachte, gereizte Ge-
fangene eine Rlicksprache besonders nétig hat und ihm ein
Aussprechendlirfen unter vier Augen besonders gut tut %°.
Vor allem sollte vermieden werden, dem Gefangenen sein
Rapportersuchen abzuschlagen, weil er sich im Ton 2" ver-
griffen hat. Ein weiterer Ablehnungsgrund, den Gefangenen
trotz seines Rapportscheinersuchens nicht persénlich an-
zuhoren, ergibt sich aus Nr. 2 Abs. 1 VVStVollzG zu § 108
mit der wiederholten Eingabe *2 oder Beschwerde eines Ge-
fangenen. Sie braucht nicht beschieden zu werden. Wohl ist
der Gefangene dariiber zu unterrichten, was anfangs bei der
ersten oder zweiten Wiederholung in kulrzester Frist auch
geschieht, spater jedoch mit dem Vermerk ,,zu den Akten’’
abgetan wird. Ein anderes Verfahren ist in solchen Fallen
recht sturer und unverniinftiger Beharrlichkeit seitens des
Gefangenen durch immer wieder dasselbe Vorbringen nicht
maglich und auch nicht empfehlenswert, weil der damit ver-
bundene Arbeitsaufwand durch die Anstaltsleitung vertane
Zeit wére, die der Bearbeitung echter Anliegen abginge 2.

2. Beschwerde beim Vertreter der Aufsichtsbehérde

Nach den von 1968 bis 1979 ermittelten Zahlen aus den
Vormeldebiichern zu Gesprachswiinschen mit einem Ver-
treter der Aufsichtsbehérde 2* scheint diese Beschwerde-
moglichkeit nur von geringer Bedeutung. Auch ist eine
Wandlung durch das Inkrafttreten des StVolizG nicht er-
sichtlich, denn die nach Nr. 1 Abs. 3 VVStVollzG zu § 108 zu
filhrende Vormerkliste *fiir diejenigen Gefangenen, die den

anstaltsbesichtigenden Vertreter der Aufsichtsbehorde ge-
mé&B § 108 Abs. 2 StVollzG zu sprechen wiinschen, enthielt
in einer JVA bis Mitte September 1977 noch keine Eintra-
gung. So schlagen sich die Besuche der Vertreter der Auf-
sichtsbehorde als Rechtsmittelinstitution im Anstaltsleben
der Gefangenen nicht nieder. Die danach befragten Gefan-
genen wuBten mitunter gar nichts von dieser Beschwerde-
maoglichkeit; andere hielten diese Beschwerde deshalb flr
aussichtslos, weil sie Anstaltsleitung und Aufsichtsbehorde
als Einheit identifizierten.

3. Dienstaufsichtsbeschwerde

Darilber hinaus 2 kann der Strafgefangene eine Dienst-
aufsichtsbeschwerde geman § 108 Abs. 3 StVollzG vor-
bringen #’. Diese unterscheidet sich von den in allen Verwal-
tungshierarchien fir alle Verwaltungsstufen ublichen per-
sonenbezogenen Dienstaufsichtsbeschwerden %, weil sie
sich sowohl gegen eine Person als auch gegen eine Mag-
nahme 2 richten kann. Mit der personenbezogenen Dienst-
aufsichtsbeschwerde kann sich der Strafgefangene gegen
jeden Vollzugsbediensteten vom Anstaltsleiter bis zum
rangniedrigsten Angestellten wenden. Entsprechend sind
Dienstaufsichtsbeschwerden Uber fast alle Angehdrigen
des Anstaltsstabs und alle Beamten des Vollzugsdienstes
aktenkundig. Auffallend viele sind gegen die Anstaltsleiter
und -arzte vorgebracht worden.

Problematisch bleibt dieses Rechtsinstitut fir den Straf-
gefangenen *, weil er sich in einer Zwangssituation befindet
3 Erist auf ,,seinen” Aufsichts- oder Werkbeamten vom
morgendlichen Wecken bis zum abendlichen EinschiuB an-
gewiesen 22wie auch auf den Anstaltsarzt oder seine Mitar-
beiter. Gegen einen von ihnen zu opponieren, bedarf schon
giner gewissen Portion Mut %3, Denn die Folge ist doch, daB
sich der angegriffene Bedienstete seinen Vorgesetzten ge-
geniiber verantworten muB, um einen moglichen Tadel an
seiner Person oder seinem Verhalten abzuwehren 3%
Menschlich verstéandlich ist dann die eventuelle Reaktion 3
desjenigen, den der Gefangene getadelt wissen mdchte.
Der Angriff gegen ihn kann Aversionen gegen den angrei-
fenden % und vielleicht auch gegen weitere Gefangene aus-
I16sen. Damit wiirde also gerade das Gegenteil erreicht. Zu-
dem herrscht eine starke Solidaritat 3 innerhalb der Be-
amtenhierarchie gegeniiber den Gefangenen. In aller Regel
wird der Vorgesetzte, der Uber das Verhalten seines ange-
griffenen Untergebenen zu entscheiden hat, dieses zu dek-
ken versuchen *® und seine MaBnahmen gutheiBen .

4. Antrag auf gerichtliche Entscheidung und
Rechtsbeschwerde

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach den §§
109 ff. StVollzG und die Rechtsbeschwerde gemaB den §§
116 ff. StVollzG sind die férmlichen Rechtsbehelfe *° des
StVollzG. Verwaltungsakte, schlicht hoheitliches Handeln

‘und rein tatsachliche Handlungen im Vollzug sind MaBnah-

men, gegen die § 109 StVollzG gegeben ist *'. Die Verfah-
rensdauer aus 66 Entscheidungen betrug einen halben bis
sechs Monate (durchschnittlich 63 Tage).

a) Voridufiger Rechtsschutz. Der Gesetzgeber hat in §
114 Abs. 2 StVollzG der Situation oftmaliger Eilbedurftigkeit
Rechnung getragen: dem Gefangenen kann vorab geholfen



werden durch gerichtliche Aussetzung der angeordneten
MaBnahme oder durch einstweilige Anordnung analog § 123
Abs. 1VwGO. Bei einer angeordneten, aber noch nicht voll-
zogenen MaBnahme kann der Strafgefangene geman § 114
Abs. 3 StVollzG einen Antrag auf Aussetzung der Vollzugs-
maBnahme dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach
§ 109 StVolizG vorziehen. Diese theoretisch erfolgverspre-
chendste Maglichkeit fiir einen Strafgefangenen, Vollzugs-
maBnahmen abzuwehren oder herbeizufiihren, ist in der
Praxis kaum bekannt. Eine Erklarung dafiir, daB Antrage
nach § 114 Abs. 3 StVollzG innerhalb von zwei Jahren bei
den Probanden aller drei JVAs nur dreimal vorkamen, kann
in der mangelhaften Information der Gefangenen {iber die-
sen Rechtsbehelf liegen.

b) Beschwerdegriinde. Am haufigsten sind die Kontakte
mit der AuBenwelt ** AnlaB zum gerichtlichen Versuch des
Gefangenen, seine Isolierung durch den Freiheitsentzug
aufzulockern. Im Zusammenhang damit sind die Winsche
nach mehr Information von drauBen zu sehen. Entspre-
chende Antragsgrinde sind: Eigenes Fernseh- oder Radio-
gerat, Briefmarken, Post, Pakete, Zeitschriften, Besuch,
Urlaub, Verlegung in heimatnahe Anstalt, Geschlechtsver-
kehr.

¢) Zuldssigkeit gerichtlichen Vorgehens. Der Antrag auf
gerichtliche Entscheidung ist gegen EinzelmaBnahmen der
Anstaltsleitung und anderer Vollzugsbediensteter gegeben,
auf die der Anstaltsleiter gewisse Befugnisse delegiert hat.
Die MaBnahmen dieser Bediensteten haben dann unmittel-
bare Rechtswirkung und sind dementsprechend selbstéan-
dig anfechtbar, ohne daB vorher eine Entscheidung des An-
staltsleiters herbeigefiihrt werden muB *3. In Bundeslandern,
die das Verwaltungsvorverfahren gemaB § 109 Abs. 3 St-
VollzG eingefiihrt haben, ist der Bescheid des Justizmini-
sters oder der Prasidenten der Justizvollzugsdmter justi-
ziabel, der vor dem Antrag des Gefangenen auf gerichtliche
Entscheidung ergeht. Der Anstaltsbeirat oder einer seiner
Mitglieder ** und sogar die Insassenvertretung der Strafge-
fangenen (geméaB § 160 StVollzG) “® kénnen einen Antrag
nach § 109 StVollzG stellen.

Auch eine Verwarnung nach § 102 Abs. 2 StVollzG muB
justiziabel im Sinne der §§ 109 ff. StVollzG sein *6. Einer fort-
schreitenden Rechtsprechungspraxis sollte sich die Frage
stellen, ob entgegen dem bisherigen Erfordernis des bereits
eingetretenen Selbstbetroffenseins zuklinftig ein Antrag auf
gerichtliche Entscheidung nach schon dann als zul&ssig an-
zusehen ware, wenn die personliche Belastung des Gefan-
genen unmittelbar bevorsteht und mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit eintreten wird.

d) Verfahren beim gerichtlichen Vorgehen. GemaB § 115
Abs. 1 StVollzG entscheidet das Gericht ohne miindliche
Verhandlung durch BeschluB. Bei erledigten MaBnahmen
spricht das Gericht bei berechtigtem Interesse des Antrag-
stellers auf Antrag aus, daf3 die MaBnahme rechtswidrig ge-
wesenist (§ 115 Abs. 3 StVollzG). Bei samtlichen mdglichen
MaBnahmen obliegt dem Gericht auch eine Ermessensprii-
fung 47 soweit die Vollzugsbehérde erméchtigt ist, nach
ihrem Ermessen *® zu handeln (§ 115 Abs. 5 StVollzG). In
der Rechtsprechungspraxis spielt § 115 Abs. 5 StVollzG ei-
ne liberragende Rolle “°, denn nach den Gerichtsbeschliis-
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sen, die fir diese Arbeit vorlagen, beinhaltete mindestens
jede dritte eine Priifung des vollzugsbehérdlichen Ermes-
sens.

e) Verfahrenskosten. Kostentrager des Verfahrens ist
der Antragsteller, wenn er mit seinem Antrag unterliegt oder
ihn zurticknimmt (§ 121 Abs. 2 Satz 1 StVollzG). Das Inkraft-
treten des Strafvollzugsgesetzes hat bei der Festsetzung
der Verfahrenskosten fir den Strafgefangenen oder sonst
Betroffenen, der sich eines férmlichen Rechtsbehelfs nach
dem StVollzG bedienen moéchte, eine sehr einschneidende
Anderung mit sich gebracht. Beim vorherigen Verfahren
nach Nr. 196 Abs. 1 DVollzO i.V. mit den §§ 23 ff. EGGVG
ergaben sich die Kosten aus § 30 Abs. 1 EGGVGi.V. mitden
§§ 30, 130, 32 KostO in der Fassung vom 26. 7. 1957 —
BGBI. | S. 960. Jetzt bestimmt § 1 Abs. 1a GKG (nach § 187
Nr. 1 StVollzG), daB fir Verfahren nach dem StVollzG
Kosten nur nach dem Gerichtskostengesetz erhoben wer-
den. Bei dieser Regelung handelt es sich um eine wesent-
liche Verschlechterung *° gegeniiber der Praxis nach den §§
23 ff. EGGVG, wie ein beliebiges Beispiel mit einem ange-
nommenen Streitwert in Hohe von 4000 DM zeigt: Kosten
bei Zuriickweisung nach

EGGVG: das Doppelte der vollen Gebiihr (§
30 Abs. 1 EGGVG) i.V. mit den §§
30, 32 KostO) = 72DM

gegeniber

StVollzG:  10% (Nr. 1790, 1700 Anlage 1 GKG
nach § 187 Nr. 4a StVollzG) = 400DM.
f) ProzeBkostenhilfe. In Anbetracht dieser finanziellen
Belastung beim Einlegen eines férmlichen Rechtsbehelfs
nach dem StVollzG ist die ProzeBkostenhilfe > von ganz be-
sonderer Bedeutung (§§ 114 - 127 ZPOi.V. mit § 120 Abs. 2
StVollzG). Wichtig dabei ist, daB dem BeschluB im Falle der
Verweigerung eine kurze Begriindung beigefiigt werden
soll. Nach § 126 Abs. 2 ZPQO alter Fassung sollten daraus die
fur die Entscheidung maBgebenden rechtlichen oder tat-
sachlichen Griinde ersichtlich sein 32, Weiterhin ist wichtig,
daB § 114 Satz 1 ZPO die Bewilligung der ProzeBkostenhilfe
vorsieht, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung eine hin-
reichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-
scheint. Die Begriindungspflicht und § 114 Satz 1 ZPO be-
wirken namlich, daB sich die Strafvollstreckungskammer zur
Beurteilung der hinreichenden Erfolgsaussicht eingehend
mit der strittigen VollzugsmaBnahme befassen muB >, Das
Ergebnis dariiber muB in dem BeschluB als Begriindung
niedergelegt werden, der die ProzeBkostenhilfe verweigert.
Damit diirfte liber die Sache selbst zugleich praktisch eine
Vorentscheidung gefallen sein 5. Das bedeutet, daB der
Gefangene lber das kostenfreie ProzeBkostenhilfeverfah-
ren vorab eine Stellungnahme der Strafvollstreckungskam-
mer Uber die RechtmaBigkeit einer VollzugsmaBnahme er-
langen kann. Er kann somit die Hemmschwelle drohender
finanzieller Belastungen legal umgehen, wenn er sich ge-
richtlichen Schutzes gegen rechtswidrige VollzugsmaBnah-
men versichern will.

g) Rechtsbeschwerde. Die Rechtsbeschwerde ist nur
zulassig, wenn es geboten ist, eine Nachprifung zur Fortbil-
dung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung vorzunehmen %, Bedeutung, Schwere,
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Umfang, Tragweite einer Sache sind gleichermaBen unwe-
sentlich wie alle weiteren sachbezogenen Argumente 6.

5. Verfassungsbeschwerde und Beschwerde bei der
Européischen Menschenrechtskommission

Rechtsmittel auBerhalb des Strafvollzugsgesetzes sind
die Verfassungsbeschwerde, die Beschwerde bei der Euro-
paischen Menschenrechtskommission und die Petition. Ob-
wohl in der Vergangenheit wirklich einschneidende Erfolge
von Strafgefangenen nur vor dem Bundesverfassungsge-
richt %7 erzielt wurden, ist die Verfassungsbeschwerde fiir
die meisten Gefangenen bedeutungslos. So lief sich in den
gesamten dieser Arbeit zugrundeliegenden Gefangenen-
akten ein einziger Hinweis auf eine Verfassungsbeschwer-
de durch ein Schreiben des Bundesverfassungsgerichts
finden, in dem es sich fiur die Bearbeitung der Eingabe
als unzustandig erklarte. Noch seltener kommt es vor,
daB sich ein Strafgefangener mit einer Beschwerde an die
Europdische Menschenrechtskommission in  Stra3burg
wendet %,

6. Petition

Die Petition ist grundgesetzlich verankert und ein Jeder-
mann-Recht (Art. 17 GQG). Empfanger ist in der Regel die
Volksvertretung 5°. Die Petition darf aber auch an einzelne
Bundestags- oder Landtagsmitglieder oder an Gruppen von
ihnen gerichtet werden. Das kénnen Fraktionen & oder be-
stimmte Ausschiisse ®' sein, wobei wohl die geeignetsten
Adressaten die Petitionsausschiisse sind.

Eine unmittelbare Abhilfe der in den Petitionen vorgetra-
genen Anliegen durch die Abgeordnetenhduser ist nicht
méglich 2, weil das dem Prinzip der Gewaltenteilung wider-
sprache (Art. 1 Abs. 3, Art. 20 Abs. 2, 3 GG). Dennoch ist fiir
den Gefangenen dieses formlose Rechtsmittel im allgemei-
nen effektiver als das formliche gerichtliche Vorgehen 2.
Das ist auf das personliche Engagement der Abgeordneten
5 ihre exponierte Stellung auf politischer Ebene und den
leichten Zugang zu den Medien der Offentlichkeitsarbeit zu-
riickzufiihren %. Einen weiteren wesentlichen Vorteil fiir den
Strafgefangenen hat die Petition gegeniliber einem Ge-
richtsverfahren, weil sie kostenfrei ist.

7. Gnadengesuch

Das Gnadenrecht kann als Begnadigung in die Strafvoll-
streckung, als Abolition in ein Strafverfahren ° eingreifen,
nicht jedoch in den Strafvollzug. Es soll dennoch erwahnt
werden, weil es flr den Strafgefangenen ein Rechtsinstitut
ist, das seine Situation fundamental positiv zu &ndern ver-
mag &,

8. Rechtsmittel im Ausland

In den Rechtsgrundlagen der Nachbarstaaten der Bun-
desrepublik Deutschland ist stets das Beschwerderecht des
Strafgefangenen zu finden. Ein &hnlich umfassendes
Rechtsmittelangebot wie im deutschen StVollzG hat aber
nur noch das franzdsische Recht aufzuweisen. Die Rege-
lungen in der Schweiz und in den Niederlanden kommen
dem sehr nahe, wahrend in den Normen der anderen Staa-
ten zumeist nur die anstaltsinterne Beschwerde auftaucht.

Nachahmenswert scheint jedoch die Ermnennung eines Om-
budsmannes %, wie in Danemark, Schweden und seit dem
Jahre 1973 auch in Frankreich iiblich. Nach vergeblicher
Beschwerde oder bei ihrer verzogerten Bearbeitung kann
der Gefangene innerhalb eines Jahres den vom Parlament
eingesetzten Ombudsman anrufen, der auch noch nach
Fristablauf von sich aus % einen Fall wieder aufgreifen kann.
Der Ombudsman kann zwar keine Verwaltungsakte erlas-
sen, und die Verwaltung ist an seine Feststellungen und
Empfehlungen auch nicht gebunden; dennoch ist sein Wir-
ken duBerst effektiv, weil seine Kontrollfunktion auf die Ge-
setzmaBigkeit des Verwaltungshandelns abzielt 7 und eine
konstatierte Rechtswidrigkeit die Behodrde meist zu einer
Revision ihres bisherigen Standpunktes veranlaBt 7.

B. Rechtsmittelgebrauch
1. Beschwerden im Vorfeld gesetziicher Regelungen
1. Anstaltsinterne Praxis

Es soll mit den Beschwerden im Vorfeld der gesetzlichen
Regelungen begonnen werden, eine Beschwerdepraxis, die
im StVollzG nicht erwéhnt, in den Justizvollzugsanstalten
aber alltagliche Ubung ist. Besonders der Anstaltsstab und
seine Mitarbeiter sind in ihren auf das kérperliche, geistige
und seelische Wohlbefinden der Anstaltsinsassen gerichte-
ten betreuerischen Funktionen bevorzugte Ansprechpart-
ner unzufriedener Gefangener. Der Rechtsmittel, die Thema
dieses Aufsatzes sind, bedient sich der Gefangene namlich
in viel geringerem Ausmas als der Beschwerde an vollzugs-
nahere Personen, womit seine unmittelbare Umgebung im
Anstaltsalltag gemeint ist. Denn 1403 geschatzten monat-
lichen Beschwerden auf unterer Ebene (Vollzugsab-
teilungsinspektoren, Aufsichtsdienstleiter, Psychologen
und Arzte nebst ihren Mitarbeitern, Sozialarbeitern und Pa-
dagogen) stehen lediglich 853 ermittelte formlose oder
férmliche Rechismittelvorbringen innerhalb zweier Jahre
gegenlber, diese allerdings filr nur 25% der Gefangenen-
population. Auf 100% hochgerechnet ergibt das pro Monat
in mittelgroBen Anstalten 125 Beschwerden. Bei einem ,,ge-
mischten”” Gesamtbeschwerdeautkommen von durch-
schnittlich 1403 + 125 = 1528 Beschwerden betragt also
unter Beriicksichtigung der 125 verbleibenden Beschwer-
den als Rechtsmittelgebrauch nach dem StVollzG die Filter-
wirkung des Beschwerdevorfelds 92%.

In den iiberwiegenden Féllen kénnen die vorgebrachten
Anliegen durch Abstellen der Beschwerdeursachen oder
durch eine Abklarung der Rechisfragen erledigt werden.
Dabei erweist sich der Hinweis auf ein so gut wie aussichts-
loses gerichtliches Vorgehen als zweifach effektiv, weil er
einerseits dem Gefangenen sein Entlassungsgeld erhéilt
und andererseits dem Strafvollstreckungsgericht ein Uber-
flissiges Verfahren, der Vollzugsbehérde als Verfahrens-
beteiligter gemaB § 111 Abs. 1 Nr. 2 StVollzG eine Kosten-
und zeitaufwendige Einbeziehung erspart. Ganz besonders
gilt das auch fiir die Falle, in denen Mitarbeiter des Anstalts-
stabs den Strafgefangenen die Entscheidungen der An-
staltsleiter zu eréffnen haben. Die ersten, spontanen Wider-
spriiche der Gefangenen machen in der Regel eine Rechts-
mittelbelehrung notwendig. Dabei stellt sich nach der Schét-
zung der befragten Stabsbeamten bei 90% der Gefangenen
heraus, da8 sie véllig diffuse Auffassungen und Kenntnisse
Uber den Beschwerdeweg haben.



2. Anstaltsbeirat

AuBerhalb der JVAs nimmt der nicht zum Vollzugsper-
sonal gehdrende Anstaltsbeirat eine Sonderstellung ein (§
162 Abs. 2 StVollzG). Er ist zur Entgegennahme von ,,Bean-
standungen” befugt (§ 164 Abs. 1 Satz 1 StVollzG). Als au-
Berhalb "* der Justizverwaltung stehende Institution hat er
keine Eingriffsbefugnis 7 in die Verwaltungspraktiken zum
Einstellen des Beanstandeten, kann aber aufgrund seines
Kontakts und seiner Zusammenarbeit mit Anstaitsleitung
und Gefangenen mit groBer Effektivitat als Abfangstation fiir
Beschwerden dienen 7.

Il Faktoren und Indizien fiir den Rechtsmittelgebrauch
1. Soziale Verhéltnisse vor dem Vollzug

Die auffallendsten Ergebnisse méglicher Faktoren und
Indizien fiir den Rechtsmittelgebrauch ergaben bei den Ver-
héltnissen vor dem Vollzug (n = Anzahl, alle anderen Anga-
benin %):

Tabelle 1: Schulausbildung

Gruppe ohne ’ mit Mittiere Abitur ohne
n VolksschulabschluB Reife Angabe
384 P 32 59 5 1 3
166 R 36 57 4 1 2
36Q 22 58 14 0 6

P = alle Probanden, R = Probanden mit Rechtsmitteln, Q =
nur Querulanten

Die Querulanten weisen eine bessere schulische Ausbil-
dung auf ’®,

Tabelle 2: Berufsausbildung

Gruppe | ohne Be- Anlern- | Gesellen- | Student Meister-
n rufsaus- berufe prifung o. prifung o.
bildung Kauf- Studien-
manns- abschlu
gehilfe
384 P 53 3 41 0 3
166 R 58 2 37 1 2
36Q 36 0 56 0 8

Die Querulanten haben wesentlich haufiger eine fundier-
tere Berufsausbildung.

Tabelle 3: Berufsaustibung

Gruppe | erwerbs-| Student | Arbeiter | Ange- selb- chne
n los o. steliter | stdndig | Angabe
Rentner
384 P 37 1 53 4 4 1
166 R 38 1 51 6 4 0
36Q 39 0 36 14 11 0

Die bisherige Tendenz setzt sich bei der beruflichen Ta-
tigkeit fort.
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Tabelle 4: Sozialstatus

Grup- | sozio-6konom.| nicht Schicht nicht
pe non- ein- Unter Mittel- ein-
n manual| manual| stufbar| untere | obere | untere | obere | stufbar,|

384P | 92 8 0 70 23 5 2 0
166 R| 89 11 4] 72 20 6 2 0
36Q| 75 22 3 55 28 11 3 3

Entsprechend ihrer Berufsausbildung sind Querulanten
weniger als die sonstigen Beschwerdefiihrer und als die Ge-
samtgefangenenpopulation in manuellen Berufen tatig ge-
wesen und gehdren auch seltener niedrigen sozialen
Schichten an ’®. Offensichtlich machen sie von ihrer bes-
seren Ausdrucksmdglichkeit Gebrauch und beschweren
sich deshalb haufiger als die sonstigen Beschwerdefiihrer.

Tabelle 5: Familidre Situation

Gruppe ledig | geschie- | verwitwet| verhei- ohne kinder-
n den ratet Angabe los
384 P 55 28 1 15 1 57
166 R 52 27 1 19 1 53
36Q 42 25 0 33 0 47

Verheiratete beschweren sich eher als Alleinstehende.
Von den Querulanten haben mehr als doppelt so viel wie die
Durchschnittsgefangenen einen Ehepartner. Daraus resul-
tiert ein verstarkter Wunsch nach Zusammenfihrung mit
Frau und Kindern, was AnlaB zu intensiven Beschwerde-
aktivitaten sein kann.

Tabelle 6: Broken-Home-Herkunft — Alter

Gruppe Broken- Alter
n home- unter 30 30-39 40- 49 iber 50
Herkunft Jahre Jahre Jahre Jahre
384 P 50 41 34 19 6
166 R 48 40 40 15 5
36Q 42 17 58 22 3

Die giinstigere soziale Ausgangsposition der Querulan-
tenist auch bei der Herkunft aus einer Broken-home-Familie
erkennbar. Die Neigung sowohl zum Beschweren als auch
zum Querulieren ist unter den 30- bis 40jahrigen besonders
groB 7. Das Querulieren hért mit zunehmendem Alter 7 der
Strafgefangenen fast ganz auf.

Tabelle 7: Nationalitat

Gruppe n deutsch nichtdeutsch
274 P 93 7
114 R 95
19Q 89 1

Es konnten nur zwei JVAs beriicksichtigt werden, weil
nach dem Landesvollstreckungsplan in der dritten Anstalt
keine Auslander einsaBen. Querulatorische Auslander sind
iiberdurchschnittlich vertreten 7.
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Tabelle 8: Vorstrafen und Strafverfahren

Tabelle 11: DisziplinarmaBnahmen

Wie mit fortgeschrittenem Alter, so verliert sich der Hang
zum Querulantentum mit der Haufigkeit des Einsitzens ®'.
Der Querulant ist auffallend am wenigsten gesténdnisfreu-
dig.

2. Faktoren im Vollzug

Die Untersuchung eventueller fiir den Rechtsmittelge-
brauch relevanter Faktoren wahrend des Vollzugs ergab:

Tabelle 9: Vollzugsgestaltung

Gruppe Frei- gelockerter nur Urlaub | Einzelzelle
n ganger Vollzug Ausgang
384 P 2 23 4 30 63
166 R 2 17 3 41 69
36Q 0 3 6 19 81

Das forschere Verhalten der Beschwerdefiihrer zeigt
teilweise auch Erfolge, wie die hoheren Prozentsétze beim
Urlaub und den Einzelzelleninsassen dartun, in letzterem
Fall auch unter den Querulanten. Das kann aber auch die
zweckmafige Folge taktischer Erwagungen seitens der An-
stalt sein, um die Stérelemente méglichst zu isolieren. Denn
ansonsten sind die Querulanten fastimmer die Verlierer, wie
gargzz kra3 beim gelockerten Vollzug und Urlaub ersichtlich
ist °-.

Tabelle 10: Arbeit und Gesundheit

Gruppe Arbeit: nur in 2 JVAs erfaBbar Dauer- Sonder-
n Ausbil- untitig, mehr als kranke oder Zu-
dungs- auch we- durch- satzkost

nahe gen Krank-| schnittlich
heit 4 Werktage

monatlich
ohne Arbeit
P 19 7 46 4 22
R 13 10 54 6 20
Q 14 26 68 5 19

Von entscheidendem EinfluB auf die Beschwerdefreudig-
keit der Strafgefangenen scheint ihre Beziehung zur Arbeit
zu sein. Die Neigung zum Untétigsein ist symptomatisch fiir
den Beschwerdefihrer, gesteigert noch fiir den Querulan-
ten. Konform zur Beschaftigungslosigkeit oder auch bei
ausbildungsfremder Téatigkeit wachst die Unzufriedenheit
des Gefangenen, die ihn zum Einlegen der Beschwerde
oder eines anderen Rechtsmittels fiihrt. Unbestreitbar be-
steht also ein Zusammenhang zwischen arbeitsausgefiill-
tem Anstaltsleben und Rechtsmittelgebrauch.

Grup- zum wievielten Mal in einer JVA Ju- voll | Selbst-| Gruppe mit Disziplinarmans- Ausreifer
pe |zum1.fzum2.|zum4.] 6mal | ohne | gend-| ge- | steller n nahmen oder Verwar-
n Mal o. o. o. An- | strafen| stan- nungen belegt
3.Mal | 5.Mal| mehr | gabe 0. dig
Mas- 384 P 40 16
nahm. 166 R 54 25
(80) 360Q 72 28
?gzz 12 jg ;g fg g 22 jg g Beschwerdefiihrer und Querulanten entwickeln neben
36Q 8 36 a1 19 6 53 31 p ihren Beschwerden auch sonst wahrend des Vollzugs ver-
starkte Aktivitaten %% als AusreiBer treten sie mit 25 be-

Ziehungsweise 28% aus der Masse der Strafgefangenen
mit 16% weit hervor. Dem entspricht auch ihre exponierte
Stellung unter den von DisziplinarmaBnahmen Betroffenen:
drei Vierteil der Querulanten und mehr als die Halfte der Be-
schwerdefiihrer verzeichnen eine oder mehrere, maximal
bis zu zehn Hausstrafen.

lll. Ergebnisse iiber den Gebrauch der Rechtsmittel
1. Héaufigkeit und Erfolgsquoten

Als Beschwerdefiihrer (einschlieBlich Gnadengesuch-
steller) traten 43% der Anstaltspopulation # in Erscheinung,
davon 22% nur einmal innerhalb von zwei Jahren %, weitere
9% gleichzeitig mehrmals, aber nur aus einem AnlaB, ledig-
lich mittels verschiedener Rechtsmittel. Die Erfolgsquote
aller Beschwerdefiihrer betragt mit allen eingelegten
Rechtsmitteln 20%, wobei auch Teilerfolge als Erfolge ge-
wertet wurden ®. Weit iiber diesem Durchschnitt rangieren
die Einmalbeschwerer mit 35%, so daB alsc jeder Dritte die-
ser Gruppe mit seinem Vorbringen eine Verbesserung sei-
ner Haftsituation erreichen konnte. Bei den Mehrmalsbe-
schwerern mit 2- bis 16maligem Rechtsmittelgebrauch ver-
lief nur jeder fiinfte Versuch positiv. Man kénnte davon aus-
gehen, daB der mildeste, anzahimaBig am wenigsten in Er-
scheinung tretende Beschwerdefiihrer am ehesten aufgibt
und entsprechend der hartnackigere wegen seiner Erfolge
weiterhin Rechtsmittel einlegt. Das bestéatigen aber nur die
Erfolge der Gefangenen mit 10 und 13 Beschwerden mit
Erfolgsquoten von 50 und 61%. Eine durchlaufende Ten-
denz 148t sich vom Gefangenen mit einmaligem bis zum Ge-
fangenen mit 16maligem Rechtsmittelvorbringen nicht fest-
stellen. So betragen die Erfolgsquoten der anzahimaBig be-
nachbarten Beschwerdefiihrer mit 9 oder 14 Beschwerden
nur 11 oder 7%. Ein Zusammenhang der Beschwerdeh&u-
figkeit in Bezug auf Erfolg oder MiBerfolg ist danach nicht er-
sichtlich. Das gleiche gilt fiir die durchschnittlichen Zeit-
raume zwischen den einzelnen Beschwerden, die von null
bis zu siebzehn Monaten schwankten. Vielleicht lassen die
guten Mittelfeldwerte den SchluB zu, daB der hartnackigere
Strafgefangene eher zu seinem Recht kommt als der zu-
ruckhaltendere; aber das erreicht er nur dann, wenn er von
Rechtsmitteln wohldosiert Gebrauch macht. Ein Uberstra-
pazieren der Rechtsmittel seitens eines Gefangenen ver-
ringert seine Erfolgsaussichten:

166 Probanden mit 853 eingelegten Rechtsmitteln
erreichten eine Erfolgsquote von
20%;
36 Querulanten mit 745 eingelegten Rechtsmitteln
erreichten eine Erfolgsquote von
13%.



2. Beschwerdegriinde

Ein einheitliches Bild zeigt sich bei der prozentualen Hau-
figkeit der Beschwerdegriinde (in Klammern die Quoten der
Beschwerdeflihrer ohne Querulanten und nur bei Querulan-
ten): 1. Beamtenverhalten (23 - 27%), 2. Postverkehr (12 -
17%),3. Urlaub (9- 4%), 4. Krankheit, Arzt (9-7%), 5. Ver-

IV. Erfolge des gesamten Rechtsmittelgebrauchs
Tabelle 12: Erfolge des gesamten Rechtsmittelgebrauchs
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legung (10 - 4%), 6. Unterbringung, Sanitares (4 - 8%), 7.
Freizeitgestaltung (5 - 7%), 8. Arbeitsprobleme (6 - 3%), 9.
Nichtaushandigung aus der Habe (4 - 6%, 10. Disziplinar-
maBnahmen (4 - 4%), 11. Verpflegung (4 - 3%), 12. Ein-
kauf (4 - 2%), 13. Besuchsprobleme (3-5%), 14. Finanziel-
les (3 - 3%). Am meisten hat also der Strafgefangene
Schwierigkeiten mit den Vollzugsbediensteten &7.

Spalte 1 2 3 4 5 J 6 ‘ 7
Art des Rechtsbehelfs Gruppe Zahl der Probanden bei | durchschnitt- | Zahl der Falle % von Spalte 4
149 PoQ diesem Rechtsmittel lich je Pro- mit Erfolg mit unge- abgelehnt
166 R band wissem Er-
36Q % n % n gebnis
Beschwerden auf Rapportschein PoQ 48 71 2,42 172 34 9 57
R 49 81 2,85 231 28 11 61
Q 67 24 10,74 258 12 9 79
schriftliche Beschwerden PoQ 61 91 2,25 205 24 6 70
R 64 106 3,14 339 23 7 70
Q 86 31 8,01 276 20 6 74
Gesamte Beschwerden an Anstalts- PoQ 85 127 2,96 377 29 7 64
leitung (Zwischenaddition) R 87 144 3,92 564 25 9 66
Q 97 35 15,25 534 16 7 77
Beschwerden an Justizministerium PoQ 28 41 1,61 66 6 14 80
R 31 52 1,92 100 5 15 80
Q 75 27 3,74 101 5 13 82
Antrag auf gerichtliche Entscheidung PoQ 8 12 1,17 14 0 0 100
R 12 20 1,50 30 3 7 90
Q 44 16 2,12 34 6 15 79
Rechtsbeschwerde PoQ 1 1 1,00 1 0 0 100
R 2 3 1,33 4 0 0 100
Q 8 3 1,33 4 0 0 100
gesamte Rechtsmittel laut StVollzG PoQ 91 136 3,37 458 25 8 67
(2Zwischenaddition) R a3 154 4,53 698 21 9 70
Q 100 36 18,70 673 14 9 77
Petitionen PoQ 15 22 1,41 31 23 19 58
R 17 28 1,54 43 23 16 61
Q 42 15 1,67 25 20 16 64
Gnadengesuch PoQ 31 46 2,11 97 15 0 85
R 31 52 2,15 112 13 2 85
Q 36 13 3,61 47 2 11 87
Gesamtbeschwerdevorbringen — PoQ 100 149 393 586 23 7 70
formlos u. férmlich — (Endergebnis) R 100 166 5,14 853 20 9 71
Q 100 36 20,69 745 13 9 78

1. Die einzelnen Rechtsmittel

Es wurde nicht nur nach Rechtsmitteln, sondern auch
nach den Rechtsmittelgebrauchenden differenziert, um die
vom Gros der Strafgefangenen wirklich erzielten Erfolge
herauszustellen. Dazu war es nétig, von allen 166 Be-
schwerdefiihrern (= R) unter den 384 Probanden die darin
enthaltenen 149 nichtquerulatorischen Gefangenen (=
PoQ) zu trennen. Ihnen werden global alle 36 Querulanten
(= Q) gegenlibergestellt.

2. Gesamttendenz

Als sehr konstant lassen sich drei Haupttendenzen able-
sen: der prozentuale Anteil der Gefangenen, die sich eines
Rechtsmittels bedienten, steigert sich bei jedem Rechtsmit-
tel von PoQ tber R zu Q (Spalte 3); dieselbe Feststeliung
gilt fir die Haufigkeit der eingelegten Rechtsmittel (Spalte
4); die Erfolgsquote sinkt in derselben Reihenfolge (Spalte
5 mit einer Ausnahme beim Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung).
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3. Miindliche Beschwerde

Beim Rapportscheinverfahren mit der miindlich vorgetra-
genen und beschiedenen Beschwerde ist der Unterschied
des prozentualen Erfolgssatzes zwischen allen drei Grup-
pen besonders auffallend. Wenn man von den Querulanten
absieht, liegen die Werte auch (berdurchschnittlich noch
liber denjenigen des Gesamtbeschwerdevorbringens. Da-
raus ist zu folgern, daB dem rechtsuchenden Gefangenen
im allgemeinen zu empfehlen ist, das mindliche Gesprach
zu suchen. In jedem Fall ist also erst einmal die mindliche
Beschwerde zu bevorzugen.

4. Schriftliche Beschwerde

Die Prozentwerte der Probanden entsprechen in etwa
denjenigen des Gesamtbeschwerdeautkommens. Weit
Uber diesem rangieren die Querulanten, was auf eine gré-
fere Formulierungsgewandtheit ® aufgrund besserer schu-
lischer 2 und beruflicher Ausbildung zuriickgefiihrt werden
kann. Ihre Erfolge sind also mitihrer Geschicktheit im schrift-
lichen Ausdruck gekoppelt. Dennoch bleibt aber die von
ihnen erreichte Erfolgsquote mit 20% bei den schriftlichen
Beschwerden an den Anstaltsleiter immer noch weit hinter
derin Hohe von 34 % bei den miindlichen Rapportscheinbe-
schwerden der Nichtquerulanten zuriick. Aufgrund der MiB3-
erfolge der Querulanten bei miindlichen Vorsprachen ist
ihnen aber weiterhin zum Schreiben zu raten, zumal der
Verdacht naheliegend ist, daB sie im mindlichen Umgang
mit den Beschwerdeempfangern nicht immer den richtigen
Ton treffen.

5. Beschwerde an das Justizministerium

Die Erfolgsquoten sind gegeniiber den anstaltsinternen
Beschwerden sehr niedrig. Es bestatigt sich darin die bereits
aufgezeigte Tendenz der vorgesetzten Behérden, die MaB-
nahmen ihrer untergebenen Dienststellen zu decken.

6. Antrag auf gerichtliche Entscheidung

Lediglich zwei Querulanten hatten mit diesem Rechtsmit-
tel Erfolg 2, wobei es sich um die Aushandigung einer Zeit-
schrift und eines Notizbuches aus der Habe handelte %.

Tabelle 13: Dienstaufsichtsbeschwerden

7. Rechtsbeschwerden

Sie wurden ausnahmslos zurlickgewiesen. Zumeist wa-
ren sie unzuldssig, weil weder eine Nachpriifung zur Fort-
bildung des Rechts noch die Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung geboten war (§ 116 Abs. 1 StVollzG).

8. Petitionen

Anders als beim gerichtlichen Vorgehen ist diese im St-
VollzG nicht erwahnte Rechtsmittelmdglichkeit kostenfrei.
Die logische Folge davon ist, daB die Probanden mehr Peti-
tionen ° als Antrage auf gerichtliche Entscheidung ein-
reichten. Warum demgegeniber die Querulanten haufiger
den Gerichtsweg beschritten, ist nicht zu erklaren, zumal die
Petition bei den Querulanten in der Erfolgsskala °° noch vor
den anstaltsinternen Beschwerdeformen rangiert.

9. Gnadengesuche

Damit hat der Querulant so gut wie keine Chance, wah-
rend von den nichtquerulatorischen Probanden fast jedem
sechsten Gesuchsteller ein Gnadenerweis zuteil wurde.

10. Dienstaufsichtsbeschwerden

Die verzeichneten Erfolge sind begrifflich nicht ganz kor-
rekt, weil es sich durchweg nur um positive Ergebnisse in
der Sache % handelt, wie beispielsweise die Genehmigung
von Sonderkost, Vorfiihrung bei einem Facharzt, Zulassung
zu einem Freizeitkurs oder die telefonische Entschuldigung
wegen gedffneter Anwaltspost. Deshalb sind die als Dienst-
aufsichtsbeschwerde deklarierten und auch so behandelten
Beschwerden vom Erfolg her gesehen verwaitungssprach-
lich ¥ eigentlich nur ,, Aufsichtsbeschwerden”, die nach dem
StVollzG eher der Beschwerde des § 108 Abs. 1 StVollzG
unterzuordnen waren, sofern sie anstaltsintern blieben. Sie
wurden aber ihrer Bezeichnung geman als Dienstaufsichts-
beschwerde abgewickelt, im allgemeinen endend mit dem
vordruckméBigen stereotypen Bescheid *: | Es besteht kein
AnlaB zu dienstaufsichtlichem Einschreiten. Trotz dieses
negativen Abschlusses einer Dienstaufsichtsbeschwerde %
wurde sie in der vorliegenden Auswertung positiv erfaBt,
wenn dem Gefangenen ein sachlicher Erfolg zuteil wurde.
Nach Auskunft der drei Anstaltsleitungen hat lediglich in ei-
ner JVA einmal eine Gefangenenbeschwerde zu einem Dis-
ziplinarverfahren gegen einen Beamten geflihrt, das mit ei-
nem Verweis endete ', Irgendwelche sonstigen personel-

lber eingelegt von
149 PoQ 166 R 36Q
insgesamt mit Erfolg insgesamt mit Erfolg insgesamt mit Erfolg
% n % n % n % n Y% n % n
Anstaltsleiter 12 11 9 1 12 21 14 3 14 27 11 3
Vertreter des Anstaltsleiters 9 8 0 0 17 30 13 4 20 37 19 7
Arzt 14 13 23 3 10 17 18 3 7 13 15 2
Psychologe 1 1 0 0 1 1 0 0] 0 0 0 o]
Padagoge 3 3 33 1 2 3 33 1 1 1 100 1
Sozialarbeiter 9 8 25 2 8 14 21 3 5 10 10 1
Aufsichtsbeamte 39 36 8 3 39 68 9 6 45 84 7 6
Sanitéter 3 3 67 2 2 4 50 2 2 4 0 0
Verwaltungsbeamte 3 3 33 1 2 4 25 1 1 2 0 0
Zensurbeamte 5 4 25 1 5 8 25 2 4 8 12 1
mehrere 2 2 0 0 2 3 0 0 1 2 0 0
insgesamt 100 92 15 14 100 173 14 25 100 188 11 21




len Konsequenzen nach einer Dienstaufsichtsbeschwerde
wurden in allen Anstalten verneint "'

V. Einflisse auf Rechtsmittelgebrauch und Erfolg
1. Sachliche Méglichkeiten

Wenn ein Strafgefangener sich eines Rechtsmittels be-
dienen mdchte, ist die erste Voraussetzung, daB ihm dieses
Rechtsmittel bekannt ist '°% und die zweite ist, daB er weiB,
wogegen und wofir ' er dieses ihm bekannte Rechtsmittel
einsetzen kann '**. Kodifiziert sind seine Rechte und Pflich-
ten im Strafvollzugsgesetz. Etwa die Hélfte der Strafgefan-
genen hatte sich die Textausgabe gekauft. Gefangene mit
Vertrauensposten im Anstaltsbetrieb konnten es sich jeder-
zeit von threm Aufsichtsbeamten leihen, andere erhielten es
nur nach Drohungen mit Beschwerden ans Justizmini-
sterium, andere hielten es nicht fiir moglich, es in der JVA
{iberhaupt zu bekommen ', Entsprechend befand sich in
einer Anstaltsbiicherei kein Exemplar. Die Verwaltungsvor-
schriften zum StVollzG kannte niemand. Offensichtlich
reichten die in jeder Zelle ausliegenden ,,Informationen zum
Strafvollzugsgesetz, Stand 1. 1. 1977, gedruckt in der JVA
Wolfenbiittel, nicht aus. Es fehlen darin:

Einrichtung regelmaBiger Sprechstunden des Anstalts-
leiters (§ 108 Abs. 1 Satz 2 StVollzG),

Madglichkeit der Beschwerde beim anstaltsbesichtigen-
den Vertreter der Aufsichtsbehorde (§ 108 Abs. 2 St-
VollzG),

Mdéglichkeit des Antrags auf Aussetzung des Vollzugs
einer angefochtenen MaBnahme oder auf einstweilige
Anordnung schon vor Stellen des Antrags auf gericht-
liche Entscheidung (§ 114 Abs. 3 StVollzG),

Maoglichkeit eines Antrags auf Aussetzung des Vollzugs
einer angefochtenen MaBBnahme oder auf einstweilige
Anordnung auch bei der Rechtsbeschwerde (§ 116
Abs. 3 Satz 2 StVollzG),

ein Hinweis auf die ProzeBkostenhilfe (§ 120 Abs. 2 St-
VollzG) 1%,

jeglicher Hinweis auf Verfahrenskosten (§ 121 StVoll-
zQ).

Der Gesetzgeber hatte bei der Fassung des § 5 Abs. 2 St-
VollzG bezliglich der Belehrung des Strafgefangenen tber
seine Rechte und Pflichten auf eine Detailregelung durch
die Landesjustizminister vertraut, um eine sachgerechte
und verstandliche Belehrung der Gefangenen zu gewahr-
leisten. Nur unter dieser Voraussetzung wurde auf eine Aus-
weitung der Belehrungspflicht innerhalb des StVollzG ver-
zichtet "7, nachdem das Problem der Notwendigkeit einer
praziseren Verpflichtung der Vollzugsbehdrden wahrend
des Gesetzgebungsverfahrens durchaus erkannt und vom
SonderausschuB des Bundestages fiir die Strafrechtsre-
form eingehend erértert worden ist. Man hat dabei klar und
unmiBverstandlich ausgesprochen, daB ,,die Gefahr einer
MiBachtung von Rechten in einer Strafanstalt ' gréBer als
anderswo sei”, daB die Informationsmoglichkeiten eines
Anstaltsinsassen beschrénkter als die eines in Freiheit Le-
benden seien '° und daB der Gefangene deshalb in star-
kerem MaBe auf eine eingehendere Unterrichtung angewie-
sen sei ''°. Die ,,Informationen zum Strafvollzugsgesetz”
erflllen diese Forderung nur in beschrankten Ausmag.

139

Ausschlaggebend fiir den Erfolg kann sich eine unter-
schiedliche richterliche Gesetzesauslegung auswirken. Bei
Normen mit auszufiillendem Begriff wie Sicherheit und Ord-
nung """, VerhaltnismaBigkeit und Ermessen ''2, die sich
durch das ganze StVollzG ziehen ', sind die Interpreta-
tionsmdglichkeiten weit gesteckt. Ob sich eine Gerichtsent-
scheidung in Sachen Strafvollzug innerhalb dieses Spiel-
raums an dessen unterer oder oberer Begrenzung bewegt,
kann fiir den Erfolg oder MiBerfolg eines Antrags auf gericht-
liche Entscheidung ' ausschlaggebend sein. Die weiten
MaBstabe fir die Rechtsprechung gelten erst recht fir das
vollzugsunmittelbare Handeln: jederzeit auBerhalb oder
auch wahrend eines Verfahrens kann die Anstaltsleitung
MaBnahmen als GegenmaBnahmen vollziehen, Anordnun-
gen treffen und widerrufen, generelle und Einzelregelungen
vornehmen, soweit der Vollzug das erfordert und das StVoll-
2G es deckt. Ein hdufiger Abweisungsgrund von Beschwer-
den ist eine zwischenzeitlich erfolgte Verlegung des Straf-
gefangenen in eine andere JVA. Uberhaupt fallt auf, daB der
Zeitablauf ''® bei der Erledigung von Gefangenenanliegen
und -beschwerden eine wesentliche Rolle spielt. Es ist keine
Seltenheit, dafB ein Strafgefangener flinfmal denselben An-
trag schreibt, ehe dieser bearbeitet wird "' Dariiber kann
mehr als ein Monat vergehen. Es kommt vor, daf3 ein Gefan-
gener viermal schreiben muf3 und stets an einen anderen
Sachbearbeiter weiter verwiesen wird. Immer wieder wer-
den Gefangenenvorbringen nicht beschieden, weil sich die
Akte nicht im Hause befindet. Stellungnahmen der Anstalts-
leitungen werden oft mit gro3en Verzdgerungen, mitunter
erst nach fiinfmaligem Anmahnen eines Vollstreckungs-
richters nach drei Monaten, bei einem Gnadengesuch auch
erst nach vier Monaten abgegeben. Ein Rechtsanwalt fuhrte
darum eine dreimonatige Korrespondenz mit harten Worten
und hatte erst Erfolg, als sich das Justizministerium ein-
schaltete. Der Versuch eines Gefangenen, etwas tber den
Anstaltsbeirat zu erreichen, bedingte eine siebenmonatige
Abwicklung. Die Verschleppungen nehmen im Extrem sol-
che AusmaBe an, der der Prasident eines Justizvollzugs-
amtes dienstrechtliche MaBnahmen bei der vierzehnten An-
mahnung in derselben Angelegenheit innerhalb eines hal-
ben Jahres androhte.

Auch werden Riicknahmen durch die Anstalt bewirkt "7
Zusammenfassend kann gesagt werden, daf die Eingriffs-
moglichkeiten der Anstaltsleitungen beim Rechtsmittelge-
brauch sehr vielseitig sind, in dieser Mannigfaltigkeit auch
genutzt werden und sich auf den Rechtsmittelerfolg maBge-
bend niederschlagen.

2. Persénliche Méglichkeiten

Es kommt vor, daB durch die Zusage von Vollzugslocke-
rungen die Ricknahme eingelegter Rechtsmittel bewirkt
wird "', Positiver zu werten ist, wenn sich zwischen Voll-
zugsbediensteten auf unterer Ebene und Gefangenen ein
Vertrauensverhaltnis entwickelt hat ''°, das dazu fihrt, daB
der Gefangene den Rat des Beamten befolgt und beispiels-
weise vom Gebrauch eines Rechtsmittels absieht.

Denselben Effekt kann die belehrende Arbeit des An-
staltsbeirats oder der Vollstreckungsrichter erzielen, wenn
es zu einer persénlichen Kontaktaufnahme mit dem Gefan-
genen kommt.
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VI. Juristische Effektivitat der Rechtsmittel

Alle Angaben dieses Abschnitts basieren ausschlieBlich
auf der Auswertung von Gesprachen.

1. Strafvollstreckungsrichter

Aus richterlicher Sicht hat der 1. Januar 1977 mit dem In-
krafttreten des Strafvollzugsgesetzes nichts wesentliches
geandert: es sind bisher keinerlei Schwierigkeiten bei An-
tragen nach den §§ 109 ff. StVollzG flr den Richter aufge-
taucht, und es haben sich keine Vonrteile aus der Rechtspre-
chung gemaB § 115 StVolizG fir den Gefangenen ergeben.
Obwohl Beschwerdegriinde oft sachlich stichhaltig sind,
missen die Antrage auf gerichtliche Entscheidung abge-
wiesen werden, weil kein fehlerhafter Ermessensgebrauch
20 der Volizugsbehdrde vorliegt '2'. Teilweise wird es als
unginstig angesehen, daB beim Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung nach den §§ 109 ff. StVollzG und bei einer even-
tuellen vorzeitigen Entlassung nach § 57 StGB derselbe
Richter zu befinden hat.

2. Anstaltspersonal

Aus anstaltlicher Sicht ist die Grundtendenz dieselbe: es
ist keine wesentliche Anderung im praktischen Vollzug 2
durch das Inkrafttreten des StVollzG zu verzeichnen. Insge-
samt ist aber durch die Normierungen des StVollzG eine
klarere Rechtssituation gegeben. Die geringen Erfolgser-
lebnisse beeinflussen nach Ansicht der Anstaltsleitungen
die Beschwerdepraxis tiberhaupt nicht, weder in positivem
noch in negativem Sinne.

Die Angehdrigen der Anstaltsstabe hatten zumeist kriti-
sche Auffassungen tiber die Anwendungspraxis der Rechts-
mittel. Mehrere Stabsangehérige vertraten die Ansicht, im
Einzelfall sei es oft sinnvoller, einer Beschwerde nachzuge-
ben '3, Durch zu viele Ablehnungen '?* sei die Wirksamkeit
der Rechtsbehelfe sehr reduziert. Vor allem sei die Bearbei-
tungszeit im allgemeinen zu lange '*, so daB bei akuten
Schwierigkeiten nicht schnell genug abgeholfen wiirde.
Haufig wurde die mangelhafte Belehrung der Strafgefange-
nen gerligt. 30% der Gefangenen hitten véllig diffuse Vor-
stellungen von den Beschwerdewegen '%. Es sollte mehr
mit ihnen geredet werden '¥’. Die Verfahrensweisen 2
miiBten vereinfacht werden, um allgemeinverstandlicher zu
sein. In zwei JVAs wurde die Angst vor Repressalien und
Sanktionen 2 erwihnt, weshalb beschwerdefihige Zu-
stAnde nicht angegriffen wiirden. Ein weiterer Nachteil sei,
daB ein einmal eingelegtes férmliches Rechtsmittel die An-
staltsleitung nicht nur zum Verfahrensgegner, sondern auch
2um Gegener im alltaglichen Anstaltsleben mache . Die-
se Gegnerschaft kdnne sich durch negative Stellungnah-
men zum Beispiel bei Urlaubsgesuchen oder beim Antrag
auf vorzeitige Entlassung niederschlagen. Damit sei nicht
nur das Leben innerhalb der Anstalt betroffen, sondern auch
die Chance geschmalert, aus der Anstalt herauszukommen.
Die Angst, eine Beschwerde kénne als Angriff gegen die An-
staltsordnung und als Affront 3! gegen die Anstaltsleitung
aufgefaBt werden, sei oft Motiv fiir das Unterlassen des Be-
schwerens.

3. Strafgefangene

Aus der Sicht der Strafgefangenen sind die Rechtsbehel-
fe nur ein schwaches Mittel ', ihre Rechte aus dem StVoll-
zG auch gegen den Willen der Anstaltsleitung durchsetzen
zu kdnnen. Wie alle anderen befragten Gruppen sehen auch
die Strafgefangenen keine Anderung auf dem Rechtsmittel-
sektor durch das neue Strafvollzugsgesetz. Die Personal-
union der Vollstreckungsrichter fiir Vollstreckungs- und Voll-
zugsangelegenheiten halten sie iberwiegend fiir nachteilig.
Mehr als zwei Drittel der befragten Gefangenen befiirchten
beim Einlegen von Rechtsmitteln Repressalien ' seitens
des Vollzugspersonals. Vereinzelt wird eine Gefahr még-
licher Repressalien seitens der Mitgefangenen gesehen.
Man solle Beschwerden nie ,,ins Haus” senden, weil decr
nachsthohere immer den untergebenen Beamten und des-
sen Entscheidung unterstitze. Eine weitere Entwertung der
Rechtsmittelinstitute ginge von Gefangenen selbst aus, in-
dem sie mitunter sinnlose und unbegriindete Beschwerden
vorbrachten '3*. Eine Beschwerde lohne sich auch deshalb
nicht, weil wahrend ihrer Abwicklung alles andere liegen
bleibe. Es liefe absolut nichts mehr, was besonders bei Ur-
laubsgesuchen sehr einschneidend sei.

Vil. Rechtsmittel in Theorie und Praxis
1. Ausreichendes Rechtsmittelangebot

Das vielfaltige Rechtsmittelangebot wird Uberwiegend als
ausreichend angesehen. Dagegen wurde haufig bemerkt,
es sei dringend nétig, die Anwendung von Rechtsbehelfen
S0 zu gestalten, daB mit ihnen ohne Nachteile fiir den Straf-
gefangenen eine groBere Wirkung erzielt werden kdnne.
Was also mehr vonnéten ist, ist ein Absichern des Anwen-
dungsbereichs flir den Gefangenen, ein selbstverstandli-
ches, gefahrloses Benutzenkdnnen all der vielseitigen
Rechtsmittel ohne Angst vor schwerwiegenden negativen
Folgen, ohne Furcht vor Repressalien.

2. Wirksamerer Rechtsmittelgebrauch

Die wichtigste Voraussetzung ware eine optimale Infor-
mation und Beratung des einzelnen Strafgefangenen ', In
einer Hausordnung der besuchten JVAs wird den Strafge-
fangenen ausdriicklich empfohlen, zuerst das Gesprach mit
einer Person des Vertrauens zu suchen, bevor der Be-
schwerdeweg beschritten wird. Dieser Hinweis ist sehr gut,
denn immer wieder st6Bt man bei den Angehdrigen der An-
staltsstdbe und bei den Gefangenen auf die Forderung, es
solle mehr mit ihnen gesprochen werden.

Bei der Bescheidungspraxis von Beschwerden fallt auf,
daB der Individualitat des Gefangenen % weder im allge-
meinen '¥” noch in seinem Status als Beschwerender
seitens des Vollzugs Rechnung getragen wird. Natdrlich
sind es oft immer wieder dieselben Beschwerdefihrer; und
dennoch genigt nicht das aufseufzende ,,schon wieder die-
ser X”’. Es miissen die verschiedenen Leidensstadien nach
dem Sensibilititsgrad des einzelnen Gefangenen berlck-
sichtigt werden: Abgestumpfte oder Hartgesottene vertra-
gen mehr und ausdauernder, ehe sie nach abstellender Hil-
fe des fiir sie unertraglich Werdenden verlangen.

Bei der Konzeption des Strafvollzugsgesetzes hat sich im
Wandel der Zeiten auf dem Rechtsbehelfssektor eine fiir



den Vollzug giinstige Tendenz abgezeichnet. Es ist zu hof-
fen, daB sich diese Entwicklung im Laufe der néchsten Jahre
auch auf dem Gebiet der Anwendung dieser Rechtsmittel
niederschlagt. Insbesondere sollte das fast aussichtslose
gerichtliche Vorgehen eines Strafgefangenen gegen Voll-
zugsmafBnahmen zu denken geben.
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eines neuen Strafgesetzbuches gefordert: von Bahr in Blatter fir Gefangnis-
kunde Bd. 45, 637; strikt dagegen: Gennat a.a.0. 98 ff., 114 {.

41) Schmidt in Kommentar zum StVollzG, Hrsq. Wassermann 1980,
§ 109 Rdn. 10

42) s. auch UB 45, 47 f,, 85, 67 f., 116, 120, 124 und Projektgruppe (s.
Anm. 30) 200

43) noch weitergehend Kussmann: Der Rechtsschutz des Strafgefange-
nen nach den §§ 23 - 30 EGGVG. Jur. Diss. Miinster 1963, 12:  Jede ein-
zelne Verfiigung, Anordnung oder sonstige MaBnahme, die ein Beamter des
Vollzugsdienstes einem Gefangenen gegenilber trifft, gilt rechtlich als solche
des Anstaltsleiters” ; dhnlich Schmidt a.a.0. § 109 Rdn. 6, 7; dazu s. auch LG
Hamburg ZfStrVo 1978, 22 f. und 41 OLG Karlsruhe; SH 1979, 95 OLG
Frankfurt

44) OLG Frankfurt 2{StrVo 1978, 121

45) strittig: daftir OLG Hamm NStZ 1981, 118 ff. (m. Anm. von Dertinger,
Prasident des Justizvollzugsamtes Hamm), dagegen OLG Frankfurt Straf-
verteidiger 1981, 286 f. und NStZ 1981, 79 1.

46) so auch OLG Bamberg ZfStrVo SH 1978, 40

47) das erkannte man schon im Jahre 1927 und erwéhnte in der Begriin-
dung der Reichstagsvorlage des Entwurfs eines StVollzG ausdriicklich die
Geltung des Beschwerderechts eines Gefangenen auch gegen den Ermes-
sensgebrauch der Vollzugsbehdrde: 6. Bd. Mat. 1954, 3. Teil 90; dabei keine
Bindung des Gerichts durch schematisierte Einschrankung des Ermessens-
spielraums durch die Verwaltungsvorschriften zum StVollzG: OLG Koblenz
BeschluB v. 22. 11. 1877 — 2 Vollz (Ws) 10/77; s. auch Schéch in Kaiser/
Schéch: Kriminologie — Jugendstrafrecht ~ Strafvollzug, 1979, 193 Rdn. 21
und Treptow NJW 1978, 2228, 2230

48) zur Definition: Kussmann a.a.0. 72 ff. und Treptow a.a.0. 2227 ff,

49) Schiller-Springorum a.a.0. 22, 47
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50) besonders auch auf Anregung des Bundesrats: BT-Dr. 7/918, 128,
142

51) bis zum 31. 12, 1980 ,,Armenrecht”

52) Hartmann in Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann: ZPO-Kom-
mentar 39. Aufl. 1981, 333f., 4): Fortfall des § 126 Abs. 2 ZPO alter Fassung
bedeutet nicht, jetzt sei keine Begriindung mehr erforderlich; ,,nach der ge-
festigten Rechtsprechung des BVerfG muf jede Entscheidung, gegen die ein
Rechtsbehelf gegeben ist, begriindet sein™

53) auch schon vormals nach EGGVG: Kussmann a.a.0. 116; Hartmann
a.a.0. 282 f., B.: (ua.) im wesentlichen Aufrechterhalten des friheren
Rechtszustands und nahezu uneingeschrankte Verwertbarkeit der Recht-
sprechung und Lehre zum alten Recht

54) Projektgruppe a.a.0. 201

55) so gefordert von Blau Tagungsberichte 10, 66; Schiiler-Springorum
Tagungsberichte 10, 150, 152; zuldssig aber auch dann, wenn die Feststel-
lungen der angefochtenen Entscheidung so unzureichend sind, daB nicht ge-
priift werden kann, ob eine bedeutsame Rechtsfrage vortiegt: OLG Frankfurt
3 Ws 75/78 (StVollz) BeschluB v. 23. 3. 1978

56) OLG Koblenz 2 Vollz (Ws) 5/77 — Vollz 14/77 LG Trier, BeschluB v.
5. 6. 1977; Miiller-Dietz a.a.O. 239; Schmidt a.a.0. § 117 Rdn. 8,9

57) ausfiihrlich aufgeflihrt bei Frielinghaus in Schwind/Blau a.a.0. 275

58) s. dazu Europaische Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten: Schwerpunkte der Rechtsprechung ,,Menschenrechte
im Gefangnis", StraBburg 1971, mit verschiedenen Einzelfallen

59) Dirig a.a.0. Art. 17 Rdn. 58, 59; Piltz a.a.0. 284

60) Diirig a.a.0. Art. 17 Rdn. 61, 60: einzelne, Gruppen und Fraktionen
nur als ,,Boten”

61) Diirfig a.a.0. Art. 17 Rdn. 62: als Direktadressaten zulassig; so z.B.
UnterausschuB Strafvollzug” des niederséchsischen Landtags: Holtz in:
,,Die Zeit” Nr. 36 v. 31. 8. 1979, 15

62) Diirig a.a.0. Art. 17 Rdn. 74; Hesse: Grundzige des Verfassungs-
rechts der Bundesrepublik Deutschland, 10. Aufl. 1977, 189; aber hohe Er-
folgsquoten, speziell fiir Biirgerbeauftragten: Pietzner JA 7/1976, OR 133 ff.;
s. auch Schéch 1979, 186 Rdn. 9

63) Schoch 1978, 129 und 1979, 186 Rdn. 9; Wagner a.a.0. 255

64) Wagner a.a.O. 256; Piltz a.a.0. 285: ,,Gewicht der Parlamente”

65) Schéch 1978, 129

66) Roxin: Strafverfahrensrecht, 15. Aufl. 1978, 325; Miiller-Dietz a.a.O.
245; Schéch 1978, 135

67) Schéch 1978, 130

68) Pietzner a.a.0. 134: einzig vergleichbare Institution in Deutschland
ist der Burgerbeauftragte in Rheinland-Pfalz als dem Petitionsausschuf3 vor-
gelagerte Vermittlungsstelle

69) Pietzner a.a.0. 134: jederzeitiges Eingreifen in Eigeninitiative auch
nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes fiir den Birgerbeauftragten Rheinland-Pfalz
(auch LT-Dr. 8/1961, 3f)

70) Lonberg The penal system of Denmark, 1975, 89 1.

71} Kernerin Kaier/Kerner/Schéch a.a.0. 304, hilt einen ,,schwerpunkt-
maBig auf das Vollzugswesen ausgerichteten” Ombudsmann fiir den Ideal-
fail in der ,,Innenwelt-AuBenwelt-Beziehung"

72) BT-Dr.7/3998, 47

73) OLG Frankfurt BeschluB v. 10.7. 1978 —3 Ws 276/78 (StVoliz) MDR
1978, 956; BT-Dr. 7/918, 98; AE 1973, 103; Miiller-Dietz a.a.0. 316; Schéch
1979, 186 Rdn. 9

74) so auch Wagner a.a.O. 263

75) s. auch Wagner a.a.O. 247 - 250

76) s. auch Meyer MschrKrim 1963, 252, 256

77) s.auchUB 18,29und Tab. A 1,A 24

78) das gegenteilige Ergebnis Meyers a.a.0. 251, 252, 253, 256, besta-
tigt sich also nicht fiir Strafgefangene

79) UB (nureine Anstatt verwertbar) 29 u. Tab. A 26: 13,5% R, aber keine
Q

80) Jugendarrest, Firsorgeerziehung, Erziehungsbeistandschaft, Er-
mahnung, Verwarnung, Geld-, Arbeitsauflage, gemeinnitzige Arbeit,
Schuldfeststellung

81) s.auch UB 19,27,30,113u. Tab. A6, A8, A28, A30

82) UB 22 u. Tab. A 15: dieselbe Tendenz, dazu s. auch 113, 114, aber
fraglich, ob fiir zu Entlassende Vollzugslockerungen reprasentativ sein kén-
nen, da § 15 StVollzG eigens besondere MaBnahmen fiir diesen Personen-
kreis vorsieht

83) ahnlich UB 22, 34, 113 u. Tab. A 18, A 42
84) UB 13, 24, 111 verzeichnet nur 24 %, allerdings auch nur fiir einen
Zeitraum von einem Jahr und ohne Gnadengesuche, statt dessen aber mit
Strafanzeigen; bericksichtigt man, daB im UB (39, 60, 61, 115) 70% der Be-
schwerdeflihrer nur mit einmaligem Beschweren in Erscheinung treten, so
liegt die Quote bei verdoppeltem Zeitraum bestimmt diber 40%; ferner kann
sich eine mégliche Zuriickhaltung kurz vor der Entlassung auswirken
85) auch hier gegeniber UB dieselben Argumente wie in Anm. 84; zum

Vergleich: 71% aller 384 Probanden beschwerten sich in zwei Jahren nicht
mehr als fiinfmal

86) erstaunlich demgegentiber UB 84, 99, 1191.: nur 4,4 % teilweise oder
véllig begriindete Beschwerden, dagegen mit hoher Wahrscheinlichkeit 90 %
abschlagig beschieden, S. 85, wobei ,,mit diesem Wert eher die untere Gren-
ze markiert ist”, 100, 119

87) s. auch Projektgruppe a.a.0. 199; wiederum verwunderlich die
Rangfolgen des UB 45, 65, in dem Beschwerden uber Bedienstete anteil-
maBig die letzte Stelle einnehmen (vielleicht erklarlich mit erhoffter Entlas-
sung, um die Stellungnahme der Anstalt zur Aussetzung des Strafrestes nicht
negativ zu beeinflussen), aber 49 f.: Bedeutungslosigkeit sachlicher Be-
schwerden gegeniber zunehmender personlicher Konflikte mit Bediensteten

88) s. auch Blau KrimGegfr 11 (1974), 116

89) Ahnlich Wagner a.a.0. 259

90) wie im UB77,791.,92,93f., 118: Hauptadressaten fir Beschwerden
Justizministerium und Anstaltsleitungen

91) UB 781., 93, 98, 119, 122: keine gesteigerten Antrage nach Einfiih-
rung des StVollzG; die Vermutung, es sei ohne Verwaltungsvorverfahren an-
ders, hat sich in dem Bundesland ohne dieses Verfahren nicht bestatigen
lassen

92) Schéch 1978 a.a.0. 133: nach bisheriger Erfahrung meist erfolglos;
ebenso Miiller-Dietz a.a.0. 220; Wagner a.a.0. 252 {.: {iber langeren Zeit-
raum nur 1% Erfolg; Rotthaus MschrKrim Heft 3 1977, 187: Aussichten nicht
giinstig, und 188: meist keine Veranderung oder Verbesserung des Vollzugs;
s. auch Schiiler-Springorum 1969 a.a.0. 201,

93) was einen AuBienstehenden zumeist Nichtigkeiten, sind fiir den Ge-
fangenen von groBer Bedeutung: Bfau 8. Bd. Teil | Mat. 1959, 225; Miiller-
Dietz a.a.0. 220; Schiiler-Springorum 1969 a.a.0. 181, 35f.; s. auch Kerner
a.a.0. 223, 231, Quensel a.a.0. 505

94) ebenso UB 78, 118, 119; Sahner in Plenar-Dr. Saatland 6/45v. 12.6.
1974, 2284, sieht den Grund zur Eingabenhéaufigkeit ,,neben der sich aus
dem besonderen Gewaltverhaltnis ergebenden Unzufriedenheit und Emp-
findlichkeit der Strafgefangenen in ihrer sorgféltigen Unterrichtung uber ihr
Petitionsrecht’’: Rotthaus MschrKrim Heft 3 1977, 187, sieht den Grund darin,
daB Gefangene sich mit richtiger Einschatzung der Funktion der Dritten Ge-
walt an die formell richtige Stelle wenden, wogegen allerdings die im allge-
meinen schlechte Rechtsmittelkenntnis der Gefangenen spricht

95) s.auch Wagner a.a.O. 255

96) dazu s. auch Ganter: Die Spruchpraxis der Européischen Kommis-
sion fiir Menschenrechte auf dem Gebiet des Strafvollzuges. 1974, 170

97) s. Anm. 28

98) zu schematischen und stereotypen Begriindungen: Treptow a.a.O.
2231 (auch Verfahren: 2230)

99) s. auch Rotthaus ZfStrVo 1976, 6

100) s. auch Béhm, A. in Schwind/Blau a.a.0. 112

101) (iber Solidaritit der Dienstvorgesetzten: LT-Dr. Rheinland-Pfalz 8/
1961, 7 (Bericht des Biirgerbeaufiragten); s. auch Wagner a.a.0O. 253

102) s. auch Loch in Rasehorn (Anm. 30), 131

103) Wagnera.a.0. 246

104) Wagnera.a.O.241: ,,Viele Gefangene kennen den Rechtsweg tiber-
haupt nicht”

105) dazu s. auch Ganter a.a.0. 136 ff.

106) s. auch Kussmann a.a.0. 116 Fn. 371

107) Sonderausschufl in BT-Dr. 7/3998, 7

108) von Schoeler (MdB) in 37. Sitzung des SA 1974, 1775

109) Maier (MinRat) wie Anm. 108; so auch Wagner a.a.0. 250; s. auch
Kiihl 84 und Projektgruppe 191 in Rasehorn (Anm. 30)

110) SAin BT-Dr. 7/3998, 7

111) s. auch Schiiler-Springorum Tagungsberichte 2, 52

112) Projektgruppe in Rasehorn (Anm. 30) 200

113) s. auch von Schoeler (MdB) in 36. Sitzung des SA 1974, 1742

114) sehr kritisch dazu Wagner a.a.0. 241, 2531, 258

115) so z.B. Stiller in der Siiddeutschen Zeitung v. 20. 3. 1979 (,.Abge-
hakte Schicksale™ und ,,Eingaben auf der langen Bank’') bei Petitionen: ver-
spatete Vorlage von Stellungnahmen schafft vollendete Tatsachen und
macht Petition (iberflussig; dagegen Mindestgrundsétze 36.4), ZtStrVo 1958,
3/4, 23: unverziiglich und ohne unangemessene Verzégerung: s. auch
Ganter a.a.0. 145 Fn. 733, 180f.; Quack in Schwind/Blau a.a.0. 222: , war-
ten bis morgen''; s. dazu UB 90, 105, 121

116) s. auch Schiiler-Springorum: Was stimmt nicht mit dem Strafvoll-
zug? 1970, 26

117) s. UB 120

118) Piltz a.a.0. 286, liber die Gefahr solchen Tauschhandels; s. auch
Gantera.a.0. 182

119) Wagner a.a.0. 262: unerléBliche Voraussetzung beim BemUihen um
Resozialisierung

120) im Gegensatz zur Einbeziehung sachlicher Argumente bei der Uber-
priifung nach Petitionen: Rotthaus MschrKrim Heft 3 1977, 187; Wagner
a.a.0. 256



121) s. auch Altenhain JZ 1966, 18, Kussmann a.a.0. 721., Schéch 1978
a.a.0. 80, Schiiler-Springorum 1969 a.a.0. 78 f.; Treptow a.a.0. 2228; kri-
tisch Altenhain JZ 1966, 24

122) dazus. auch Quack a.a.0. 2211,

123) s. auch Schiller-Springorum 1969 a.a.0. 266; Kemer a.a.Q. 229:
..Beschwerdekleinkrieg”

124) Uber Ablehnungsfolgen: Schiiler-Springorum 1969 a.a.0. 116

125) so auch Bayerischer LandesfrauenausschuB: Empfehlungen zu
Strafvollzug und Resozialisierung von Frauen in Bayern, 1976, 7, 13

126) so auch Blau KrimGegfr 11 (1974), 116 und Wagner a.a.0. 241, 246,
258

127) s. auch AE 79, 81; Schéch 1979 a.a.0. 186 Rdn. 8

128) Wagner a.a.0. 241, 258, verlangt an besonderer Haftsituation ofien-
tierte Ausgestaltung

129) 5. auch Wagner a.a.0. 249

130) Rotthaus MschrKrim Heft 3 1977, 188 ,,gestérte Beziehungen zwi-
schen Beamten und Gefangenen'; Schmidt a.a.0. vor § 108 Rdn. 7: Pflicht
der Anstaltsleitung, dem entgegenzuwirken; Schiiler-Springorum 1969
a.a.0. 21, explosible Aufladung feindseliger Emotionen”; Giesen in Plenar-
Protokoll 8/44 des Landtags Nordrhein-Westfalen v. 24. 3. 1977, 2433: lei-
tende Behdrdenbedienstete tadeln Petenten, weil sie vom Petitionsrecht
Gebrauch machten

131) s. auch Diirig a.a.0. Art. 17 Rdn. 44 (im Zusammenhang mit Peti-
tionen)

132) Wagner a.a.0. 257

133) s. auch Wagner a.a.0. 249 und Ganter a.a.0. 95, 182f.

134) s. auch Stellungnahme aus der Gefangenenzeitung ,,Die Sonde”,
Strafanstalt Butzbach, Folge 17/18, August 1966, 6, zitiert bei Chudoba
a.a.0. 136; Wagner a.a.0. 253

135) dazu s. Hennings 81, 83 und Isermann 114 f., 119 {. in Rasehorn
(Anm. 30); Wagner a.a.0. 260

136) Tréndle a.a.0. B4 {.:  zentrales Problem moderner Kriminalpolitik’’;
noch gegen jede Individualisierung: Gennat a.a.0. 112f.

137) lber die Notwendigkeit der Persénlichkeitsforschung und Klassi-
fizierung: Gallmeier im 8. Bd. Teil | Mat. 1959, 570, 621 ff.

138) Miiller-Dietz a.a.0. 220 f.: besondere Empfindlichkeit Gefangener
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Uber die Anwendung von
Psychopharmaka in deutschen
Strafvollzugsanstalten — eine
Studie aus Justizvollzugsanstalten
in Nordrhein-Westfalen

Ute Romkopf

In einem Artikel (iber die Anwendung psychotroper Medi-
kamente in britischen Gefangnissen weist der Verfasser,
Konrad Alber, darauf hin, daB das Problem, ,,schwierige Ge-
fangene mit gemiits- und stimmungsbeeinflussenden Medi-
kamenten (Psychopharmaka) zu kontrollieren’’, auch dem
deutschen Strafvollzug nicht fremd sei *. Der vorliegende
Beitrag soll den Versuch darstellen, anhand einer Untersu-
chung der Verschreibungs- und Anwendungspraxis von
Psychopharmaka im nordrhein-westfélischen Strafvollzug
hieriber Aufklarung zu erbringen.

Die arztliche Behandlung von Straf- und Untersuchungs-
gefangenen in deutschen Justizvollzugsanstalten wird bun-
deseinheitlich durch das Strafvollzugsgesetz, §§ 56 bis 66,
geregelt. (1) Einzelheiten fur das Bundesland Nordrhein-
Westfalen sind aus der Dienstordnung fiir das Gesundheits-
wesen in den Justizvollzugsanstalten des Landes NRW
(DOG) zu entnehmen. (2) Der § 58 StVollzG gibt AufschiuB
Uber Art und Umfang der Krankenpflege fir Gefangene und
nimmt insbesondere auf ihre Versorgung mit Arznei- und
Heilmitteln sowie Verbandsstoffen Bezug. Die zugeordnete
Verwaltungsvorschrift (VV Abs. 4) (3) fihrt hierzu aus: ,,Die
arztlichen Verordnungen sind genau zu befolgen. Es ist da-
rauf zu achten, daB Arzneimittel nicht miBbraucht werden.
Fir die Einhaltung der arztlichen Einnahmevorschrift ist der
Gefangene in der Regel selbst verantwortlich. Bei einem
Gefangenen mit Persénlichkeitsstérungen und fir die Ein-
nahme stark wirkender Arzneimittel kann angeordnet wer-
den, daB Arzneimittel in Gegenwart eines Bediensteten ein-
zunehmen sind. Bei MiBbrauchsgefahr ist darauf zu achten,
daB der Gefangene das Arzneimittel tatsachlich einnimmt,
nach Méglichkeit durch Verabreichen in aufgeldstem Zu-
stand”’.

Hieraus folgt:

1.) Die VV zu § 58 StVollzG weist auf die Selbstverant-
wortlichkeit des Gefangenen bei der Einnahmevor-
schrift des verordneten Medikamentes hin, die in al-
ler Regel auch Psychopharmakaverordnungen ein-
schlieft.

2.) Der Mibrauchsgefahr bei Medikamentenverord-
nungen wird zumindest vorgebeugt.

Die zitierte Verwaltungsvorschrift zum StVollzG 1aBt dabei
den § 101 StVollzG unberihrt, der die Mdglichkeit von
ZwangsmaBnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfir-
sorge regelt.

* Konrad Alber: Zur Anwendung psychotroper Medikamente in britischen Gefangnis-
sen. ZfStrVo 30 (1981) 8. 337 - 343.
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Hier wird u.a. ausgefiihn:

»Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie
Erndhrung sind zwangsweise nur bei Lebensgefahr,
bei schwerwiegender Gefahr fiir die Gesundheit des
Gefangenen oder bei Gefahr fiir die Gesundheit ande-
rer Personen zulassig. Die MaBnahmen mlissen fiir die
Beteiligten zumutbar und diirfen nicht mit erheblicher
Gefahr fiir Leben oder Gesundheit des Gefangenen
verbunden sein. Die MaBnahmen diirfen nur auf Anord-
nung und unter Leitung eines Arztes durchgeflihrt wer-
den’.

Auch hier gibt die zugeordnete Verwaltungsvorschrift
nahere Anweisungen:

,.Der Anstaltsarzt belehrt den Gefangenen in Gegen-
wart eines Zeugen Uber die Notwendigkeit der &rztli-
chen MaBnahmen und die Méglichkeit einer zwangs-
weisen Behandlung sowie Uber die gesundheitlichen
Folgen einer Nichtbehandlung. Die Belehrung und Er-
klarungen des Gefangenen, die im Zusammenhang mit
arztlichen ZwangsmaBnahmen stehen, sind aktenkun-
dig zu machen™".

Dies bedeutet:

Gesetz und Verwaltungsvorschrift schlieBen unter be-
stimmten Voraussetzungen die zwangsweise Behand-
lung eines Gefangenen — auch durch Verabreichung
von Psychopharmaka — nicht aus, verhindern aber in
eindeutiger Form Willkiir und MiBbrauch bei der An-
wendung einer solchen Behandlungsweise.

Die zwangsweise Verabreichung eines Psychopharma-
kons ist der Verfasserin im Rahmen ihrer zwdlfjahrigen an-
staltsarztlichen Tatigkeit im nordrhein-westfalischen Straf-
vollzug nur in einem Falle bekannt geworden. Sie unterlag
der Regelung der damaligen Dienst- und Vollzugsordnung
fir das Land NRW, die mit Inkrafttreten des neuen Strafvoll-
zugsgesetzes 1977 auBer Kraft gesetzt wurde. Es handelte
sich um einen erheblich personlichkeitsgestdrten 24-jahri-
gen Gefangenen, der auch nach mehrtagigem Aufenthalt in
einem besonders gesicherten Haftraum weiterhin hoch-
aggressive Abreaktionen zeigte, wobei die Gefahr einer er-
heblichen Verietzung des Betroffenen selbst und anderer
Personen nicht mehr auszuschlieBen war. Das mdégliche
Vorliegen einer psychotischen Entwicklung war abzuklaren.
Ein Transport in eine psychiatrisch-diagnostische Untersu-
chungsabteilung wurde erforderlich. Der Gefangene wider-
setzte sich allen MaBBnahmen trotz eingehender, wiederhol-
ter Belehrung. Da er (ber ungewdhnliche Kérperkrafte ver-
fugte und sich bereits durch physische Abreaktionen nicht
unerheblich verletzt hatte, wurde er im Interesse der Erhal-
tung seiner Gesundheit und seiner eigenen Sicherheit durch
zwangsweise Verabreichung eines Psychopharmakons,
das eine beruhigende und die motorische Aktivitat herab-
setzende Wirkung hatte (Chlorpromazin) (4), behandelt und
anschlieBend in eine besondere Krankeneinrichtung des
Vollzuges verlegt. (5)

Es ist davon auszugehen, daB Zwangsbehandlungen
durch Verabreichung von Psychopharmaka bei Gefange-
nen im deutschen Strafvollzug in normalen Justizvollzugs-
anstalten Einzelfélle darstellen. Fiir das Bundesland Nord-

rhein-Westfalen trifft dies schon deshalb zu, weil dessen
Strafvolizug uber keine vollzugseigene psychiatrische Be-
handlungseinrichtung verfigt. Im psychiatrischen Sinne
kranke oder behandlungsbediiritige Gefangene werden
deshalb in der Regel in freie psychiatrische Fachkranken-
hduser bis zum AbschluB ihrer Behandlung aufgrund des §
65 StVollzG verlegt oder unter Anwendung des Gesetzes fiir
psychisch Kranke (PsychKG) durch geeignete Amtsarzte
dort eingewiesen. (6)

Aus dem Jahre 1981 sei hier ein weiterer Fall eines Inhaf-
tierten angefiihrt, der von einer Justizvollzugsanstalt fiir
schwer kriminell gefahrdete Gefangene aus Beschwerde (7)
flhrte. Er trug der fiir ihn zustédndigen Oberbehdérde (8) vor,
daB er sich durch die ihn behandelnden Anstaltsarzte nicht
ausreichend betreut fiihle, da diese ihm nur starke Beruhi-
gungsmittel verordneten, aber sonst nichts fiir ihn veran-
laBten, obgleich er korperlich und seelisch am Ende seiner
Kraft sei. Bei Uberpriifung des Falles stellte sich heraus, daB
der Gefangene durch den Anstaltsarzt einer griindlichen
diagnostischen Abklarung unterzogen worden war. Schwer-
wiegende korperliche Krankheitsbefunde hatten sich dabei
nicht ergeben. Der Gefangene wies jedoch eine mangelhaf-
te Verarbeitungsmdglichkeit aktueller persénlicher Konflikte
auf und erbat sich in zahlreichen ambulanten Vorstellungen
beim Anstaltsarzt immer wieder Beruhigungsmittel. Er er-
hielt Benzodiazepine (9) in Form des Medikamentes Tran-
xilium in geringster therapeutischer Dosierung (iber einige
Wochen. Zu einer Aufarbeitung seiner Problematik mit Hilfe
psychologischer Intervention war er nicht bereit. Nach sei-
ner Verlegung in eine Justizvollzugsanstalt des offenen Voll-
zuges, die fir ihn entsprechend der Vollzugsprogression
angestanden hatte, stellte sich die zu erwartende psychi-
sche Entkrampfung nicht ein. Er wurde vielmehr erneut —
und diesmal unter Drohungen — bei dem dortigen Anstalts-
arzt vorstellig und forderte die weitere anhaltende Medika-
tion eines Psychopharmakons. Erst nach behutsamer Do-
sisreduzierung und versuchsweisem mehrtagigem Abset-
zen des Medikamentes in immer kirzeren Zeitabstanden
gelang schlieBlich der Ubergang auf ein leichtes Tages-
sedativum, das nach mehreren Wochen génzlich abgesetzt
wurde.

Der vorliegende Fall ist in seiner Art beispielhaft, sowohl
fiir das Dilemma anstaltsarztlichen Wirkens im Vollzuge bei
personlichkeitsgestorten Gefangenen, als auch fir die Re-
aktion des Inhaftierten, der in der (iberwiegenden Anzahl der
Falle zu einer echten Auseinandersetzung mit seiner Pro-
blematik und ihrer gezielten Aufarbeitung mit Hilfe psycho-
therapeutischer MaBnahmen nicht bereit ist. Eine zunachst
als vorlibergehende Hilfe gedachte medikamentése Ent-
spannung und Beruhigung kann letztendlich keinen Dauer-
erfolg erzielen, da die eigentliche Problemldsung weder als
flankierende Manahme noch als AnschluBmaBnahme zum
Tragen kommt. Die Beibehaltung oder Steigerung der An-
fangsmedikation kann jedoch leicht zur Gewohnheitsbil-
dung flhren, die psychische Abhangigkeit beinhaltet. Sie ist
nach Benzodiazepinen, die im vorliegenden Falle verab-
reicht wurden, beobachtet worden, aber meist sehr mild und
stellt bei ausschleichender Behandlung kein wesentliches
Problem dar. {(10) Benzodiazepin wird in vielen Lehrbiichern
eine groBe therapeutische Breite zugeschrieben undim Ver-
gleich zu Barbituraten (11) ein sehr geringes Suchtpotential.



Letzteres ist jedoch in jlingster Zeit nicht mehr unwiderspro-
chen.

Wie wirkungsvoll psychotherapeutische Hilfe bei zur
Problemaufarbeitung bereiten Inhaftierten sein kann, zeigt
das Beispiel einer sozialtherapeutischen Modellanstalt des
Landes. Bei einer Uberpriifung der Psychopharmakaver-
ordnung der dort einsitzenden Gefangenen im gesamten
Jahr 1981 ergab sich flir den gesamten Uberpriifungszeit-
raum, daB nicht ein einziges Psychopharmakon an die dort
einsitzenden Inhaftierten verabreicht worden war.

Um einen genaueren Uberblick (ber die Anwendungs-
und Verordnungspraxis von Psychopharmaka eines Justiz-
vollzugsamtsbezirks zu erhalten, wurden in 6 Justizvoll-
zugsanstalten 1500 Gesundheitsakien von im Jahre 1981
entlassenen Gefangenen (berpriift. Der Uberpriifungszeit-
raum erstreckte sich auf einen Zeitabschnitt von zwei Mona-
ten bis zu 1,6 Jahren. Die Uberpriifung wurde in Form einer
Zufallsstichprobe durchgefihrt.

Fur die Untersuchung wurden Justizvollzugsanstalten un-
terschiedlicher Zweckbestimmung ausgewahlt. Es handelte
sich dabei um

1.) Zwei Justizvollzugsanstalten des geschlossenen
Vollzuges
a) ,,Geschlossener Vollzug I’
b) ,,Geschlossener Vollzug il

Beide Justizvollzugsanstalten nehmen ihrer Zweckbe-
stimmung nach mannliche Untersuchungshéftlinge (die JVA
des geschlossenen Vollzuges | auch weibliche Untersu-
chungshéftlinge und mannliche Jugendliche) auf, sowie
mannliche Strafgefangene des Erstvolizuges mit Freiheits-
strafen von 6 Monaten bis zu 1,6 Jahren. Die JVA des ge-
schlossenen Vollzuges Il weist dariber hinaus kleinere
Sonderabteilungen auf: Padagogisches Zentrum, Pflege-
abteilung (besondere Krankeneinrichtung des Vollzuges)
und eine Behandlungseinrichtung fiir drogenabhingige
Strafgefangene, wahrend die JVA des geschlossenen Voll-
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zuges | auBerdem weibliche Strafgefangene des Erstvoll-
zuges mit Freiheitsstrafen bis zu 1 Jahr aufnimmt.

2.) Zwei Justizvollzugsanstalten des offenen Voll-
zuges
a) ,,Offener Vollzug I
b) ,,Offener Vollzug II”’

Beide Justizvollzugsanstalten nehmen mannliche Straf-
gefangene des Erstvollzuges mit Freiheitsstrafen von 3 Mo-
naten und dariiber auf, sowie Gefangene mit Freiheitsstra-
fen von mehr als 1,6 Jahren entsprechend dem Ergebnis
einer besonderen Prifung Gber das Einweisungsverfahren.
(12)

3.) Eine Justizvollzugsanstalt des Regelvollzuges
,,Geschlossener Vollzug III"

Die Justizvollzugsanstalt beherbergt mannliche Strafge-
fangene des Regelvollzuges mit Freiheitsstrafen von 6 Mo-
naten bis 1,6 Jahren, auBerdem Gefangene mit Untersu-
chungshaft, Auslieferungs- und Durchlieferungshaft sowie
Abschiebehaft bei mannlichen Erwachsenen und Frauen
sowie weibliche Gefangene mit Freiheitsstrafen bis zu ei-
nem Jahr.

4.) Eine Justizvollzugsanstalt fiir starker kriminell ge-
fahrdete mannliche Gefangene
,,Geschlossener Vollzug IV"'

Die Justizvolizugsanstalt beherbergt Gefangene mit Frei-
heitsstrafen von mehr als 1,6 Jahren entsprechend dem Er-
gebnis des Einweisungsverfahrens und Sicherungsver-
wabhrte.

5.) Eine sozialtherapeutische Modellanstalt

Die Justizvollzugsanstalt beherbergt mannliche Strafge-
fangene mit Freiheitsstrafen von mehr als 2 Jahren, deren
Aufnahme nach besonderen Richtlinien erfolgt.

Die erzielten Ergebnisse weisen die folgenden Tabellen
aus:

Tabelle |
JVA Zweckbestimmung Gepriifte Falle Psychopharmaka- bezogen auf Durch- Angabe in %
gesamtverordnung schnittsbelegung 1981
Offener Vollzug | FS 3 Monate u. mehr, 250 20 28,3 Verordnungen 8
sowie mehr als 1,6 J. bei 353,76 Gfg
Offener Vollzug Il FS 3 Monate u. dariiber 250 3 5,5 Verordnungen 1,6
sowie mehrals 1,6 J. bei 340,7 Gfg
Geschlossener FS 6 Monate bis 1,6 J. 200 40 101,1 Verordnungen 20
Vollzug | bei 505,44 Gfg
Geschlossener FS 6 Monate bis 1,6 J. 200 48 130,0 Verordnungen 24
Vollzug 11 bei 543,77 Gfg
Geschlossener Regelvollzug FS 250 55 127,39 Verordnungen 22
Vollzug ll 6 Monate bis 1,6 Jahre bei 603,22 Gfg
Geschlossener hohe Freiheitsstrafen 350 52 149,9 Verordnungen 14,9
Vollzug IV SV bei 1008,4 Gfg
Sozialtherapeutische FS von mehr als 2 Apothekenbedarf 0 0 0
Modellanstalt Jahren Aufn. nach be- 1981
sonderen Richtlinien
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Aus den Ergebnissen geht hervor:

1.) Je groBer die Volizugslockerung bei Justizvollzugs-
anstalten ohne besonderen therapeutischen Charakter,
umso geringer ist der Psychopharmakabedarf der Gefan-
genen. Der offene Vollzug mit vermehrten Beurlaubungs-
und Ausgangsmaoglichkeiten, AuBenarbeit, freierem Tages-
ablauf in der JVA sowie die Aussicht auf baldige Entlassung
flhrt in der Regel zu einer deutlichen Entschéarfung der Haft-
problematik. Dennoch notwendig werdende Psychophar-
makaverordnungen weisen in der (iberwiegenden Mehrzahl
der Filie auf Alkoholabusus, in der geringeren Anzahl auf
fixierte Personlichkeitsstérungen hin,

2) Gezielte sozialtherapeutische MaBnahmen mit Be-
handlungscharakter lassen Psychopharmakaverordnungen
unnétig werden.

3.) Der Psychopharmakabedarf ist am groBten in Justiz-
vollzugsanstalten mit Untersuchungshaft, Kurzstrafen im
Wiederholungsfall, relativ kurzen Erststrafen, Ausliefe-
rungs- und Abschiebungshaft. Hierflir lassen sich eine Viel-
zahl von Griinden anfiihren:

a) Haufige Alkoholdelikte mit Entzugserscheinungen
und praedeliranten Zustanden der Betroffenen,

b) BTM-Tater in Untersuchungshaft und Erstvollzug
mit behandlungsbediirftigen Entzugserscheinun-
gen sowie Ein- u. Durchschlafstérungen als Folge-
symptomatik,

¢) Vermenhrte Suicidgefahrdete mit depressiver Sym-
ptomatik oder Erregungszustanden bei Erstverhaf-
tungen und schweren Delikten mit hohen zu erwar-
tenden Freiheitsstrafen,

d) Angstzustinde (Realdngste) oder Suicidgefdhr-
dung bei Abschiebung oder Auslieferungshaft und
drohender erneuter Freiheitsstrafe im Heimatland,

e) Unbehandelte, personlichkeitsgestorte Erstbestraf-
te und Untersuchungshaftinge mit mangeinder
Problemverarbeitung,

f) Latente oder ausbrechende Psychosen,

g) Typische Haftreaktionen als Folge von Isolation,
mangelnder kérperlicher oder seelischer Ausagie-
rung mit Schlafstérungen, aggressiver Abreaktion
oder Somatisierungstendenz.

4.) Der sehr viel geringere Psychopharmakabedarf einer
Justizvolizugsanstalt mit Langbestraften und Sicherungs-
verwahrten laBt auf eine zum Teil durch den Zeitfaktor ver-
besserte Anpassung der Insassen an die Haft schlieBen.
Uberdies muB davon ausgegangen werden, daB psychische
Auffélligkeiten und Belastungen des ersten Haftabschnittes
bereits in der Untersuchungshaft behandelt wurden und da-
her keinen schwereren Krankheitswert mehr besaBen.

Bei weiterer Auswertung der Untersuchungsergebnisse
wurde festgestellt: In allen Justizvollzugsanstalten mit Aus-
nahme der JVA Gelsenkirchen kam es zu Psychopharma-
kaverordnungen im engeren und im weiteren Sinne.

I. Psychopharmaka im engeren Sinne sind nach Pél-
dinger (13) die beiden groBen Gruppen der

A.) Neuroleptica und der
B.) Psychotranquilizer
sowie

C.) die Gruppe der Antidepressiva mit stimmungsauf-
hellender oder hemmungslsender Wirkung

ZuA.):

Neuroleptica wirken bewegungshemmend, sie beeinflus-
sen vegetative Funktionen, besitzen einen ,,Z&hmungs-
effekt’”” und entfalten eine antipsychotische Wirkung.

ZuB.):

Tranquilizer wirken geringer bewegungshemmend, vege-
tative Funktionen werden kaum beeinfiuBt, der Zahmungs-
effekt, d.h. die beruhigende Wirkung ist jedoch dreifach ho-
her als die der Neuroleptica. Sie entfalten keinerlei antipsy-
chotische Wirkung.

Die Uberpriiften Justizvollzugsanstalten setzten folgende
Psychopharmaka im engeren Sinne ein:

Tabelle Il — Neuroleptica
Neurolepticum Gruppe Wirkung

Chlomethiazol Phenothiazin-
(Distraneurin) Derivat

Bewegungshemmend, schlaf-
anstofiend, antipsychotische
Wirkung, geeignet bei alkoholi-
scher Entzugssymptomatik und
im Praedelir

Levomepromazin | Phenothiazin- ausgepragt ddmpfender u.

{Neurocil) Derivat schlafanstoBender Effekt,
angstliche Agitation ddmpfend

Fluspirilen Butyrophenon- Einsatz bei schweren Er-

(Imap, Haldol) Derivate regungszustanden, akuten

Schizophrenien und mani-
formen Zustanden

Tabelle Ill — Tranquilizer

Tranquilizer Gruppe Wirkung
Dikaliumchlor- Benzodiazepin angst- und spannungslésend
diazepat

(Tranxilium)

Doxepin " angst- und spannungslésend,
(Aponal) schlafanstoBend

Oxazepam " erregungsdampfend, angst-
(Adumbran) l6send, spannungslésend,
(Praxiten) schlafanstoBend

Lorazepam " angstldsend, antidepressiv
(Tavor) wirkend, schlafanstofiend
Diazepam spannungs-, erregungs- und

(Valium) angstidsend, schlafférdernd,
geeignet zur Behandlung psy-
chosomatischer Stérungen etc.

angst- und spannungsldsend,
beruhigend, schlafanstoBend,
geeignet bei Stimmungsbeein-
trachtigung und Antriebsstérung
sowie bei nervésen Reiz- und
Erschoépfungszustanden

Bromazepam
(Lexothanil)




Fortsetzung zu Tabelle 3 (Tranquilizer)

Prazepam " angstldsend, schlafanstoBend,

(Demetrin) stimmungsstabilisierend, ge-
eignet bei psychovegetativen
und psychosomatischen Sté-
rungen

Chlordiazepoxid Benzodiazepin- spannungslésend, beruhigend,

+ Amitryptilin Kombinations- stimmungsaufhellend, angst-

(Limbatril) préaparat lésend

Die Anwendung von Tranquilizern stand beim Einsatz von
Psychopharmaka eindeutig im Vordergrund.

Neuroleptica fanden nur sparsam und gezielt Einsatz bei

1. alkoholischen Entzugserscheinungen und Auftreten
praedeliranter Zustande: in Form von Chlomethiazol
in hoher Anfangsdosierung (1,4 - 1,69), dann rasch
ausschleichend mit Medikationsende nach spa-
testens zwei Wochen Behandlungsdauer.

2. Haftreaktionen mit Krankheitswert bei phobischen
Erscheinungsbildern (Angstreaktionen): Einsatz
von Levomepromazin (Neurocil), seltener Haldol
(Fluspirilen).

3. Psychosen mit vorwiegend &ngstlicher Agitation
oder ausgepragten Erregungszustanden: nach ner-
venfacharztlicher Konsultation kam es zum Einsatz
von Haldol, Imap oder Neurocil und anschlieBender
Verlegung in ein Landeskrankenhaus.

Tranquilizer fanden in Form der aufgefilhrten Benzodia-
zepine Anwendung bei Gefangenen mit Personlichkeits-
stérungen, die Uberwiegend mit Angst- und Spannungszu-
standen sowie Schlafstérungen einhergingen. In allen Fal-
len erfolgte die Medikation mit Einverstindnis der Patienten,
ja, wurde von diesen gelegentlich geradezu gefordert.

Zu Intoxikationserscheinungen (Vergiftungszustanden)
kam es in keinem Fall. Dagegen wurde gelegentlich Klage
Uber die bei Anwendung dieser Medikamente Ublichen Ne-
benerscheinungen gefiihrt:

a) Vegetative Erscheinungen: Durst, Midigkeit, Schl&f-
rigkeit, Schwitzen, Obsti-
pation u.a.

sehr selten beobachtete
Dyskinesien (z.B.
Krampfe im, Bereich der
Extremitatenmuskeln)

b) neurologische Symptome:

c) andere korperliche Begleiterscheinungen wie Aller-
gien und Gewichtszunahme

il. Als Psychopharmaka im weiteren Sinne fanden Ein-
satz:

A.) Hypnotika (Schlafmittel)
B.) Sedativa (leichtere Beruhigungsmittel)

C.) Antikonvulsiva (krampfldsende Mittel), die in der
votliegenden Studie nicht beriicksichtigt wurden
und nur zur Behandlung entsprechender Krank-
heitsbilder dienten.

Tabelle IV — Hypnotika
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Medikament Gruppe Wirkung
Nitrazepam Benzodiazepin Anwendung bei emotional be-
{Mogadan) dingten Schlafstérungen
Fluazepam . Anwendung bei Ein- und Durch-
(Dalmadorm) schlafstérungen
Somnibel, Methaqualon- Anwendung bei Ein- und Durch-
Staurodorm verbindungen schlafstérungen
Chloraldurat Chlorverbindung Anwendung bei Ein- und Durch-
schlafstérungen
Plantival Komb. Valeriana Anwendung bei Ein- und Durch-
+ Bromide schlafstdrungen
Paraldehyd Aldehydverbindung Anwendung bei Schlafstérung
Erregungszustanden
Tabelle V -~ Sedativa
Medikament Gruppe Wirkung
Hovaletten Hopfenextrakt beruhigend, leicht schlafan-
stoBend
Baldrian Valeriana beruhigend
Valdispert Verbindung Tagessedativum
Sedovegan Kombinations- Anwendung bei Einschlaf-
praparat storungen, beruhigend, ent-
Phenobarbital, spannend
Chinidin,
Chinchonin
Bellergal Kombinations- Anwendung bei Einschlaf-

praparat
Belladonna-
alkaloide
+ Barbiturat

stérungen, entspannend, mild
beruhigend

Tabelle VI — Ubersicht iiber verordnete Psychopharmaka
im engeren Sinne

JVA gepriifte Falle | verordnete Neuroleptica und Tranquilizer
bezogen auf | bezogen auf %
gepriifte Gesamt-

Falle belegung

Offener 250 16 22,5 6.4

Vollzug |

Offener 250 3 4,1 1,2

Vollzug Il

Geschlossener 200 24 60,7 12

Vollzug |

Geschlossener 200 20 54,4 10

Volizug Il

Geschlossener 250 38 91,7 15,2

Vollzug IH

Geschlossener 350 22 63,4 6,3

Vollzug IV

Genauere Auskunft Giber die Anwendung der beiden gro-
Ben Psychopharmakagruppen geben die Tabellen VI und
VII. Hierbei fiel auf, daB die Justizvollzugsanstalien des ge-
schiossenen Vollzuges fiir Erst- und Kurzstrafen sowie des



148

Tabelle VII — Ubersicht tiber verordnete Psychopharmaka im weiteren Sinne

JVA gepriifte Falle verordnete Hypnotica (H) und Sedativa (S)
bezogen auf gepriifte bezogen auf Gesamt- %
Falle belegung
Offener Vollzug | 250 H: 0 S: 4 H: 0 S: 57 H: 0
S: 16
Offener Volizug It 250 H: 0 S: 1 H: 0 S: 14 H: 0
S: 04
Geschlossener Vollzug | 200 H: 9 S: 7 H: 22,7 S:17,7 H: 4,5
S: 35
Geschlossener Vollzug Il 200 H: 22 S: 6 H: 59,8 S: 16,3 H:11
S: 30
Geschlossener Volizug Il 250 H: 1 S: 14 H: 2,41 $:338 H: 04
S: 56
Geschlossener Vollzug 1V 350 H: 23 S: 7 H: 66,3 S:20,2 H: 6,6
S: 2

Regelvollzuges nicht nur den hdchsten Psychopharmaka-
verbrauch insgesamt aufwiesen, sondern auch bei Anwen-
dung von Psychopharmaka im engeren Sinne an der Spitze
lagen. Die fiir den Regelvollzug zustandige Justizvollzugs-
anstalt wies dabei eine besonders hohe Anzahl von Alkoho-
likern aus, die wegen zum Teil erheblicher Entzugserschei-
nungen behandlungsbediirftig waren. Der Anteil an Chlo-
methiazol betrug somit auch 67,5% der Gesamtmenge der
dort eingesetzten Psychopharmaka im engeren Sinne.

Die Anstalten des offenen Vollzuges hatten keinerlei
Hypnoticabedarf, sondern kamen bei Schlafstérungen mit
Anwendung von leichteren Sedativa aus, die (iberdies noch
zu einem sehr geringen Prozentsatz eingesetzt wurden.

Die vorliegende Untersuchung bezieht sich auf einen Teil
der Gefangenenpopulation eines Bundeslandes. Sie erhebt
daher keinen Anspruch auf Vollstandigkeit. Erganzungen
durch weitere Untersuchungen aus anderen Bundeslandern
waren im Hinblick auf die Aussagekraft der hier durchge-
fuhrten Erhebung wiinschenswert.

Es ergibt sich folgende Trendaussage:

1.) Das Strafvollzugsgesetz schiitzt in seiner heute gilti-
gen Form den Inhaftierten im Bereich medizinischer Be-
handlung ausreichend vor Willkir und méglichem Mif3-
brauch. Dies gilt auch fiir die Anwendung von gemiits- und
stimmungsbeeinflussenden Medikamenten. Eine Kontrolle
der ,,schwierigen Inhaftierten” durch Anwendung von Psy-
chopharmaka, wie Alber sie im britischen Strafvollzug ver-
mutet (14) findet nicht statt. Zwangsbehandlungen stellen
Einzelfdlle dar und unterliegen der Regelung des § 101
StVollzG.

2.) Die arztliche Betreuung von Inhaftierten in Untersu-
chungshaft und Strafvollzug kommt in Justizvollzugsanstal-
ten ohne speziellen Behandlungscharakter nicht ohne ge-
legentliche Anwendung von Psychopharmaka aus, da die
Zahl der suchtabhangigen und persdnlichkeitsgestdrten In-
haftierten betrachtlich ist und zumindest voriibergehender
Behandlung mit psychotropen Medikamenten bedarf. Es

handelt sich hierbei um eine MaBnahme freiwilligen Charak-
ters, die Einnahmevorschrift der verordneten Medikamente
basiert in aller Regel auf Selbstverantwortlichkeit.

3.) Untersuchungen ergaben, daB der Gebrauch von
Psychopharmaka in Justizvollzugsanstalten des geschlos-
senen Vollzuges fur Untersuchungshaft, Kurz- und kiirzere
Strafen am hochsten ist, weil suchtabhangige und unbehan-
delte personlichkeitsgestérte Inhaftierte dort besonders im-
ponieren. Mit fortschreitender Vollzugsprogression nimmt
die Anwendung von Psychopharmaka ab, da Lockerungs-
moglichkeiten und die Nahe der Haftentlassung eine Ent-
krampfung der Haftproblematik bedingen. Langbestrafte
und Sicherungsverwahrte zeigen moglicherweise eine all-
mahliche Anpassung an die bestehenden Haftbedingungen
und bendtigen daher weniger Psychopharmaka. Schiiisse
auf eine echte Problemverarbeitung lassen sich daraus
nicht ziehen. Die Anwendung intensiver Psychotherapie bei
behandlungsbereiten Inhaftieten macht die Anwendung
von Psychopharmaka offenbar uberflissig.

4.) Die vorliegende Studie beweist deutlich die maBvolle
Handhabung und das VerantwortungsbewuBtsein der mit
der Behandlung der Gefangenen befaBten Anstaltsarzte bei
der Verordnung und Anwendung von Psychopharmaka.
Dies laBt fir die Zukunft hoffen, daB gelegentlich mogliche
milde Abhangigkeitsformen durch langer verordnete Neu-
roleptica und Tranquilizer Einzelfélle bleiben werden.

5.) Die durchgefiihrte Untersuchung bezieht sich aus-
schlieBlich auf &rztlich verordnete Medikamente. Der Be-
reich illegalen Medikamentengebrauches in der Subkultur,
der nicht unerheblich sein dlirfte, bleibt unberlicksichtigt.

Zum AbschluB sei darauf hingewiesen, daB die hiesigen
Erhebungen schon vom Ansatz her mit der Arbeit von Alber
nicht vergleichbar sind, da erstere auf Ergebnissen von Ge-
fangenenberichten und Personalbefragungen aufbaut, die
hier bei der auBerordentlich angespannten Personalsitua-
tion im arztlichen Bereich allein aus Zeitmangel nicht durch-
gefiihrt werden konnten. Aus diesem Grunde wurden die
Gesundheitsakten zu Uberpriifungszwecken herangezo-



gen und somit ausreichend objektive Untersuchungsergeb-
nisse garantiert.

Aufgrund des geltenden Beschwerderechtes ist es den
Inhaftierten jederzeit méglich, bei der Anstaltsleitung und
den Ubergeordneten Instanzen Klage iiber die arztliche Be-
handlung zu fihren. Beschwerden {iber zuviel verordnete
und etwa zu hoch dosierte Psychopharmaka kommen aber
praktisch kaum vor. Der einzige Fall, an den die Verfasserin
sich in zweijahriger Dezernentenzeit erinnert, wurde ge-
schildert.

Haufige Beschwerden werden dagegen uber zuwenig
verordnete Psychopharmaka, zuwenig intensive oder nach
Meinung der Inhaftierten zuwenig effiziente arztliche Be-
handlung vorgetragen. Dies kann jedoch nicht Gegenstand
der vorliegenden Untersuchung sein. Wird die Vergabe von
Psychopharmaka durch den Arzt aus medico-legalen Grin-
den abgelehnt, sind Dienstaufsichtsbeschwerden oder Kla-
gen wegen unterlassener arztlicher Hilfeleistung bei Gefan-
genen keine Seltenheit. Haftsituation und Unfahigkeit zu
echter Auseinandersetzung erwecken bei vielen Inhaftier-
ten die Hoffnung, arztliche Kunst kénne etwa durch Verord-
nung von Psychopharmaka die erwiinschte Problemldsung
erbringen. Der im Vollzug tatige Arzt wird daher immer wie-
der zwischen der zweifellos gelegentlichen Notwendigkeit
psychischer Entlastung durch Anwendung eines zum Bei-
spiel spannungslésenden Medikamentes und dem sehr viel
milhsameren Weg eines therapeutischen Gespraches zu
entscheiden haben, der oftmals aus Zeitgriinden nicht be-
gehbar ist.

Zusammenfassung:

Bei 1500 entlassenen Gefangenen des Jahres 1981 aus
Justizvollzugsanstalten eines Justizvollzugsamtsbezirkes
in Nordrhein-Westfalen wurde die Anwendungs- und Ver-
schreibungspraxis von Psychopharmaka untersucht.

Psychopharmakamedikation wurde notwendig bei sucht-
abhangigen Inhaftierten in Entzugsstadien, Personlichkeits-
gestorten und psychisch Erkrankten. Hierbei schiitzte die
durch das moderne Strafvollzugsgesetz geschaffene
Rechtslage die Inhaftierten vor Willkiir und MiBbrauch bei
Verordnung und Applikation dieser Medikamente. Die Ein-
nahmevorschrift basiert in der Regel auf der Selbstverant-
wortlichkeit des Gefangenen.

Die Untersuchung wies den héchsten Psychopharmaka-
verbrauch in geschlossenen Justizvollzugsanstalten des
Erstvollzuges fir kiirzere und Kurzstrafen, des Untersu-
chungshaftvollzuges und des Regelvollzuges aus. Die An-
wendungspraxis hatte in Anstalten des offenen Vollzuges
wegen der hier praktizierten Lockerungen und der Nahe der
Haftentlassung einen deutlich geringeren Umfang.

Justizvolizugseinrichtungen mit ausschliellichem Be-
handlungscharakter lassen die Anwendung von Psycho-
pharmaka iiberfliissig werden.

Die maBvolle Handhabung der Anstaltsarzte in der Ver-
schreibungspraxis und ihr gezeigtes Verantwortungsbe-
wuBtsein bei Anwendung von psychotropen Medikamenten
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war deutlich. Hierdurch wurden etwaige entstehende milde
Abhéngigkeitsformen durch langere Verordnungen von
Neuroleptica oder Tranquilizern in vertretbarem Rahmen
gehalten.

Erklarungen und Literaturhinweise

1.) Strafvollzugsgesetz in der Fassung vom 16. 3. 1976, in Kraft getreten
1977

2.) Dienstordnung fiir das Gesundheitswesen fiir die Justizvollzugsan-
stalten des Landes Nordrhein-Westfalen (DOG) — JMBI. NW S. 5 — AV des
Justizministers vom 7. Dezember 1978

3.} Bundeseinheitliche Verwaltungsvorschriften zum Strafvollzugsge-
setz

4.) Chlorpromazin gehért zur Gruppe der Neuroleptica und stellt ein Psy-
chopharmakon im engeren Sinne dar (Pdldinger, Kompendium der Psycho-
pharmakatherapie 1967, |, 38 spez. Teil)

5.) Psychiatrisch-diagnostische Untersuchungsabteilung fiir verhal-
tensgestornte Strafgefangene bei einer Justizvollzugsanstalt des Landes
Nordrhein-Westfalen mit eng begrenzter Bettenzahl. Die Abteilung nimmt
Strafgefangene nur zur Abklarung der Diagnose auf und hat keinen Kranken-
hauscharakter.

6.) Gesetz fiir Psychisch Kranke (PsychKG). Bundeseinheitliches Ge-
setz zur Unterbringung und Behandlung psychisch Kranker in geeigneten
Krankeneinrichtungen

7.) § 108 StVollzG regelt das Beschwerderecht der Gefangenen

8.) Der Prasident des Justizvollzugsamtes war hier die zustandige Be-
schwerdeinstanz mit medizinischer Fachaufsicht

8.) Benzodiazepine sind Tranquilizer mit zentral muskelrelaxierenden
sowie angst- und spannungslésenden Eigenschaften

10.) Miller, Dr. W. E.: Benzodiazepine — ein neues Suchtproblem. Phar-
mazeutische Zeitung 45, 5. 11. 1981

11.) Barbiturate sind haufig angewandte Ein- und Durchschlafmittel, die
gelegentlich in milder Dosierung auch als Tagessedativa eingesetzt werden,
insbesondere in Form von Kombinationspraparaten. Dauermedikation fiihrt
zu Gewdhnung und Abhangigkeit.

12.) Die Zweckbestimmung und den naheren Aufgabenbereich der Justiz-
vollzugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen erklart der Vollstrek-
kungsplan fiir das Land NW (AV des JM vom 16. 7. 1975 -4431—1IV B. 28 ).

13.) Példinger, Kompendium der Psychopharmakatherapie 1976 (wissen-
schaftlicher Dienst Roche)

14.) Alber, Konrad: Zur Anwendung psychotroper Medikamente in briti-
schen Gefangnissen, Max-Planck-Institut flir auslandisches und interna-
tionales Recht, Freiburg/Br. Siehe FuBnote *.
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Jugendliche in Untersuchungshatft
— Ergebnisse einer zwei Jahre
dauernden Fragebogenaktion —
Siegfried Echtler

Als Kind glaubte ich, Gefangene hatten Narben im Ge-
sicht, den Schiadel kahlgeschoren, ein gebrochenes Nasen-
bein, Zahnliicken und den bosen Blick.

Als ich dann im Erwachsenenalter in der Jugendabteilung
der Justizvollzugsanstalt Augsburg meine Arbeit aufnahm,
fand ich nur wenig Gefangene vor, die meiner ehemaligen
kindlichen Vorstellung entsprachen.

AuBerlich fand ich kaum Unterschiede zu gleichaltrigen
Jugendlichen, die nicht mit dem Gesetz in Konflikt kamen.
Mit Hilfe einer Fragebogenaktion wollte ich dem Ratsel auf
die Spur kommen, was im seelischen Bereich bej jugendli-
chen Untersuchungsgefangenen anders sein mag. Zwei
Jahre lang lie3 ich jeden Neuankémmling in den ersten Ta-
gen der Haft einen Fragebogen ausfillen. Die Ergebnisse
sind Momentaufnahmen zu Beginn der Haft. Im Laufe der
zwei Jahre (Oktober 1979 - September 1981) erhielt ich ins-
gesamt 790 Fragebdgen.

Die Auswertung ergab folgendes:

1. Strukturelle Zusammensetzung der
Untersuchungsgefangenen
1. Altersverteilung

40 |-
30 |-
20 |-
10

14J. 1584, 164. 17J. 184J. 194. 20J. 214.

Stark vertreten waren die Heranwachsenden, gering die
Zahl der jingeren Gefangenen. Dies 148t sich dadurch er-
klaren, daB die Gerichte den jiingeren Rechtsbrechern
meist zuerst nur ErziehungsmaBnahmen auferlegen.

2. Hafterfahrung

Zwei Drittel der Befragten waren zum ersten Mal einge-
sperrt, ein Drittel hatte bereits eine Haftstrafe verbiifit. Jeder
Dritte war vorher noch nie bestraft worden. Je ein Viertel hat-
ten eine Geldstrafe erhalten, Freizeitarrest verb(iBt oder ei-
ne Jugendstrafe auf Bewahrung bekommen. Nur je ein

Achtel hatten bereits Dauerarrest oder eine Jugendstrafe
verbuift.

3. Berufsausbildung

Eine abgeschlossene Lehre hatten nur 13%. Mehr als die
Halfte (53,6 %) hatten die Lehre vorzeitig abgebrochen. Je
10% waren angelernte Hilfskrafte, Lehrlinge oder Schiiler;
ungelernte Arbeiter waren ein knappes Drittel (32%) (Dop-
pelnennungen).

Fassen wir zusammen: 13% mit LehrabschluB, 12%
Lehrlinge oder Schiller und 75% Ungelernte.

Berufsausbildungen wahrend der Haftzeit haben dem-
nach ihre volle Berechtigung.

Motive der Berufswahi: Neigung: 56 %; Lehrstellenman-
gel im gewlnschten Beruf: 21%; Geldaussichten: 13%;
Der Vater (iberredete zu diesem Beruf: 6% (Rest ohne An-
gaben)

4. Deliktverteilung (Mehrfachnennungen)

Diebstahl: 84 x  Urkundenfdlschung: 3 x
Einbruch: 52 x  Hausfriedensbruch: 2 x
Raub: 35 x  Sachbeschédigung: 2 x
Fahren ohne Fahnenflucht: 2 x
Fahrerlaubnis: 25 x  Leistungserschleichung: 2 X
Rauschgift: 19 x  Auslandergesetz: 2 x
Kérperverletzung: 12 x  Mord/Totschlag 1 X
Betrug: 7 x  Brandstiftung: 1 x
Sexualdelikt: 5x  Nétigung: 1%

Meineid: 1%

Hoch ist die Zahl der Diebstahle, erschreckend die Viel-
zahl der Falle von Raub und Einbruch. Raub und Einbruch
wurden immerhin 87 X genannt.

5. Ursachen der Straffélligkeit aus der Sicht der
Jugendlichen

a) Geldmangel: 76 x

b) ich wurde Uberredet: 32 x

¢) ich wollte meinen Freunden Mut beweisen: 18 x

Langeweile: 18 x

e) ich wollte meiner Selbstunzufriedenheit Luft machen:
9 x

f) ich wurde bisher nie erwischt: 8 x

g) ich wuBte nichts mit meiner Freizeit anzufangen: 7 x

ich war geldsiichtig: 5 x

i) ich wollte damit meinen Vater bestrafen: 1 x

i) ich wollte meine Eltern dazu bewegen, sich mehr um
mich zu kilmmern: 1 x

Q
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Die Ursachen sind zum Teil der Ausldser, nicht aber das
eigentliche Motiv. Oft genannt wird Geldmangel. Viele Ju-
gendliche leiden daran und werden doch nicht straffallig.
Geldmangel kann héchstens AnlaB, nicht aber die Ursache
sein.

6. Schuldempfinden

a) meine Tat bereue ich: 131 x
b) an der Tat bin ich alleine schuld: 83 x



¢)

d)
e)
f)
)

Il
1.

ich empfand meine Tat nicht als gesetzwidrig: 22 x
(besonders Drogentater gaben diese Antwort)
meine Tat bereue ich nicht: 11 x

an der Tat sind alle anderen schuld: 9 X

Alkohol: 6 x

an der Tat ist mein Vater schuld: 3 x

Elternhaus
Vaterbild

Mit dem Vater lebten zusammen: 43%
einen Stiefvater hatten: 13,5%

43,5% lebten ohne Vater weil

a) der Vater verstorben ist 11%

b) der Vater unbekannt ist 10%

c) die Eltern geschieden sind 17,5%
d) die Eltern getrennt leben 5%

Was sehen die Jugendlichen in ihrem Vater?

ohne Angaben: 29,4% (siehe vaterlose Jugendliche)

a)
b)
¢
d)

2.
a)

A=)

d)

einen alteren Bruder: 23,6 %
einen Fremden: 20%

einen alteren Freund: 18,5%
einen Feind: 9,5%

Vater-Sohn-Beziehung

Wie oft beschéftigte sich der Vater mit dem Sohne in der
Freizeit?

ohne Angaben: 28,4%

nie: 21,6%

selten: 29%

oft: 21%

Worin ist fiir den Jugendlichen der Vater Vorbild ? (Mehr-
fachnennungen)

Beruf: 70 < Ehe: 44 %
in keiner Weise: 60 X  Freizeit: 26 x
ohne Angaben: 45 %

Ich méchte so werden wie mein Vater:

gern: 29 x (15,2%)
50 ahnlich: 38 x (20%)

gar nicht: 78 X (41%)
ohne Angaben:
39 x (20%)

Was ich mit meinem Sohn machen wirde:

— Verstéandnis zeigen: 135 x

— gemeinsame Freizeitbeschaftigung: 122 x

— besser umgehen als mein Vater mit mir: 56 x

— ihn nie schlagen: 37 x

— 50 mit ihm umgehen wie mein Vater mit mir: 37 x
— den Sohn eigene Wege gehen lassen: 5 x

— harterziehen: 4 x

Auffallig grbB ist die Zahl derjenigen, die keinen Vater ha-

ben (etwa 40%). Ein Drittel derjenigen, die einen Vater ha-
ben, sehen ihn negativ, als Fremden oder gar als Feind. Nur
67 von 190 wollen wie der Vater oder wenigstens so &hnlich
werden (35,3%). Es scheint, daB mannliche Jugendliche in
einem gewissen Alter einen Vater als Vorbild brauchen.
Auch ist deutlich der Wunsch zu spiiren, gemeinsam die
Freizeit zu gestalten.
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Stattdessen aber ist das Vater-Sohn-Verhéltnis unter-

kiihlt: Nur ein Fiinftel der Vater beschatftigt sich oft mit dem
Sohn. Die Séhne filhlen sich gréBtenteils unverstanden:
135 x (71%).

3.

Eltern

Was wiinschen sich inhaftierte Jugendliche von ihren

Eltern?
daB,

50

40

30

20

10

.. sie mich so anerkennen, wie ich bin: 90 X
.. sie so bleiben wie sie sind: 57 %
.. sie nicht streiten: 35 x
.. der Vater nicht so viel trinkt: 20 x
. die Mutter nicht berufstétig ist: 20 x
. sie mehr in der Freizeit mir mir anfangen: 17 x
. sie sich mehrdarum kiimmern, was ich in der Freizeit
anfange: 16 x

Geschwister
Wie viele Geschwister sind in der Familie?

b)

70

60

50

40

30

20

10

mehr als 6

Geschwisterreihe

— — — ohne Einzelkinder

mehr als 7.
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Auffallend hoch ist die Zahl der Gefangenen, die aus einer
Vierkindfamilie kommen. Im Normalfall wird die Vierkind-
familie als die glinstigste FamiliengréBe fiir die Erziehung
angesehen. Bei der Geschwisterreihe fallt der Anteil der
Erst- und Zweitgeborenen auf. (Der gréBte Teil der Gefan-
genen kommt namlich aus einer Vierkinderfamilie)

5. Kriminalitat in der Verwandschaft

a) Ichbin der erste, der eingesperrt worden ist: 128 x (zwei
Drittel)

b) Mein Bruder war bereits eingesperrt: 26 %

¢) Mein Vater war bereits eingesperrt: 24 x

d) Mein Vater hat bereits &fters Geldstrafen bekommen:
15 x

e) Ein Verwandier war bereits eingesperrt: 11 x

f) Ein anderes Mitglied der Familie hat Geldstrafen bekom-
men: 8 x

g) Die Mutter war schon eingesperrt: 2 x

h) Die Schwester war schon eingesperrt: 2 x

6. Wohnung

a) Stadt: 120 x (davon 52 x Wohnung im Wohnblock)
b) Land: 32 x

lll. Uber sich selbst

1. Wovor hatten die jugendlichen Inhaftierten als Kind am
meisten Angst?

a) vor dem Alleinsein:
b) wenn die Eltern sich stritten:
c) vor der Zukunft:
d) in ein Heim zu kommen:
e) vordem Vater:
f) vor gréBeren Kindern:
g) vordem Lehrer:
h) vor der Mutter:
ohne Angaben:

52 (27,2%)
32 % (17%)
31x%(16,3%)
29 % (15,7%)
24 % (12,6%)
7 % (3,7%)
6 % (3,1%)
2% (1,05%)
37 % (19,5%)

Den Aussagen nach zu schlieBen, wurden viele Gefange-
ne als Kind oft allein gelassen. Es fillt auch die Angst davor
auf, wenn die Eltern sich stritten. Der Streit der Eltern scheint
sich recht negativ auf Kinder auszuwirken.

2. Meine Freunde

Ich hatte

a) viele Freunde:

b) nur einen, aber einen guten Freund:
c) keinen Freund:

d) ohne Angaben:

136 x (rund 70%)
29 x (15,3%)
13 % (6,85%)
13 x (6,85%)

Der GrofBteil hatte viele Freunde, nur ein kleiner Teil ei-
nen, aber einen guten Freund. Der Hang zur Gruppe der
Gleichaltrigen fallt auf. Die Gruppe der Gleichaltrigen diirfte
bei vielen der Ersatz fuir fehlende Nestwarme im Elternhaus
gewesen sein.

3. Meine Vorbilder

a) Ich mochte so bleiben, wie ich bin: 54 x
b) Ich habe nie ein Vorbild gehabt: 50 x
c) Vater: 33 x (besonders bei auslandischen Gefangenen)

d) mein Bruder: 22 x

e) Pop Musiker: 12 x

fy ein friherer Lehrer: 7 x
g) Jesus: 6 x

h) ohne Angaben: 15 x

Es erschreckt, daB viele nie ein Vorbild hatten. Viele wol-

len so bleiben, wie sie sind. Wollen sie wirklich nicht besser
werden?

4. Religion

&

Religionszugehérigkeit
— katholisch

— evangelisch

— mohamedanisch
— ohne Religion

— Sekte

129 x (68,5%)
28 x (14,75%)
13 X (6,85%)

7 X (3,68%)
1% (0,5%)

b

~

88 haben sich mit Religion beschaftigt, 84 nicht.

c) 62% bezeichnen ihre Eltern als religiés; 38% bezeich-
nen sie als nicht religios.

d

~—

Die Religion gibt den inhaftierten Jugendlichen:
viel: 24% wenig: 52% nichts: 24%

e) Von ihren Religionsgemeinschaften erwarten:
23,8% mehr Geborgenheit, 22% mehr Betreuung,
54,2% nichts

5. Was mir in meiner Haft am schwersten féllt:

a) das Alleinsein: 140 % (78,6 %)

b) sexuelle Probleme: 15 %
c) Arbeit: 12 %
d) Angst vor den Mitgefangenen: 10 %

IV. Wertvorstellungen
1. Was mir das Wichtigste auf der Welt ist:

a) mit sich und seinem Leben zufrieden zu sein: 64 X
b) von den Mitmenschen anerkannt werden: 41 x

¢) viele Freunde haben: 24 x

d) mich an kleinen Dingen erfreuen zu kénnen: 16 x
e) Karriere zu machen: 13 x

f) einlanges Leben: 11 x

g) viel Geld besitzen: 10 x

h) viel Macht und Ansehen haben: 1 x

i) mich irgendwann rachen zu kdnnen: 1 x

i) gefirchtet zu werden: 0 x

2. Was mir das Wichtigste bei der Arbeit ist:

a) die Arbeit soll zufrieden machen: 75%
b) viel Geld bringen: 24 %
c) die Arbeit soll leicht sein: 1 x

V. Wiinsche in der Haftgestaltung
1. Wiinsche:

a) mehr Gesprachsgruppen: 65,4 %
b) mehr Bastelgruppen: 29%
Rest ohne Angaben



2. Mitwem ich am liebsten unter vier Augen reden méchte:

Mutter 70 x  Psychologe 17 %
Sozialarbeiter 47 x  Lehrer 13 %
Vater 28 X  Beamter 11 %
Mitgefangener 20 x  Pfarrer 10 %

(bes. Heimkinder)

3. Welchen Sinn haben derartige Gesprédche?

..., daB ich Mut finde, kiinftig keine Gesetzesubertretun-
gen zu begehen: 90 x
.., daBich zu mir selber finde: 53 x
..., daB3ich meine Angst verliere: 26 x
.., daBich plaudern kann: 16 x
.., damitich vom Gesprachspartner etwas bekomme: 8 X
.., ich sehe keinen Sinn: 2 x

VI. Freizeitverhalten
1. Was ich als Kind in der Freizeit machte:

a) Ich streunte mit Gleichaltrigen umher: 104 x
b) tch trieb Sport: 99 x
¢) Ichlas Bicher: 41 x
d) Ich war standig allein daheim: 10 x
9 X ohne Angaben

Was ich als Jugendlicher in der Freizeit machte:

Diskothekenaufenthalt: 103 x

Hobby: 94 x

mit der Clique zusammen sein: 91 x

mit der Freundin zusammen sein: 76 X

mit dem Moped fahren: 73 x

Ich ging gern mit Freunden auf groBe Fahrt: 52 x
Geld ausgeben: 39 x

ich lernte fir meinen Beruf: 19 x

ich langweilte mich in der Freizeit: 6 x

ohne Angaben: 3 x

o >0 Q00 o
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Beim Freizeitverhalten ist zu sehen, daf viele in der Grup-
pe der Gleichaltrigen die fehlende Nestwarme suchen.

VIl. Was ich tun will, um kiinftiq straffrei zu
leben:

a) mein Verhalten dndern: 97 x

) einen Beruf erlernen: 82 x

) mich mit den Eltern aussprechen: 57 x
) meine Wiinsche einschranken: 50 x

) auf Hilfe von anderen warten: 16 x

f) nichts: 2 x

b
c
d
e

Uber die Ergebnisse der Fragebogenaktion war ich zu-
néchst enttauscht, da sie fiir mich keine neuen Erkenntnisse
brachten. Die Griinde der Straffalligkeit wollte ich erfahren,
und die Antwort ist eigentlich so einfach. Straffalligkeit der
Jugendlichen entsteht demnach durch Mangelerscheinun-
gen an Zuneigung, Geborgenheit, Anerkennung, Liebe und
Verstandnis. Ungestillte seelische Grundbedirfnisse, sonst
nichts.
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Grundrechtsbeschrankungen im
Untersuchungshaftvollzug

— Zugleich Anmerkung zum
BeschluB des BVerfG vom
5.2.1981, NJW 1981, 1943 ff. —

Renate Bockwoldt

I. Untersuchungshaftvollzug und
Grundgesetz
1. Ausgangspunkt

Die Briefkontrolle in der Untersuchungshaft ist schon
mehrfach Gegenstand wissenschaftlicher Erérterungen und
richterlicher Entscheidungen gewesen . Jiingst hat das
BVerfG ? zu diesem Themenbereich eine Entscheidung ge-
troffen, die grundsatzliche Fragen aufwirtft.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde *:
Der Beschwerdefihrer war zunachst zu 5 Jahren Freiheits-
strafe verurteilt worden, weil er nach der Feststellung des
Gerichts versucht hatte, seine Ehefrau zu téten. Nachdem
der BGH die Verurteilung im Strafausspruch aufgehoben
hatte, wurde die Strafe durch nunmehr rechtskraftiges Urteil
auf 4 Jahre Freiheitsstrafe herabgesetzt. Vor Zustellung des
ersten Urteils schrieb der Beschwerdefiihrer aus der Unter-
suchungshaft einen Brief an seine Eltern, in dem er sich als
Unschuldiger bezeichnete und sich bitter iber seine Verur-
teilung beklagte. Er schrieb: ,,In mirist ein grenzenloser HaB
auf 6 Leute, die durch ihre Arroganz und Blodheit mein Le-
ben zerstort haben”. Und des weiteren: ,,. . . Aber die Leute
(gemeint sind die erkennenden Richter) tuen mir leid in ihrer
Beschranktheit. Wenn Dummheit weh tate ..."”. Der Be-
schwerdefiihrer AuBerte danach die Bitte, die Eltern moch-
ten den Kontakt zu einem Zeitungsreporter herstellen, dem
er seinen Fall berichten wolle. Falls der Journalist keine Be-
suchserlaubnis bekdme, weil ,die geistigen Tiefflieger
Angst haben™, wisse er auch einen anderen Weg. ,,Die Of-
fentlichkeit muB erfahren, wo das Ubel sitzt. Die Terroristen
haben es zwar erkannt, greifen aber zu den falschen Mitteln
... Erkénne sich gut vorstellen, wie es in der Hitlerzeit ge-
wesen sei, ,,denn Mini-Hitler haben wir ja anscheinend im-
mer noch. Aber, jetzt habe ich wohl genug geflucht. Jetzt ist
mir schon wohler’’. In einem weiteren Absatz hief3 es: ,,Nun
zu uns dreien. lhr wiBt, daB ich nie aufgeben werde. Bis zur
letzten Sekunde sage ich den Schweinen, daB ich unschul-
dig bin, auch wenn es in deren bléden Schédel nicht hinein-
geht. Ich bin und bleibe unschuldig! Deshalb halte ich es
aus, da mein Gewissen rein und meine Seele unbelastet ist!
Jetzt miBt nur noch |hr durchhalten! LaBt Euch von den
Sklaventreibern nicht unterkriegen. Hier drin gehen schon
genug unter!” SchlieBlich forderte er seine Eltern auf, im Ur-
laub neue Krafte zu sammeln, ,,damit wir nachher wieder
gestarkt zuschlagen kénnen!”

Der fiir die Briefkontrolle zustandige Vorsitzende der er-
kennenden Strafkammer des Landgerichts beanstandete
die ersten beiden Seiten des Briefes und schloB sie von der
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Beférderung aus. Die Begriindung stellte darauf ab, daB der
Brief grobe Beleidigungen enthielte, die geeignet seien und
darauf abzielten, Organe der Rechtspflege zu verunglim-
pfen und verachtlich zu machen, und die (iberdies die Ord-
nung in der Justizvollzugsanstalt gefdhrdeten. Der Brief
wurde vom Gericht ,,beschlagnahmt” — als gesetzliche
Grundlage wurde § 119 StPO i.V.m. Nr. 34 UVollzO ange-
geben. Der Beschwerdefiihrer entschuldigte sich daraufhin
schriftlich bei dem Vorsitzenden der Stratkammer; dennoch
stellte dieser Strafantrag wegen Beleidigung. Zuvor hatten
entgegen der Bitte des Strafkammervorsitzenden sowohl
die Staatsanwaltschaft als auch der Prasident des Landge-
richts gemaB § 194 Ill StGB von einer Antragstellung abge-
sehen. Die vom Beschwerdefiihrer gegen die Entscheidung
des Strafkammervorsitzenden eingelegte Beschwerde wur-
de vom OLG verworfen. Die dagegen eingereichte Verfas-
sungsbeschwerde hatte Erfolg.

Der vom Bundesverfassungsgericht zu entscheidende
Sachverhalt enthalt zwei Themenkomplexe: Zum einen war
Uber das Anhalten des Briefes und dessen AusschluB von
der Weiterbeférderung zu befinden, zum anderen ber die
Beschlagnahme und anschlieBende Verwendung in einem
StrafprozeB. Die erste MaBnahme betrifft den Untersu-
chungshaftvollzug — genauer gesagt, Gegenstand der
RechtmaBigkeitspriifung sind die dem Verhafteten auferleg-
ten Beschrinkungen. Davon zu trennen ist die Beschlag-
nahme des Briefes und die vorgesehene Verwendung als
Beweismittel in einem Strafverfahren. Diese MaBnahme ist
als verfahrenssichernd zu qualifizieren und somit einer
selbstandigen rechtlichen Beurteilung zuzufiihren *.

2. Die rechtliche Grundlage des
Untersuchungshaftvollzugs

Das BVerfG hat in standiger Rechtsprechung ® entschie-
den, daB § 119 Il StPO eine verfassungsrechtlich zurei-
chende gesetzliche Grundlage fiir Einschrankungen grund-
rechtlicher Freiheiten des Untersuchungsgefangenen bil-
det. Dieser Auffassung kann nicht zugestimmt werden.

Fur die vergleichbare Problematik des Gesetzesvorbe-
halts im Strafvollzug hat das BVerfG im Jahre 1972 festge-
stellt, daB das besondere Gewaltverhaltnis als Eingriffser-
méchtigung nicht ausreiche. Begriindet wurde dies vom Ge-
richt wie folgt ®: In Art. 1111 GG sei positiv festgelegt worden,
daB die Grundrechte Gesetzgebung, vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung unmittelbar binden. Dieser umfassen-
den Bindung der staatlichen Gewalt widersprache es, wenn
im Strafvollzug die Grundrechte beliebig oder nach Ermes-
sen eingeschrankt werden kénnten. Eine Einschrankung
komme nur dann in Betracht, wenn sie zur Erreichung eines
von der Wertordnung des Grundgesetzes gedeckten ge-
meinschaftsbezogenen Zweckes unerlaBlich sei und in den
dafiir verfassungsrechtlich vorgesehenen Formen gesche-
he. Daraus folgt, daB auch die Grundrechte von Strafgefan-
genen nur durch oder aufgrund eines Gesetzes einge-
schrankt werden kénnen. Zu der bis zu dieser Entscheidung
vorherrschenden Auffassung, daB die Rechtsfigur des ,,be-
sonderen Gewaltverhaitnisses™ eine eigenstandige, impli-
zite Beschrankung darstelle, erklarte das BVerfG, daB da-
durch die Grundrechte des Strafgefangenen in einer uner-
traglichen Unbestimmtheit zu relativieren gewesen seien.

Flr das Verhaltnis zwischen Staat und Strafgefangenen
ist die Streitfrage ausdiskutiert. Wenn, wie dargestellt, der
ErlaB konkreter gesetzlicher Eingriffstatbestdnde unerlaBn-
liche Voraussetzung fir Grundrechtseinschrankungen ver-
urteilter Strafgefangener ist, so muB dieses Erfordernis al-
lerdings erst recht fiir die in der Untersuchungshaft Sitzen-
den gelten. Rein duBerlich weisen Untersuchungs- und
Strafhaft die Gemeinsamkeit der Vollstreckung durch Frei-
heitsentzug auf; von entscheidender Unterschiedlichkeit
sind die Zielsetzungen : Die Strafhaft dient der Vollstrek-
kung eines rechtskraftigen Strafurteils (s. § 449 StPO). Das
vorausgegangene Erkenntnisverfahren ist abgeschlossen,
die Tat durch das rechtskraftige Urteil endgiiltig und verbind-
lich festgestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt lebt der Verfah-
rensgang vom Tatverdacht, dem als Antithese die Un-
schuldsvermutung entgegengesetzt wird . ProzeBziel ist
die rechtliche Entscheidung, die das Geschehen auf eine
sekundare Ebene transformiert, die von nun an Giiltigkeit
beansprucht. Aus dieser Konstitutivfunktion des Urteils flir
die Straftat folgt notwendig, daB die Tat zuvor als rechtferti-
gende Grundlage fiir staatliche Eingriffe entfallen muB.
Rechtlich betrachtet kann die Untersuchungshatt keine vor-
weggenommene Strafhaft sein; sie ist ihnrem Zweck nach im
allgemeinen ein Mittel, um die Durchflihrung eines geordne-
ten Strafverfahrens zu gewahrleisten und die spéatere Straf-
vollstreckung sicherzustellen ®. Mag der Verhaftete die Un-
tersuchungshaft faktisch als ein Ubel erleiden, so ist sie den-
noch rechtlich als eine MaBnahme ohne Unwenurteil zu
qualifizieren, die von einem nicht rechtskraftig Verurteilten
als Sonderopfer ' geleistet wird. Daraus folgt zwingend,
daB die gesetzliche Rechtsstellung eines Untersuchungs-
gefangenen nicht schlechter sein darf als die eines Strafge-
fangenen. Mit anderen Worten: Genugt die Rechtsfigur des
besonderen Gewaltverhiltnisses fiir den Bereich des Straf-
vollzuges nicht, um Grundrechtsbeschrankungen zu legiti-
mieren, so ist diese Lehre fiir den Untersuchungshaftvollzug
erst recht nicht ausreichend.

Ublicherweise wird § 119 11l StPO als gesetzliche Grund-
lage fiir Grundrechtsbeschrankungen des Untersuchungs-
gefangenen angefiihrt '". Ob diese Vorschrift allerdings den
verfassungsrechtlichen Anforderungen des Gesetzesvor-
behalts gerecht wird, ist zu bezweifeln. Da die Lehre vom be-
sonderen Gewaltverhaltnis keine Grundrechtseinschran-
kungen zu legitimieren vermag, ist die Frage zu stellen, ob
und gegebenenfalls wieweit sich § 119 Il StPO von dieser
Rechtsfigur unterscheidet. Im Hinblick auf MaBnahmen, die
das besondere Gewaltverhaltnis betreffen, ist die Unter-
scheidung zwischen Grund- und Betriebsverhaltnis tblich.
Als Grundverhiltnis wird die Gesamtheit jener Rechtsbe-
Ziehungen bezeichnet, die aus der Begriindung, Verande-
rung oder Beendigung des besonderen Gewaltverhaltnis-
ses hergeleitet werden kdnnen. Beziehungen hingegen, die
sich aus der Geltung der (geschriebenen oder ungeschrie-
benen) ,Betriebsordnung’ ergeben, sind dem Betriebsver-
haltnis zuzuordnen '2. Vergleicht man nunmehr § 119 Il
StPO mit der Lehre vom ,,besonderen Gewaltverhaltnis”, so
ist folgendes festzustellen: Die Vorschrift des § 119 11l StPO
stellt fiir Beschrankungen, die einem Verhafteten auferlegt
werden dirfen, auf zwei Gesichtspunkte ab, ndmlich auf den
Zweck der Untersuchungshaft und auf die Ordnung in der
Volizugsanstalt. Damit finden sich aber genau die Merkmale
wieder, die auch schon das ,,besondere Gewaltverhaltnis”



charakterisieren: das besondere Abhangigkeitsverhilinis
des Einzelnen zugunsten eines bestimmten o&ffentlichen
Zweckes, namlich den der Untersuchungshaft, sowie die
Gestaltung bzw. Ordnung der durch das ,besondere Ge-
waltverhéltnis” begriindeten speziellen Beziehung '®. Da
die Generalklausel des § 119 11l StPQ inhaltlich nichts ande-
res beschreibt als die herkémmliche Auffassung vom ,,be-
sonderen Gewaltverhiltnis”, so hat auch das rechtliche
Schicksal identisch zu sein: Die Vorschrift ist nicht geeignet,
den verfassungsrechtlich angeordneten Gesetzesvorbehalt
bei Grundrechtsbeschrankungen auszufiillen.

Zu diesem Ergebnis wird man auch dann kommen miis-
sen, wenn man die UVollzO mit in die Uberlegungen einbe-
zieht. Diese bundeseinheitlichen Vereinbarungen der Lan-
desjustizverwaltungen entfalten unmittelbare Wirkung nur
gegenuber den Vollzugsorganen, den Richter binden sie
nicht. Um die UVollzO trotzdem wie ein Gesetz anwenden
zu konnen, behilft sich die Praxis mit einem juristischen
Kunstgriff '¥: Der Haftrichter setzt die UVollzO fiir den kon-
kreten Fall dadurch als richterliche Anordnung in Kraft, daB
er mittels eines Formulars fiir ein Ersuchen an die Untersu-
chungshaftanstalt um Aufnahme des Verhafteten verfiigt,
fir diesen solle die durch die UVollzO allgemein getroffene
Regelung gelten. Und dennoch: Die von den Justizverwal-
tungen geschaffene ,,Lésung’ darf nicht den Umstand in
den Hintergrund drangen, daB es gerade nicht der Gesetz-
geber war, der die wichtigsten Entscheidungen getroffen
hat. In einer rechtsstaatlich-parlamentarischen Demokratie
kann jedoch der Vorbehalt, daB in den Grundrechtsbereich
eines Biirgers nur durch ein Gesetz oder aufgrund eines Ge-
setzes eingegriffen werden darf, nur den Sinn haben, daB
der Gesetzgeber die wesentlichen Entscheidungen selbst
verantworten soll 9.

II. Die Briefkontrolle in der
Untersuchungshatft
1. Brietkontrolle und BeférderungsausschiuB3

Stellt man sich — entgegen der hier vertretenen Auffas-
sung — auf den Standpunkt, daB § 119 Ill StPO eine verfas-
sungsrechtlich zureichende gesetzliche Grundlage fir
Grundrechtsbeschréankungen im Untersuchungshaftvollzug
sei, so tauchen dennoch vielfiltige weitere Probleme auf.
Auszugehen ist vom Wortlaut des § 119 Il StPO. Danach
dirfen dem Untersuchungsgefangenen nur solche Be-
schrankungen auferlegt werden, die der Zweck der Untersu-
chungshaft oder die Anstaltsordnung erfordern. Den Schrift-
verkehr einschrinkende MaBnahmen im Hinblick auf belei-
digende Briefe von Untersuchungsgefangenen sind im Re-
gelfall nur mit dem Kriterium ,,Ordnung in der Vollzugsans-
talt” zu rechtfertigen '®. Die Anwendung und Anwendbar-
keit dieses , komplexen Begriffs” 1" ist allerdings umstritten.
Das BVerfG ' hat in seiner jiingsten Entscheidung ausge-
grenzt, was der § 119 Il StPO nicht ist, namlich kein ,,straf-
rechtlicher Ehrenschutztatbestand”. Konsequenterweise
vertrat das Gericht weiter die Auffassung, daB ein Verhal-
ten, das etwa den Tatbestand des § 185 StGB erfiillt, nicht
schon zugleich eine konkrete Gefahrdung der Anstaltsord-
nung bedeuten muB und umgekehrt. Diese Entscheidung
war abzusehen gewesen: 1972 — also vor ErlaB des Straf-
vollzugsgesetzes — hat das BVerfG ' bereits darauf hinge-

155

wiesen, daf3 die Beanstandung von Briefen mit beleidigen-
dem Inhalt nur nach MaBgabe der bestehenden Gesetze
moglich sei. Auf strafrechtlichem Gebiet sei das Recht der
persdnlichen Ehre durch die Bestimmungen der §§ 185 ff.
StGB geschiitzt, im zivilrechtlichen Bereich durch die §§ 823
ff. BGB und das Recht der Klage auf Widerruf und Unterlas-
sung. Aus diesen Bestimmungen ergebe sich, wie der Belei-
digte die Beleidigung unterbinden und den Beleidiger straf-
und zivilrechtlich belangen kdnne. Diese Feststellung hat
Gewicht, nunmehr auch fur den Untersuchungshaftvollzug.

Grunau hat bereits sehr friih an dieser sich abzeichnen-
den Argumentationslinie Kritik geiibt 2. Er schreibt, daB der
straf- und zivilrechtliche Schutz bei Beleidigungen, auf den
das BVerfG verweise, bei den in Frage kommenden Tatern
nur auf dem Papier zu stehen pflege, so daB das Recht auf
personliche Ehre auf dem vorgeschlagenen Wege kaum
verwirklicht werden kénne. Auch sei es eigentlich unge-
woéhnlich, daB aus dem Gefangnis heraus strafbare Hand-
lungen begangen werden und eine Zumutung an die Kon-
trollbeamten, daB sie in Kenntnis der Sachlage durch Zulas-
sung der Beforderung einschlagiger Briefe strafbaren In-
halts dazu ihre Hand bieten miten. Mit dieser Stellungnah-
me ist das zentrale Problem aufgezeigt worden. Es geht um
die brisante Frage, ob es rechtens ist, daB sich in Kenntnis
und unter den Augen von Justizorganen strafbare Handlun-
gen abspielen, ohne daB GegenmafBnahmen ergriffen wer-
den kénnen 2", Dieser Fragestellung wird entgegengehal-
ten, da3 auch der Nichtinhaftierte die Freiheit hatte, sich
durch das Verfassen beleidigender Briefe strafbar zu ma-
chen; dies diirffe somit dem Untersuchungsgefangenen
nicht verwehrt werden 22, Padagogische Uberlegungen in
dem Sinne, daB der Inhaftierte in der Anstalt zu einem Leben
ohne Straftaten zu erziehen sei (vgl. § 2 StVollzG), hatten
bei der Untersuchungshaft auBer Betracht zu bleiben 2.
Dem unbefangenen Betrachter dréngt sich angesichts die-
ser grundsatzlichen Auseinandersetzung, ob und inwieweit
das Rechtisgefiige in seiner Gesamtheit gefahrdet sei, die
(vielleicht naiv klingende) Frage auf, was der Meinungsstreit
mit der ,,Ordnung in der Vollzugsanstalt” zu tun hat. Das
Regelungsminimum zwischen den der Anstalt Eingeglieder-
ten 2% ist schon lange nicht mehr Diskussionsgegenstand.
Wenn es aber um viel grundséatzlichere Probleme geht, so
sollten diese in einer parlamentarischen Demokratie in den
vorgesehenen Gremien entschieden und nicht (ber den
Umweg ,,einer Gesetzesinterpretation’ von den Juristen ei-
ner vermeitlichen Ldsung zugefihrt werden. DaB3 die ent-
scheidungsdeterminierende Wertgewichtung sehr unter-
schiedlich ausfallen kann, sei hier nur beilaufig erwéhnt:
Wahrend einerseits der Autoritatsverlust von Organen der
Rechtspflege und somit des Rechtsstaat befiirchtet wird,
rechnet andererseits z.B. der Oberbirgermeister einer siid-
deutschen GroBstadt die Sammilung von circa 300 beleidi-
genden Briefen zu seinem ,,wertvollen Besitztum” 25,

Das Unteil des BVerfG verdient insoweit Zustimmung, als
es feststellt, daB § 119 Il StPO kein strafrechtlicher Ehren-
schutztatbestand ist. Die Vorschrift ist vielmehr — positiv ab-
gegrenzt — ein ordnungsrechtlicher Tatbestand der Gefah-
renabwehr 2. Voraussetzung fiir den Beférderungsaus-
schluB ist eine Gefahrdung bzw. Verletzung der Anstaltsord-
nung. Dies ist aufgrund eines Briefes mit beleidigendem In-
halt nicht notwendigerweise gegeben, zumal wenn — wie in
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dem vorliegenden Fall — der Beschwerdefiihrer keine An-
staltsthemen erértert hat, sondern sich ausschliefllich mit
der in seiner Sicht ungerechten Verurteilung beschaftigte.
Des weiteren ist zu beriicksichtigen, daB es sich um einen
ausgehenden Brief handelte; andere Gefangene bekom-
men solche Briefe im Original nicht zu Gesicht. Zum Teil 2"
wird bei dieser Problemkonstellation eine mittelbare Gefahr-
dung angenommen. Das OLG Diisseldorf 2 etwa begriin-
dete die Bejahung einer Anstaltsgefahrdung wie folgt: Der
Senat sei der Uberzeugung, daB der Beschwerdefiihrer in
dem fast drei Wochen nach der Verurteilung geschriebenen
Brief nicht seinen Unmut habe zum Ausdruck bringen wol-
len, sondern daf3 er absichtlich die Gelegenheit ergriffen ha-
be, zumindest den Vorsitzenden des Gerichts ,,in das Ge-
sicht hinein dreist zu beleidigen”. Und weiter heiBt es: Es
bestehe die Gefahr, daB die unbeanstandete Beférderung
des Briefes andere Untersuchungsgefangene zu dhnlichen
Unverschamtheiten ermuntern wiirde. Diese Gefahr liege
um so naher, als der Beschwerdefiihrer eine Art Vertrauens-
stellung zu seinen Mitgefangenen hergestellt und ,,es ver-
standen habe, in den Vordergrund zu gelangen”. Er sei Mit-
glied des ,,Rundfunkrats”, daher bestehe kein Zweifel
daran, daB ,,dieser Beschwerdefiihrer” sich mit der unbe-
anstandeten Beforderung seines beleidigenden Briefes
briisten werde. Dies werde wiederum aller Voraussicht nach
zu einem beleidigendem Verhalten auch gegen Justizbe-
dienstete herausfordern. Anders ausgedrickt soll die Ord-
nungsgeféhrdung also darin bestehen, da mit oder unter
den Mitgefangenen eine Erdrterung des Briefes stattfinden
konnte und — entscheidender, daB ohne ein Eingreifen an-
dere Untersuchungshéftlinge geradezu ermuntert werden
koénnten, dhnlich zu handeln, also die Autoritit des Staates
und der Organe der Rechtspflege nicht zu respektieren und
dadurch die Ordnung in der Anstalt zu stéren. Ob diese Ar-
gumentationsabfolge zu iberzeugen vermag, erscheint
héchst zweifelshaft. Der Beférderungsausschluf3 des Brie-
fes kann das Mitteilungsbediirfnis tber vermeitliche, d.h.
subjektiv erlebte ,,Ungerechtigkeiten” keineswegs aus-
schalten. Wer glaubt, richterlichen Vorurteilen und Fehlent-
scheidungen erlegen zu sein, wird ein Ventil fiir seinen Un-
mut suchen. Der Inhaftierte hat daftir nicht sehr viele Még-
lichkeiten. Wird der persénliche Briefverkehr auch noch
restriktiv eingeschrankt, so liegt als Folge nicht nur eine Zu-
nahme von Aggressivitat nahe, sondern auch, daB der Haft-
ling nunmehr als letzte ihm belassene Mdglichkeit, ,,sich Luft
zu verschaffen”, sich an die Mitgefangenen wendet. Damit
erlangt der Akt des Eingreifens die umgekehrte Bedeutung:
Die Diskussion der Gefangenen und die Unruhe wird da-
durch geradezu erst hervorgerufen.

Das BVerfG 2 hat festgestellt, daB der Rechtsprechung
bei der Ausfiillung der ihr eingerdumten Ermessens- und
Beurteilungsspielrdaume Grenzen durch das Willkiirverbot
gezogen sind. Diese sind u.a. dann (iberschritten, wenn sich
fir eine bei der Auslegung und Anwendung einer einfachen
Norm getroffene Abwagung sachlich zureichende, plausible
Grunde nicht mehr finden lassen. Die verfassungsrechtliche
Feststellung von Willkiir ist dabei objektiv zu verstehen; ge-
meint ist die tatsachliche und eindeutige Unangemessen-
heit einer MaBnahme im Verhaltnis zu der tatsachlichen
Situation, deren sie Herr werden soll. Hirsch 3@ ist in seinem
Sondervotum fiir den vorliegenden Fall mit beachtlichen
Grinden zu der Auffassung gelangt, daB das OLG Dussel-

dorf diese Grenze nicht geniigend beachtet hat. Das OLG
habe einen Wirkungszusammenhang zwischen den beleidi-
genden AuBerungen in dem abgesandten Brief und der Ord-
nung in der Vollzugsanstalt (iber die besondere charakter-
liche Veranlagung des Beschwerdefihrers herzustellen
versucht. Die Diisseldorfer Richter hatten argumentiert, es
bestande kein Zweife! daran, daB ,,dieser Beschwerdefiih-
rer’’ sich mit der unbeanstandeten Beférderung seines be-
leidigenden Briefes briisten werde, da er Mitglied des
.,Rundfunkrats’ sei. Untermauert wurde die SchluBfolge-
rung damit, daB der Beschwerdefiihrer eine Art Vertrauens-
stellung zu seinen Mitgefangenen hergestellt und es ver-
standen habe, in den Vordergrund zu gelangen. Diesen
Ausfiihrungen liegen zwei Annahmen zugrunde: Zum ei-
nen, daB es sich um einen Rundfunkrat handelt, in den der
Beschwerdefiihrer nur aufgrund des Vertrauens von Mitge-
fangenen gelangt sein kann und zum anderen, daB der Be-
schwerdefihrer dieses Vertrauen durch Zurschautragen ei-
ner rechtsfeindlichen Gesinnung gewonnen habe. Hirsch
weist in seinem Sondervotum auf einen fir die von dem Ge-
richt getroffene Abwagung peinlichen Umstand hin: Der
Rundfunkrat der betroffenen Justizvollzugsanstalt E. ist eine
Einrichtung der Gefangenenmitverantwortung (§ 160 St-
VollzG), in den nur Strafgefangene gewdhlt werden, die Un-
tersuchungsgefangenen hingegen werden von einer Be-
amtenkonferenz ausgewahlt. Dieser Umstand fiihrt die Ar-
gumentation des OLG Diisseldorf ad absurdum: Nicht das
Vertrauen der Mitgefangenen war von dem Beschwerdeftih-
rer zu gewinnen, sondern vielmehr das der Anstaltsbedien-
steten! Hirsch stellt zu Recht fest, daB in dem vorliegenden
Fall gegen das Mindesterfordernis von Sorgfalt bei der
Sachverhaltsfeststellung und -wiirdigung verstoBen wurde.
Uber den Einzelfall hinausreichend verdeutlicht die be-
sprochene Entscheidung auBerdem, wie sehr der Richter in
der Gefahr steht, sich durch Alltagstheorie , Tatsachen-
komplexe' zu erschlieBen bzw. — scharfer formuliert — sich
Realitaten zu konstruieren. Zusatzlich 148t die Argumenta-
tion noch erkennen, mit wieviel Mifltrauen der Untersu-
chungshaftling in der Wirklichkeit zu rechnen hat. Dies ist ein
Umstand, den insbesondere die kriminologische Forschung
wird ernster als bisher nehmen miissen 3", da z.B. alle Re-
sozialisierungsbestrebungen dann zum Scheitern verurteilt
sind, wenn die Betroffenen infolge erfahrener negativer Stig-
matisierungen langst gegen jegliche Bemiihungen der so-
Zialen Kontrollinstanzen immun oder —um im Bild zu bleiben
— gar allergisch geworden sind.

Das BVerfG hat den Verfassungsverstof3 der angegriffe-
nen Entscheidung in einer Verletzung des durch den ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Familie verstarkten Grund-
rechts der persdnlichen Entfaltungsfreiheit bei der Ausle-
gung von § 119 lll StPO als eines die Handlungsfreiheit ein-
schrankenden Gesetzes gesehen 32, Vom Ergebnis her ist
dem BeschluB zuzustimmen; die Entscheidungsgrinde wa-
ren jedoch — wie dargelegt — auch schon auf differenzierte,
starker am einfachen Recht orientierte [berlegungen zu
stiitzen gewesen.

2. Briefkontrolle und Beschlagnahme

Die Entscheidung des BVerfG betrifft neben den erorter-
ten Vollzugsfragen noch die als rein strafprozessual zu
qualifizierende MaBnahme der Beschlagnahme des Briefes



zum Zwecke der Strafverfolgung. Ausgangspunkt fiir alle
Uberlegungen muB die klare Abgrenzung der beiden MaB-
nahmen sein: § 119 Il StPO gestattet die Briefkontrolle und
unter der Voraussetzung, da der Zweck der Untersu-
chungshaft oder die Ordnung in der Vollzugsanstalt betrof-
fen sind, den AusschluB von der Beférderung. Die Beschlag-
nahme (Sicherstellung) von Briefen als Beweismittel fiir ein
Strafverfahren fallt nicht unter diesen Regelungsgehalt.
Dennoch wird mit auffallender Selbstverstandlichkeit die
Sicherstellung und Verwertung in einem Strafprozef als zu-
lassig angesehen, wobei der Beschlagnahmecharakter der
Brieflibergabe entweder gar nicht erwahnt oder formelhaft
ohne jegliche Begriindung verwendet wird 3.

Auf den ersten Blick scheint es nahezuliegen, § 94 StPO
als gesetzliche Ermachtigungsgrundlage anzufiihren 3. Da
im vorliegenden Fall der beanstandete Brief jedoch nicht fiir
das Strafverfahren sichergestellt wurde, in welchem der
Vollzug der Untersuchungshaft angeordnet worden war,
sondern vielmehr fir die Einleitung eines neuen Strafver-
fahrens, ist diese Norm nicht einschlagig. Einer direkten An-
wendung des § 108 StPO steht entgegen, daB diese Be-
stimmung sich auf ,,Untersuchungshandlungen” bezieht,
die Briefkontrolle hingegen eine HaftsicherungsmaBnahme
ist. Damit stellt sich die Frage einer analogen Anwendung.
Tragender Gedanke des § 108 StPQ ist die Uberlegung, daB
es den Zielen einer wirksamen Verbrechensbekampfung
zuwiderlaufen wiirde, wenn die Durchsuchungsbeamten
Beweismittel nur deswegen unberiicksichtigt lassen miiB-
ten, weil die Durchsuchung fiir die Zwecke eines anderen
Verfahrens angeordnet worden ist *. Wer rechtmBig nach
A (und nur nach A) sucht, braucht trotz dieses beschrankien
Zwecks die Augen nicht zu verschlieen, wenn er bei dieser
Gelegenheit B findet, das zwar | in keiner Beziehung” zu
seinem Zweck steht, aber auf die Verilbung einer anderen
Straftat hindeutet 3. Dieser Grundgedanke gilt auch im
Rahmen der Briefkontrolle nach § 119 Il StPO; denn es ist
angesichts der Ahnlichkeit der Ausgangslage bei Durchsu-
chung und Briefkontrolle nicht einzusehen, daB Briefe mit
strafbarem Inhalt — unabhangig von der Frage eines Befor-
derungsausschlusses — grundsatzlich nicht einstweilen in
Beschlag genommen werden diirften 7.

Die dargelegte Bejahung eines Analogieschlusses muf
zwingend zu der Prifung der sonstigen Voraussetzungen
sowie weiteren rechtlichen Behandlung fiihren. Der vorlie-
gende Fall gibt AnlaB, auf die Zustandigkeitsbestimmungen
einzugehen. Die Ermachtigungsgrundlage des § 108 StPO
gestattet nur eine einstweilige Beschlagnahme der aufge-
fundenen Beweisstlicke. Es handelt sich somit nicht um eine
Beschlagnahme im eigentlichen Sinne, sondern lediglich
um eine vorlaufige Verwahrung; mehr als eine Sicherstel-
lung ohne nahere Priifung tritt nicht ein. Geman § 108 S. 2
StPO ist die Staatsanwaltschaft von der einstweiligen Be-
schlagnahme in Kenntnis zu setzen. Diese hat sich in ange-
messener Frist Uber die Verwendung des Beweismaterials
schlussig zu werden und entweder die Sache freizugeben
oder eine richterliche Beschlagnahme herbeizufithren. Zu-
standig fir die Beschlagnahme ist einzig und allein der
Richter in der neuen Sache . In dem der Entscheidung des
BVerfG zugrundeliegenden Sachverhalt hatte der fiir die
Briefkontrolle zustdndige Vorsitzende der erkennenden
Strafkammer des Landgerichts die Beschlagnahmeanord-
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nung erlassen. Dadurch ist der Beschwerdefihrer seinem
gesetzlichen Richter entzogen worden (s. Art. 1011 2 GG)
39). Da der beschlagnahmte Brief nicht als ein Beweismittel
fir das bei der Strafkammer anhangige Verfahren, sondern
erst fUr ein noch einzuleitendes Strafverfahren in Betracht
kam, war gemaB § 162 StPO der Amtsrichter als Ermitt-
lungsrichter zustandig. Der Vorsitzende der Schwurge-
richtskammer hatte fir die von ihm vorgenommene Be-
schlagnahme keinerlei Befugnis *?. Diese fehlerhafte An-
nahme einer Zustandigkeit wiegt deshalb so schwer, weil
gegen fundamentale Verfassungsprinzipien verstof3en wur-
de: Der Vorsitzende der Strafkammer war auch deshalb von
der Ausfiihrung von Untersuchungshandlungen ausge-
schlossen, weil er selbst durch die zu verfolgende Straftat
verletzt worden ist (§ 22 Nr. 1 StPO). Der elementare Grund-
satz, da niemand in eigener Sache Richter sein kann, ist
von groBer Bedeutung: er soll die persdnliche und sachliche
Unabhangigkeit des Richters garantieren.

Von erheblichem praktischem Gewicht ist die zum Ab-
schluB noch zu diskutierende Frage, ob und in welchem Um-
fang im Strafverfahren ein solcher Schutzbereich, der auf
ein verfassungsrechtliches Beweisverbot hinauslauft, anzu-
erkennen ist *". Das BVerfG *? hat fiir den Fall des Briefver-
kehrs eines Untersuchungsgefangenen mit seinem Ehe-
gatten entschieden, daB das verfassungskraftige Gebot der
Achtung der Privatsphare, das in dem Recht auf freie Entfal-
tung der Personlichkeit verbiirgt ist, fiir den Bereich der Mei-
nungsauBerungen durch die Verfassungsgarantie von Ehe
und Familie eine besondere Verstarkung erfahrt. Der jetzige
BeschluB des BVerfG stellt insoweit eine Erganzung dieser
Rechtsprechung dar, als nunmehr feststeht, daB auch das
Verhaltnis zwischen Eltern und ihren volljahrigen Kindern
vom Schutzbereich des Artikels 6 | GG umfaBt wird. Zur Be-
griindung fiihrte das Gericht aus *®, daB die Beziehung zwi-
schen Eltern und Kindern sich nicht in der Erziehungsfunk-
tion der Familie erschépfe, sondern daf3 vielmehr eine le-
benslange Verpflichtung, einander Beistand zu leisten, be-
stehe. Diesem Grundgedanken sei auch der Gesetzgeber
verpflichtet: So z.B. weise die Vorschrift des § 1618a BGB
fir die Eltern-Kind-Beziehung auf die Bedeutung der Ver-
antwortung fiireinander hin, und zwar unabhangig vom Alter.
Auch das Strafprozef3recht nehme seit jeher bei der Ein-
schrankung des Zeugniszwanges auf das Vertrauensver-
héltnis zwischen Eltern und erwachsenen Kindern in glei-
cher Weise Ricksicht wie auf die Ehegattenbeziehung (§ 52
StPO). Dem Verhaltnis des volljahrigen Kindes zu seinen EI-
tern komme in Krisensituationen besondere Bedeutung zu,
50 etwa wenn die Personlichkeit durch einschneidende Er-
eignisse wie das Scheitern einer Ehe und eine erstmalige
schwere Verurteilung wegen einer durch diesen Konflikt be-
dingten Straftat bedroht sei.

Fir den Bereich des Untersuchungshaftvollizugs stellt
sich zusatzlich die Frage, ob die vom Untersuchungsgefan-
genen zu duldende Briefkontrolle (§ 119 1l StPO) und vor
allem das Wissen darum, eine Lockerung des Schutzes der
Privatsphare bewirkt. Ist man der Auffassung, daB dem Un-
tersuchungsgefangenen ein privater Schutzbereich erhal-
ten bleiben soll, so kann die Konsequenz nur sein, daB ihm
der von ihm erzwungenermaBen geduldete Einblick eines
Dritten nicht zugerechnet werden darf. Jedes andere Ergeb-
nis wiirde die verfassungsrechtlich garantierte Privatsphéare
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des Untersuchungsgefangenen praktisch wieder aufheben,
denn vielfach kann der Haftling, u.a. auch wegen der restrik-
tiven Besuchsregelung (s. Nr. 24 ff. UVollzO), ein personli-
ches Gesprach nur iiber den Briefverkehr flihren, Das sich
aus Art. 21 GG i.V.m. Art. 1 1und Ant. 6 | GG ergebende
Grundrecht, unbefangen Gedanken und Empfindungen ge-
genlber nahen Angehdrigen ausdriicken zu diirfen, ist von
hoher Wertigkeit. Es ist ein Refugium, in dem der einzelne
,,sich finden” kann, in dem er ,,ins Unreine” reden darf,
ohne die Beflirchtung, daB unbedachte oder unbeherrschte
AuBerungen, vorlaufige Stellungnahmen und nur aus der
Situation heraus verstandliche Aussagen gegen ihn ver-
wandt werden **. Der Untersuchungsgefangene, der nicht
verurteilt ist, und deshalb nur den unvermeidlichen Be-
schriankungen unterworfen werden darf *9, ist auf das
Grundrecht der Achtung der Intimsphare besonders ange-
wiesen. Verhaftung und Inhaftierung verbunden mit dem be-
stehenden dringenden Tatverdacht erzeugen in besonde-
rem MaBe das Bedlirfnis, sich Uber das anhingige Verfah-
ren auszusprechen und Dinge aus der eigenen Perspektive
zu schildern. Die Eindriicke, Meinungen und Gefiihle be-
zlglich des Verfahrens sind dabei naturgemas subjektive,
d.h., daB z.B. ein Angeklagter eine korrekte Verhandlungs-
fihrung als einseitig und voreingenommen und ein objektiv
richtiges Urteil als ungerecht empfinden mag *®. Dies frei
und offen gegeniiber nahen Angehdrigen auBern und disku-
tieren zu dirfen, macht den eigentlichen Gehalt des ge-
schiitzten Bereichs der Intimsphdére aus.

Ein verfassungsrechtlich begriindetes Verwertungsver-
bot kann letztlich allerdings nur zuerkannt werden im Rah-
men eines ausgewogenen Verhiltnisses zwischen dem
grundrechtlich gewahrleisteten Schutz der familiaren Intim-
sphare und dem Interesse des Staates an der Strafverfol-
gung. Das Strafverfahren ist nicht nur geeignet, Rechtsgiiter
zu schiitzen, sondern es enthalt auch die Gefahr der Zersto-
rung personlicher und gemeinschaftlicher Werte. Deshalb
ist der StrafprozeB in einen engen Zusammenhang zu brin-
gen zu sonstigen sittlichen und rechtlichen Wertvorstellun-
gen, insbesondere zu verfassungsrechtlichen Rangord-
nungen *. Zu beurteilen ist somit auf der einen Seite die Art
und Weise, d.h. die qualitative Intensitat, sowie das quanti-
tative AusmaB des Grundrechtseingriffs. Im vorliegenden
Fall ist der Schutz der familidren Intimsphére des Beschwer-
defiihrers betroffen, auBerdem die Grundrechte aus Art. 5 |
GG (Recht auf freie MeinungsauBerung) und aus Art. 10}
GG (Recht auf Wahrung des Briefgeheimnisses). Anderer-
seits konnte das Verhalten des Beschwerdefiihrers im Hin-
blick auf den Tatbestand des § 185 StGB Bedeutung besit-
zen. Das Argument, daB grobe Beleidigungen die Ehre ei-
nes anderen verletzen und damit zugleich auch dessen
grundgesetzlich geschiitzte Wirde, ist an dieser Stelle zu
beriicksichtigen. Ebenfalls in die Uberlegungen miteinzube-
ziehen ist das Zustandekommen und Funktionieren der
Strafrechtspflege, wozu auch der Schutz der Autoritét von
Organen der Rechtspflege gehort. Allgemein ist also jeweils
zu ermittein, welchem verfassungsrechtlich gewahrleisteten
Interesse im konkreten Einzelfall das groBere Gewicht zu-
kommt. Die zu treffende Abwagung der Schwere des Grund-
rechtseingriffs gegen die berechtigten Erfordernisse der
Strafrechtspflege hat allerdings nicht lediglich auf den in ei-
nem Straftatbestand abstrakt umschriebenen Delikisvor-
wurf abzuheben, sondern auf das im Einzelfall in Betracht

kommende konkrete Tatunrecht “®. Somit ware im vorlie-
genden Fall zu bewerten gewesen, wie tief die Verwertung
der brieflichen Mitteilung des Beschwerdeflihrers an seine
Eltern zum Zwecke einer strafrechtlichen Ahndung in das
Personlichkeitsrecht des Betroffenen eingreift. Dem gegen-
tiber stande die Verunglimpfung der Richter ,,als Organe der
Rechtspflege” “® Einzugehen ware auch auf die Ausnah-
mesituation des Untersuchungsgefangenen, und zwar ein-
schlieBlich des Umstandes, daB er sich vielfach nur Gber den
Briefkontakt Dritten anvertrauen kann. Im konkreten Fall
kdme auBerdem dazu, daB der Beschwerdefiihrer sich
schriftlich und ,,in aller Form” bei dem Vorsitzenden der
Strafkammer entschuldigt hat. Des weiteren wére von Be-
deutung, daB der Dienstvorgesetzte sowie zunéchst auch
die Staatsanwalischaft die Ehrverletzung nicht fir derartig
schwerwiegend erachteten, daB sie die Einleitung einer
Strafverfolgung durch Stellung eines Antrags nach § 194 llI
StGB fiir angebracht hielten. Zusammenfassend sprechen
die konkreten Umstande dieses Einzelfalles nicht dafiir, daB
ein so gewichtiges Unrecht vorliegt bzw. dffentliche Inter-
essen in einem solchen MaBe gefahrdet sind, daB demge-
geniiber das Grundrecht des Beschwerdefiihrers auf unbe-
fangene AuBerungen von Gedanken und Empfindungen ge-
geniiber nahen Angehdrigen zurlickireten mufte.

ll. Ausblick

Als Fazit ist die ungeniigende rechtliche Regelung des
Untersuchungshaftvollzugs hervorzuheben. Weder das
..besondere Gewaltverhaltnis” noch die inhaltlich dieser
Rechtsfigur entsprechende Bestimmung des § 119 1ll StPO
sind geeignet, dem verfassungsrechtlich vorgeschriebenen
Gesetzesvorbehalt bei Grundrechtseinschrankungen zu
genligen. Wahrend der Strafvollzug 1angst gesetzlich ge-
regelt ist, beruht der Untersuchungshaftvollzug auf der Ge-
neralklausel des § 119 11l StPO bzw. — praktisch — auf einer
Verwaltungsvorschrift °°),

Die Eingriffsnorm des § 119 Il StPO ist die einzige Vor-
gabe des Gesetzgebers an den Richter; anhand ihrer hat er
eine Vielzahl von inhaltlich sehr verschiedenen MaBnahmen
zu rechtfertigen. Es verwundert daher nicht, da3 die Praxis —
wie die besprochene Entscheidung beispielhaft zeigt — sich
so auBerordentlich schwer mit dem Untersuchungshaftvoll-
zug tut 5. Diese Feststellung gilt sowohl fiir die Norminter-
pretation als auch fiir die Sachverhaltsermittlung und -wiir-
digung. AuBerdem ist auf die Gefahr hinzuweisen, daf3 die
Offenheit des § 119 Il StPO und die dadurch bedingte Un-
bestimmtheit dazu verfiihren kann, alle Regelungszwange
mit dieser Bestimmung zu legitimieren. Der BeschluB des
Landgerichts, auch die Beschlagnahme des Briefes als voll-
zugsrechtliche MaBnahme zu qualifizieren einschlielich
der sich daraus ergebenden Folgeprobleme wie etwa im
vorliegenden Fall die Entziehung des gesetzlichen Richters,
verdeutlichen das Gemeinte. Zusammenfassend ist auch
aus diesen Griinden die dringende rechtsstaatliche Not-
wendigkeit einer gesetzlichen Regelung des Untersu-
chungshaftvolizugsverhaltnisses zu unterstreichen.
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Pornographische Schriften als
Lektiire fur erwachsene
Untersuchungsgefangene?

Riidiger Molketin
l.

Jeder Gefangene hat, mag er sich im Einzelfall in Unter-
suchungs- oder Strafthaft befinden, mehr oder minder groBe
sexuelle Probleme . Beim Untersuchungshéftling kénnen
sich diese verstarken, weil er — zumeist unvermittelt — aus
seinem gewohnten Lebenskreis herausgerissen wird. Wah-
rend der Phase erzwungener sexueller Askese behelfen
sich viele Gefangene mit sogen. ,,Pornos” (= pornographi-
sche Druckerzeugnisse) 2.

I1.

§ 68 Abs. 1 StVollzG raumt Strafgefangenen — in ange-
messenem Umfang — den regelméaBigen Bezug von Druck-
erzeugnissen im weitesten Sinn ein ¥. Nach Abs. 2 Satz 2
der soeben zitierten Vorschrift kdnnen ,,einzelne Ausgaben
oder Teile von Zeitungen (etc.) dem Gefangenen vorenthal-
ten werden, wenn sie das Ziel des Vollzuges . .. erheblich
gefdhrden” 4. Da Art. 5 Abs. 1 GG ,,nicht nur ethisch wert-
volle Meinungen” schiitzt ®, verlangen Rechtsprechung ©
und Schrifttum ” mit Recht, derartige Beschrankungen auf
das unerlaBliche MindestmaB zu begrenzen. — Allerdings
kann im konkreten Fall — aus Griinden der Resozialisierung
(vgl. namentlich §§ 2, 3 StVollzG) — der Bezug solcher Er-
zeugnisse, ohne Verletzung von Grundrechten des betrof-
fenen Strafgefangenen, untersagt werden .

1.

1.) Der Vollzug der Untersuchungshaft dient vor allem
folgenden Zielen: Ausschaltung derjenigen Griinde, die An-
laB fir den Haftbefeh! (vgl. §§ 112 Abs. 2 Nr. 1 - 3, 112a
StPO) waren, Sicherstellung eines geordneten Strafverfah-
rens sowie der spateren Strafvollstreckung 2.

2.) Rechtsgrundlage fur Beschrankungen wahrend des
Vollzuges der Untersuchungshaft ist allein die liickenhafte
Regelung in § 119 StPO 9. — Nach standiger Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts ist diese Vorschrift
eine ,,verfassungsrechtlich zureichende gesetzliche Grund-
lage fur Einschrankungen grundrechilicher Freiheiten des
Untersuchungsgefangenen” '".

3.) § 119 Abs. 3 StPO nennt — abschlieBend — die beiden
Griinde, die allein Beschrankungen rechtfertigen kénnen:
Zweck der Untersuchungshaft oder Ordnung in der An-
stalt 12,

Das seit langem erwartete (sprich: Iangst (iberféllige) Ge-
setz Uber den Vollzug der Untersuchungshaft 1aBt — trotz
standiger Klagen, vor allem aus der Praxis ' —offensichtlich
noch einen langeren Zeitraum auf sich warten.

Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes spielt — in der tag-
taglichen Vollzugspraxis — die Untersuchungshaftvollzugs-
ordnungi.d.F.v. 15. Dezember 1976 (UVollzO) eine gewich-

tige Rolle: Nach Nr. 45 Abs. 4 UVollzO darf die Weiterleitung
vonh Lesestoff, dessen Inhalt eine ,,Gefdhrdung des Unter-
suchungszweckes oder der Ordnung in der Anstalt beftirch-
ten 1aBt” abgelehnt werden ™. — Einige Gerichte '® haben —
unter Berufung auf diese Vorschrift — auch pornographische
Erzeugnisse von dem jeweiligen Untersuchungsgefange-
nen ferngehalten.

Von der Rechtsqualitat her ist die UVolizO eine (bundes-
einheitliche) Verwaltungsvorschrift; infolgedessen kann sie
nur die Justizverwaltung, keinesfalls aber den Gefangenen
'8) oder gar den von Weisungen (geméB Art. 97 Abs 1 GG in
Verbjgdung mit § 25 DRiG) unabhangigen Richter ") bin-
den .

Durch die zuweilen stereotype Anwendung der UVolizO
,,wird der Richter zu einem verfassungsrechtlich nicht vor-
gesehenen Normsetzer, der die Blankettnorm des § 119
StPO, deren inhaltliche Leere sich deutlich in der Fiille de-
taillierter Regelungen in der UVollzO widerspiegelt, durch
Globaltransformation einer Verwaltungsvorschrift erst voll-
ziehbar macht’ ™),

4)) Sexualbezogene Darstellungen (sogen. ,,Pornos’)
kénnen — nach allein zutreffender Ansicht — den Zweck der
Untersuchungshaft, namlich die Ausschaltung der in con-
creto vorliegenden Haftgriinde (vgl. §§ 112, 112a StPO),
nicht gefahrden 2.

Die zweite Alternative des § 119 Abs. 3 StPO —,,Ordnung
in der Anstalt”’ — ist ein komplexer Begriff. Zur Wahrung der
Ordnung gehdren alle Vorkehrungen, die notwendig sind,
um den geschlossenen Betrieb einer Untersuchungshaft-
anstalt sach- und zeitgerecht ablaufen zu lassen 2.

Die Nichtaushandigung solcher Druckerzeugnisse, deren
Verbreitung mit Strafe oder GeldbuBe bedroht ist, unterliegt
allerdings keinen (verfassungs)rechilichen Bedenken (vgl.
auch: § 68 Abs. 2 Satz 1 StVollzG) 2.

Dennoch: Leider stellt — in der Praxis der meisten Behor-
den und Gerichte — der zuletzt genannte Begriff ,,das Ein-
fallstor dar, um auch solche Rechtsbeschrankungen zu
rechtfertigen, die keinesfalls notwendig sind"* 9.

V.

1.) Im Schrifttum 2* werden — soweit ersichtlich — keine
Einwendungen gegen die Aushéandigung pornographischer
Druckerzeugnisse an erwachsene Untersuchungsgefange-
ne erhoben.

2.) Verschiedene Oberlandesgerichte hatten sich — of-
fensichtlich (mityverursacht durch die allgemeine Liberali-
sierung des Sexualstrafrechts wahrend der letzten zwei
Jahrzehnte 2® —mit dem Bezug pornographischer Schriften
durch Untersuchungsgefangene zu befassen.

Immer wieder wird — meines Erachtens zutreffend — her-
vorgehoben, der Untersuchungshéftling befinde sich (in der
Regel) in Einzelhaft (vgl. § 119 Abs. 1, 2 StPO) *®; allein aus
diesem Grunde seien die Gefahren, aufgrund moglicher
Weitergabe (Tausch, Verkauf u.a.) gering, denen man dar-



uber hinaus durch geeignete MaBnahmen entgegenwirken
kénne. In unveréffentlichten Entscheidungen lehnen das
OLG Zweibriicken 2" sowie das OLG Hamm 2® die Weiter-
leitung von sexualbezogenen Zeitschriften an Untersu-
chungsgefangene ab.

Das OLG Hamburg 2 sieht zu Recht keine Gefahr fiir die
,,Ordnung in der Anstalt”, selbst wenn ein Exemplar — auf
welchem Wege auch immer — an einen anderen (erwachse-
nen) Mitgefangenen weitergegeben werden kénne.

Kirzlich hatte sich der 4. Strafsenat des OLG Hamm 30
erneut mit diesem Rechtsproblem zu befassen. Wegen der
,besonderen Umstande in der Personlichkeit” des be-
schwerdeflihrenden Untersuchungsgefangenen billigen die
Hammer Richter die Nichtaushandigung einer Homopbhilen-
Zeitschrift, die als pornographisch im Sinne von § 184 StGB
anzusehen ist. In den (mitgeteilten) Entscheidungsgriinden
3" 148t der Senat — ausdriicklich — ,,dahingestellt”, ob die
Aushandigung solcher Schriften in einer ausschlieBlich mit
Erwachsenen belegten Auswahlanstalt eine Gefahr flir die
Sicherheit oder Ordnung darstellt. — Welch andere Griinde
rechtfertigen aber dann noch die Beschrénkung . ..??

Stattdessen bemuht der Senat die Gefahr des ,,die Ord-
nung in der Anstalt empfindlich beeintrachtigenden MiB-
brauches’ durch Weitergabe an andere Gefangene.

Selbst wenn man die ,,Gewohnheiten” des betreffenden
Untersuchungsgefangenen, diese Zeitschriften weiterzu-
geben, unterstellt, so hatten sich die Richter doch - von
Amts wegen — fragen miissen, ob nicht mildere, das heiBt
weniger einschneidende MaBinahmen dem so sehr befiirch-
teten MiBbrauch entgegenwirken kénnen. Dazu sind alle
Gerichte, aufgrund des (ungeschriebenen) Verfassungs-
grundsatzes der VerhiltnismaBigkeit °2, verpflichtet. In dem
(auch vom Hammer Strafsenat zitierten) BeschluB des OLG
Koblenz vom 20. Oktober 1971 33 sind — beispielhaft — fol-
gende Auflagen genannt: Verbot der Aushandigung an an-
dere Haftlinge, Ruickgabe nach einigen Tagen, bei Abonne-
ment: Rickgabe der vorherigen Nummer bei Aushandigung
der neueren Ausgabe.

Es sei nicht verkannt, daB Vollzugsbehdrden und Gerich-
te — aufgrund der ihnen gegeniiber jedem Untersuchungs-
gefangenen obliegenden Fiirsorgepflicht 3 — bei etwaigen
(groben) MiBbriuchen tatig werden missen. Die anderen
Haftlinge haben ein Recht auf sexuelle Selbstbestimmung
(Art. 2 Abs. 1 GG) ®. Daher haben sie gegen die Behorde
einen Anspruch, daB solche Gefangene, die — gegen ihren
Willen — in sexueller Weise ,,aufdringlich’ werden, von ih-
nen — soweit das eben moglich ist (zum Beispiel: bei der Ar-
beit, wahrend der Freizeit) — ferngehalten werden *9.

Allerdings darf auch hier nicht die der Vollzugsbehérde
obliegende Fiirsorgepflicht in ,,eine neben das Gesetz tre-
tende, alles Uberlagernde Eingriffs- und Bevormundungs-
ermichtigung verkehrt werden %7,

V.

Angesichts der Tatsache, daB ein (Bundes)Gesetz (iber
den Vollzug der Untersuchungshaft bislang noch fehlt 3%,
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besteht die groBe Gefahr, daB die vom Bundesverfassungs-
gericht in den grundlegenden Beschliissen vom 14. Marz
1972 sowie 29. Oktober 1975 *® endgiiltig verabschiedete
Rechtsfigur vom ,,besonderen Gewaltverhdltnis' — sie liegt
auch noch (erkennbar) der UVollzO zugrunde — bei der Aus-
legung von § 119 StPO weiterhin Pate steht.

Bei nachster Gelegenheit — sprich: bei Eingang einer Ver-
fassungsbeschwerde eines Untersuchungsgefangenen mit
Ruge der Verletzung von An.. 5, 2, 1, 19, 20 GG - sollte das
Bundesverfassungsgericht — wie bereits hinsichtlich des
Strafvollzugsgesetzes *" — dem Bundesgesetzgeber eine
Frist fiir die Schaffung eines derartigen Gesetzes setzen 2.
Hirsch hat in seinem Minderheitsvotum zu dem vorerwahn-
ten BeschluB des 2. Senates vom 5. Februar 1981 4% mit
Recht gefragt, ,,ob § 119 Abs. 3 StPO noch als Bestandteil
der verfassungsmasigen Ordnung Eingriffe in Grundfreihei-
ten der Untersuchungsgefangenen legitimieren (k6nne): In
einer rechtsstaatlich-parlamentarischen Demokratie kann
der Vorbehalt, daf3 in den Grundrechisbereich des Biirgers
lediglich durch ein Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes
eingegriffen werden darf, nur den Sinn haben, daB der Ge-
setzgeber die grundlegenden Entscheidungen selbst ver-
antworten soll (BVerfGE 33, 303 f., 346 = NJW 1972, 1561).
Ein wie immer definiertes besonderes Gewaltverhaltnis ist
nicht geeignet, ein férmliches Gesetz dort entbehrlich zu
machen, wo kraft ausdriicklicher verfassungsrechtlicher
Anordnung der Vorbehalt des Gesetzes gilt (BVerfGE 40,
237 ff., 254 = NJW 1976, 34).

VI. Fazit

Erwachsenen Untersuchungsgefangenen kénnen Bezug
und Lektiire pornographischer Druckerzeugnisse nicht un-
tersagt werden. ,,Gefahren” wie Handel, Tausch u.a. ist re-
gelmaBig durch geeignete Auflagen — als weniger ein-
schneidende MaBnahmen im Vergleich zur ganzlichen Ver-
sagung — vorzubeugen.

Allerdings diirfen solche Erzeugnisse, deren Verbreitung
eine mit Strafe oder Geldbufle bedrohte Handlung darstellt,
nicht weitergeleitet werden.

Das Bundesverfassungsgericht sollte dem Bundesge-
setzgeber — hinsichtlich der (IAngst Gberfélligen) Schaffung
eines Gesetzes lber den Vollzug der Untersuchungshaft —
eine Frist setzen; die derzeit maBgebliche, notwendigerwei-
se fragmentarische Regelung in § 119 StPO wird den an sie
zu stellenden (hohen) verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen in keiner Weise mehr gerecht.
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Kann der Ausgang gemaB § 11
Abs. 1 Nr. 2 StVollzG mit dem
Regelurlaub geméanB § 13 StVollzG
kombiniert werden? —
Besprechung des Beschlusses
des OLG Celle vom 5. 2. 1981

(3 Ws 454/80)

Doris Weber

Am 5. 2. 1981 hatte das OLG Celle (3 Ws 454/80) (iber die
Rechtsbeschwerde eines Gefangenen zu entscheiden, der
beantragt hatte, ihm an einem Tag Ausgang von 6.30 Uhr
bis 24.00 Uhr und fiir die beiden folgenden Tage Urlaub zu
gewdhren. Der Gefangene hatte seinen Antrag damit be-
grindet, daB er fiir die Reise von der JVA H., wo er seit meh-
reren Jahren eine Freiheitsstrafe verbiiBe, zu seiner in N.
wohnenden Ehefrau allein flr die Bahnfahrt 10 Stunden be-
ndtige. Antrag und Widerspruch waren erfolglos geblieben.

Auf den Antrag des Gefangenen auf gerichtliche Ent-
scheidung hin hatte die zusténdige Strafvollstreckungskam-
mer den Antrag des Gefangenen auf Gewahrung von Aus-
gang und Urlaub mit der Begriindung zurliickgewiesen, das
Gesetz sehe eine Kombination von Vollzugslockerungen
mit Urlaub nicht vor. Aus dem eindeutigen Wortlaut des § 11
Abs. 1 Nr. 2 StVollzG ergebe sich, daB der Ausgang auf ei-
nen Tag beschrankt sei und nicht mehrere Tage umfassen
kénne. Ein Strafgefangener kénne entweder nur Vollzugs-
lockerungen oder Urlaub erhalten.

Dagegen wandte sich das OLG Celle mit seinem Be-
schiuB vom 5. 2. 1981. § 11 Abs. 1 StVollzG enthalte keine
abschlieBende Aufzahlung der Vollzugslockerungen. Aus
dem Wortlaut dieser Bestimmungen ergebe sich, daB der
Gesetzgeber AuBenbeschéftigung, Freigang, Ausfiihrung
und Ausgang als Moglichkeiten aufgefiihrt habe, die insbe-
sondere (,,namentlich’’) als Volizugslockerungen in Be-
tracht kdimen. Die Formulierung des Gesetzes mache deut-
lich, daB dariiber hinaus weitere Lockerungsmaglichkeiten
denkbar und zuldssig seien. Die gesetzliche Regelung des
§ 11 Abs. 1 StVolizG schlieBe es deshalb nicht aus, daB ein
Gefangener fir eine bestimmte Tageszeit Ausgang erhalte
und ihm im unmittelbaren AnschluB daran Urlaub gewahrt
werde. Die Entscheidung dariiber, ob einem solchen Antrag
entsprochen werde, liege vielmehr im pflichtgemaBen Er-
messen der Vollzugsbehdrde, die im Einzelfall die fur und
gegen eine solche Anordnung sprechenden Umstande ab-
wagen miisse.

Nach Ansicht des OLG Celle steht dieser Auslegung auch
nicht der BeschluB des OLG Celle vom 26. 7. 1978 (3 Ws
53/78) ! entgegen, wonach ein Urlaubstag nicht zwingend
um 0.00 Uhr beginnen und um 24.00 Uhr enden miisse, da

1 OLG Celle 2fStrVo 1979, S. 541.



diese Entscheidung nichts zu der in diesem Fall maBgeb-
lichen Frage enthalte. Die Situation, daB sich die Kombi-
nation von Ausgang und Urlaub im Ergebnis als eine Er-
héhung der Urlaubstage darstelle, kdnne nach Ansicht des
OLG Celle dadurch vermieden werden, daB der Ausgang
nicht ab 0.00 Uhr fiir den gesamten Kalendertag sondern
auf einen Teil des Tages beschrankt gewahrt werde.

Der Entscheidung des OLG Celle ist im Ergebnis zuzu-
stimmen. Die Begriindung gibt jedoch zu einigen Bemer-
kungen und Erganzungen AnlaB.

Das StVollzG sieht eine Kombination von Ausgang und
Urlaub nicht ausdriicklich vor. Das OLG Celle hat jedoch zu-
treffend erkannt, daB § 11 Abs. 1 StVollzG keine abschlie-
Bende Aufzahlung der zuldssigen Voltzugslockerungen ent-
halt. Die Formulierung ,,... namentlich ...” im Gesetz
macht deutlich, daB weitere Lockerungsméglichkeiten
denkbar und zulssig sind 2. Da die Kombination von Aus-
gang und Urlaub den Gefangenen beginstigt und Ausgang
gemaB § 11 Abs. 2 StVollzG ebenso wie Urlaub gemas §§
13Abs. 1S. 2, 11 Abs. 2 StVollzG nur mit seiner Zustimmung
gewéhrt werden kénnen, bestehen dagegen auch aus der
Sicht des Gefangenen keine Bedenken.

Tanke * wendet gegen die Entscheidung des OLG Celle
ein, daB sich aus §§ 35 Abs. 1, 36 Abs. 1 StVollzG ergebe,
Ausgang und Urlaub zu demselben Zweck diirften nur alter-
nativ und nicht kumulativ gewéhrt werden. Da Ausgang und
Urlaub die gleiche Vollzugslockerung, namlich den Aufent-
halt auBerhalb der Anstalt ohne Aufsicht darstellen, die im
Gesetz nur je nach ihrem zeitlichen Umfang unterschiedlich
bezeichnet wird, besteht grundsétzlich lediglich ein quanti-
tativer Unterschied zwischen Ausgang und Urlaub. Das
kommt auch in §§ 35 Abs. 1, 36 Abs. 1 StVollzG zum Aus-
druck. Damit sich die Frage nach der Zulassigkeit der kumu-
lativen Gewahrung von zwei MaBnahmen stellt, ist jedoch
ein qualitativer Unterschied erforderlich. Schon aus Griin-
den der Begriffsbildung ist Tanke insoweit Recht zu geben.

Das Argument fiihrt jedoch, wie auch Tanke zugibt *, in
diesem Fall nur weiter, wenn eine Situation wie in den Fallen
der §§ 35 Abs. 1, 36 Abs. 1 StVollzG vorliegt, d.h. wenn Aus-
gang und Urlaub im konkreten Fall demselben Zweck die-
nen, denn dann lage eine unzulassige Umgehung der ge-
setzlichen Limitierung des Regelurlaubs gemanB § 13 Abs. 1
StVollzG vor. Dienen in dem vom OLG Celle entschiedenen
Fall Ausgang und Urlaub jedoch verschiedenen Zwecken
und beruhen sie deshalb auf verschiedenen Vorschriften
des StVollzG, liegt somit auch ein gualitativer Unterschied
zwischen beiden vor, bewirkt die Kombination keine unzu-
lassige Umgehung der zeitlichen Grenze in § 13 Abs. 1
StvolizG.

In dem vom OLG Celle entschiedenen Fall ist fraglich, ob
Ausgang und Urlaub demselben Zweck dienen, weil der
Ausgang fiir die Reisezeit und der Urlaub fur den Aufenthalt

2 Joester Alternativkommentar StVollzG § 11 Rn. 1,6.
3 Tanke NStZ 1981, S. 455.

4 Tanke NStZ 1981, 5. 455.
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bei der Ehefrau gewahrt wird. Die entscheidende Frage ist
also, ob die Reisezeit zum Urlaub gehért, mit ihm zusam-
men also demselben Zweck dient. Darauf geht das OLG
Celle nicht ein. Tanke ® begniigt sich mit dem Hinweis auf Nr.
2 Abs. 2 8. 2 der Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 13 StVoll-
zG, wonach die Hin- und Rickreise zum Urlaub gehdren.

Die Verwaltungsvorschrift bindet jedoch die Vollzugsbe-
hérden bei ihrer Ermessensentscheidung  iiber die Gewih-
rung von Urlaub nur, wenn und soweit sie mit dem StVollzG
vereinbar ist. Das Gericht ist an sie nicht gebunden 7, wenn
es die RechtmaBigkeit der Ermessensentscheidung der
Vollzugsbehorde Uberpriift. Folglich ist zu untersuchen, ob
die Reisezeit nach dem StVollzG zum Urlaub gemaB § 13
StVollzG gehért oder nicht.

Das StVollzG enthalt keine Definition des Urlaubs. Der
Begriff ,,Urlaub’’ ergibt keinen Hinweis darauf, ob die Reise-
zeit darin enthalten ist. Aus der Entstehungsgeschichte der
Regelurlaubsvorschrift im StVollzG ergibt sich, daB die Rei-
sezeit nicht zum Urlaub gehdren sollte. Die Strafvollzugs-
kommission klammerte die Reisezeit im Grundsatz Nr. 5
ihrer Grundsatze zu ,,Offener Vollzug, Progression, Urlaub”’
ausdriicklich aus 8.

Aus § 3 Abs. 1 StVollzG, wonach der Vollzug den allge-
meinen Lebensverhaltnissen soweit als moglich anzuglei-
chen ist, kdnnte sich aber ergeben, daB die Reisezeit zum
Urlaub gehért, denn der Urlaub des Arbeitnehmers vom Ar-
beitsplatz enthalt auch die Reise zum Urlaubsort und zu-
rick. Dieser Vergleich ist jedoch nur angemessen, wenn der
Urlaub des Gefangenen seiner Funktion nach dem des Ar-
beitnehmers gleicht.

Der Urlaub des Arbeitnehmers soll geman § 1 Bundes-
urlaubsgesetz der Erhaltung und Wiederherstellung seiner
Arbeitskraft dienen. Dem ist die Freistellung von der Arbeits-
pflicht fur den Gefangenen in § 42 StVollzG vergleichbar.
Der Regelurlaub im Sinne des § 13 StVollzG dient jedoch als
StrafvollzugsmaBnahme geman § 2 StVolizG der Resoziali-
sierung °, weshalb er mit dem Urlaub des Arbeitnehmers
nicht vergleichbar ist '°.

Aus dem Vergleich mit der Situation eines Wehrpflichti-
gen, der auch nicht freiwillig an dem Ort ist, von dem aus er
seinen Urlaub antritt, kdnnte man jedoch zu einer Einbezie-
hung der Reisezeit in die Urlaubszeit kommen. Die Freizeit
und der Urlaub des Wehrpflichtigen kénnen zwar auch der

5 Tanke NStZ 1981, S. 455.

6 OLG Frankfurt ZfStrVo 1981, S. 188; Joester Alternativkommentar StVollzG § 13
Rn. 1; Calliess/Muiller-Dietz StVollzG 2. Auflage 1979 § 13 Rn. 2 mit weiteren Nennungen;
Stilz ZfStrVo 1979, S. 67.

7 Zum Rechtscharakter der VVStVollzG: Miller-Dietz NStZ 1981, S. 409 - 417;
Schmidt Alternativkommentar StVollzG § 115 Rn. 33 - 36; Calliess/Muller-Dietz StVollzG
2. Auflage 1979 § 13Rn. 3.

8 Tagungsberichte der Strafvollzugskommission Band VIII, S. 156, 8. Arbeitstagung
vom 13. bis 17. Oktober 1969 in Miinchen, Grundsatze der Strafvollzugskommission zu
den Themen Offener Vollzug, Progression, Urlaub.

9 Calliess/Muller-Dietz StVolizG 2. Auttage 1979 § 13 Rn. 1, Joester Alternativkom-
mentar StVollzG § 13Rn. 4.

10 Calliess/Miiller-Dietz StVollzG 2. Auflage 1879 § 13 Rn. 15.



164

Erhaltung von Bindungen an Angehdrige und andere nahe-
stehende Personen dienen, aber sie dienen nicht der Reso-
zialisierung. Wegen der unterschiedlichen Zwecke der Ur-
laubsregelungen ist folglich der Vergleich mit der Situation
eines Wehrpflichtigen unangemessen.

Entscheidend kommt es demnach auf den Zweck des Re-
gelurlaubs im Sinne des § 13 StVollzG an, den auch die Voll-
zugsbehdérde bei ihrer Ermessensentscheidung beachten
muB . Zweck des Regelurlaubs im Sinne des § 13 StVollzG
ist geman §§ 2, 3 Abs. 2und 3 StVollzG die Resozialisierung
"2 Der Urlaub soll dem Gefangenen die Gelegenheit geben,
die durch den Vollzug in der Anstalt drohende Isolierung von
der Umwelt, insbesondere von den Angehérigen zu vermei-
den, indem er dem Gefangenen die Gelegenheit gibt, Bin-
dungen zu Angehdrigen und nahestehenden Personen neu
zu kniipfen oder zu starken. AuBerdem dient er der Ubung
sozialen Verhaltens.

Diese Ziele kénnen jedoch nur erreicht werden, wenn da-
fur zumindest der liberwiegende Anteil der gesetzlich vorge-
sehenen Urlaubszeit zur Verfiigung steht, was bei langen
Reisezeiten und kurzen Urlaubsabschnitten, z.B. Wochen-
endurlaub, nicht der Fall ist. Der Zweck des Regelurlaubs
gebietet es folglich, zumindest bei langen Reisezeiten im
Verhaltnis zur Urlaubsdauer, diese nicht in die Berechnung
der Urlaubszeit mit einzubeziehen. Fir die Reisezeit ist
dann Ausgang gemaB § 11 Abs. 1 StVollzG méglich, da die-
ser dann einen anderen Zweck als der Urlaub hat.

FirNr. 2 Abs. 1S. 2der VV zu § 13 StVollzG bedeutet das,
daB diese Vorschrift insoweit nicht vom StVollzG gedeckt ist,
als sie den Gebrauch des Ermessens ausschlieBt, wenn es
um die ZweckmaBigkeit der Einbeziehung der Reisezeiten
in die Bemessung der Urlaubszeit gemaB § 13 Abs. 1 St-
VollzG geht. Da die Vollzugsbehdérde im Fall des OLG Celle
jedoch von Nr. 2 Abs. 1 8. 2 VVStVollzG ausging, hat sie ihr
Ermessen insoweit nicht gebraucht, weshalb die Ablehnung
des Antrags des Gefangenen rechtswidrig war. Das OLG
Celle hat das im Ergebnis zutreffend festgestelt.

11 Schmidt Alternativkommentar StVollzG § 115 Rn. 20.

12 Joester Alternativkommentar StVollzG § 13 Rn. 1.

Kriminalitat als Defekt oder
Leistung? Erwagungen zur
Behandlung Straffélliger

Jens G. Réhling

Es ist genug beklagt und statistisch dargestellt worden,
daB die Bemiihungen zur Resozialisierung Straffalliger na-
hezu erfolglos sind. Dabei ist es ernst zu nehmen, wenn die
meisten einsitzenden Strafgefangenen beteuern, daB sie
eigentlich lieber ein normales, biirgerliches Leben ohne
Straftaten fiihren wiirden. An den guten Vorsatzen und gu-
tem Willen scheint es demnach nicht zu liegen. — GewiB liegt
es auch nicht nur an schlechten Startbedingungen der Ent-
lassenen. Dazu habe ich schon zu viele zuriickkehren se-
hen, die unter verhaltnismaBig giinstigen duBeren Bedin-
gungen in die Freiheit gestartet sind. — Es ist wohl auch nicht
nur ein Problem des Engagements und der Kompetenz der
Betreuungspersonen im Gefangnis. Auch dem widerspricht
die hohe Zahl von Riickkehrern, die engagierte und kompe-
tente Betreuung erfahren haben.

Ich denke, daB die hohe Rickfallquote eher die Starke des
psychischen Widerstandes anzeigt, den jeder, also auch der
Straffallige, einer Veranderung seiner Persénlichkeit entge-
gensetzt. Es ist die Kunst des Therapeuten und des Betreu-
ers, mit diesem Widerstand zu arbeiten. Der vorliegende
Aufsatz hat das Ziel, dem Widerstand nachzugehen, und
Vorschlage zu machen, wie mit ihm umgegangen werden
kann.

/

Therapie und Kriminalitat setzt eine grundsatzliche Ent-
scheidung dariiber voraus, ob Straffillige fir ihre Taten
selbst voll verantwortlich, oder ob sie Opfer der Gesellschaft
oder ihrer Sozialisation seien.

Die zweite Annahme fiihrt zu der Forderung, die Gesell-
schaft so zu verdndern, daB sie keine abweichenden Cha-
raktere mehr hervorbringt, oder wenigstens fiir jeden auch
noch so abweichenden und absonderlichen Menschen ei-
nen Platz in der Freiheit hat. Es soll hier nicht weiter erortert
werden, warum dieses Ziel utopisch ist.

Der Straftater ist aus dieser Sicht nur ein Opfer, das keine
Verantwortung flir das tragt, was mit ihm geschieht. Wenn
er aber keine Verantortung hat, hat er auch keine Macht, sei-
ne Situation zu &ndern. Der Grundgedanke, daB Kriminalitat
auch eine geselischaftliche Ursache hat, ist jedoch hin-
reichend abgesichert und darf nicht auBer Acht gelassen
werden.

Wird namlich andererseits der Kriminelle fiir seine Hand-
lungen allein voll verantwortlich gemacht, beladt man ihn mit
einem kaum tragbaren Maf an Verantwortung und Schuld.
Man unterstelltihm schlechten Charakter, schlechten Willen
oder —wenn man ihm wohl will — Nicht-kénnen. Damit aber
schafft man MiBerfolgserlebnisse, vermindert die Selbst-
achtung und macht letzten Endes hoffnungslos. Und doch
ist die Verantwortlichkeit des Menschen fur sein Leben und
seine Entwicklung ein unverzichtbares Postulat.



Beide Sichtweisen, so gegensatzlich sie scheinen, miis-
sen zusammengedacht werden, wenn Behandlung im Straf-
vollzug sinnvoll geschehen soll. Den Schliissel dazu liefert
der Systemgedanke, der urspringlich in der Kybernetik ent-
wickelt und dann durch Salvadore Minuchin und Andere fiir
die Psychotherapie fruchtbar gemacht wurde.

)

Die Familie kann wie jede andere Gruppe auch als Regel-
kreis, als System betrachtet werden, in dem jedes Mitglied
zugleich agiert und reagiert. Das geschieht mit dem Ziel, das
System stabil zu halten. Wie in einem Regelkreis miissen
sich alle Teile Andern, wenn auch nur an einer Stelle eine
Veranderung eintritt. (Zum Beispiel andert sich eine Paar-
Beziehung, wenn sie eine Elternbeziehung wird, und erneut,
wenn die Kinder gréBer werden, und die Elternfunktion der
Erwachsenen nicht mehr brauchen. Ein ,Vater-Mutter-
Kind-System’ muB sich verandern, wenn ein zweites Kind
dazu kommt.) Ein auf Wachstum seiner Mitglieder angeleg-
tes System fordert also und férdert von allen Flexibilitat.

Jedes Familienmitglied erhalt seine Rolle im System ei-
nerseits nach den naturbedingten Kriterien der Geschlechts-
und Generationszugehdérigkeit. Schon dadurch fiillt jeder
mehrere Rollen aus: die Frau ist auch Mutter, der Sohn ist
auch Bruder. Nicht selten missen Kinder Elternrollen tiber-
nehmen, teils im Verhaltnis zu jiingeren Geschwistern, teils
aber auch im Verhaltnis zu ihren Eltern, z.B. wenn diese
Alkoholiker sind. Andererseits werden auch Rollen zuge-
wiesen, die eher sozialpsychologische Funktionen haben,
zum Beispiel die Rolle Stammbhalter, Erbe, Jiingster, aber
auch Sonnenschein, schwarzes Schaf und Siindenbock.

Rollen werden nicht nur zugewiesen, sie werden auch
aktiv ibernommen und gespielt. Derjenige der die Rolle des
Siindenbocks libernimmt, begibt sich scheinbar auBerhalb
des Systems. Damit aber gibt er ihm die Méglichkeit, stabil
2u bleiben. Wiirde er darauf bestehen, ,.drin”’ zu bleiben,
wiirde er die Familie zwingen, sich zu verandern und sei es
50, daf3 die ausstoBenden Krifte starker werden. Der ,,Siin-
denbock’ (ibernimmt mit der Rolle auch ein Stiick Verant-
wortung fur die Familie. Das ist seine Form der sozialen An-
passung, das ist seine Leistung.

Die Ubernahme der Siindenbockrolle bedeutet nicht sel-
ten auch eine lebensnotwendige Entscheidung, namlich
dann, wenn der Betreffende beflrchtet, totgeschlagen zu
werden, wenn er nicht daflir sorgt, die Familie verlassen zu
kénnen, ohne daf sie Schuldgefiihle entwickelt.

An dieser Stelle kdnnte man einwenden, das Kind habe
keine Macht, sich zu wehren. Das ist nur zum Teil flir diesen
Zusammenhang wichtig. Einerseits haben Kinder die Macht,
Eltern zum Weinen und Lachen, zur Verzweiflung und in Ra-
ge zu bringen. Andererseits ist die Frage der Macht nicht so
entscheidend, wie die Tatsache, daB Rollenzuweisungen
aktiv ibernommen werden, und daB Kinder auf diese Weise
ihrer Verantwortung fiir sich und ihre Familie ausiiben.

Resozialisierung wirde so betrachtet also bedeuten, daB
der Straffallige diese Verantwortung fir die Familie aufge-
ben muB, daB er aus der Rolle fallen muB; wiirde bedeuten,
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eine gewohnte Rolle zu verlassen und eine ungewohnte zu
Ubernehmen, die ihm auch nur verbal erlaubt ist. Er wird da-
mit mit unbewuBten kindlichen Angsten konfrontiert. Diese
Angste, aus der Rolle zu fallen, der Verantwortung nicht
mehr gerecht werden kénnen und den aus der Rolle bezo-
genen Selbstwert zu verlieren, machen nach meiner Uber-
zeugung einen Teil des Widerstandes gegen eine Einglie-
derung in ein birgerliches Leben aus. Hinzu kommt, daB
man den Straffalligen in die schizophrene Situation stellt,
daB man ihn einerseits in der Slindenbockrolle belaBt, in-
dem man ihn gefangen halt, andererseits aber erwartet, daB
er sich verhilt, als sei er keiner.

1l

Ein Familiensystem arbeitet nach bestimmten Regeln,
Konzepten und Mythen. Jedes Kind spuirt instinktiv, da man
sich an diese Regeln zu halten hat, nicht nur, weil es sich die
Zuwendung und Zuneigung der Eltern erhalten muB, son-
dern auch, weil es lebensnotwendig scheint. Oft genug ge-
ben Eltern ihren Anweisungen ausgesprochen oder unaus-
gesprochen die Drohung mit: , Wenn du diese Regeln nicht
befolgst, wird aus dir nie etwas werden’’.

Das Kind empfangt also Botschaften uber sich, Uber sei-
nen Wert, (ber seine Stellung im Vergleich zu anderen. Es
verarbeitet sie und integriert sie in sein ganz personliches
Lebenskonzept. Dabei dient ihm eine erstaunliche Kreativi-
tat. Das Kind ist also selbst aktiv, indem es auswahlt, zwi-
schen Widersprichlichkeiten entscheidet und seine Konse-
quenzen zieht.

Unter den Konzepten, die das Kind in seiner Familie lernt,
sind auch solche, die sich im spateren Leben méglicherwei-
se gegen es selbst richten. Dazu gehont beispielsweise das
Konzept ,,Du bist nur etwas wert, wenn du etwas leistest”,
oder ,,Die Welt ist brutal, und nur mit Brutalitat kommst du
weiter’ oder auch ,,Hast du das, dann bist du was’’. Auch
ethisch hochstehende Konzepte kénnen sich schlieBlich
gegen das Individuum richten. Ich habe einen jungen Mann
kennengelernt, der das Konzept absoluter Gewaltfreiheit
verfolgte. Aber er verwechselte Gewaltfreiheit mit Aggres-
sionslosigkeit. Es war ihm darum verboten, Wut zu empfin-
den und mit ihr konstruktiv umzugchen. Die Konsequenz
war, daB er seine Freundin totete, als fir ihn unbeherrsch-
bare Wut durchbrach.

Regeln, Konzepte, Mythen haben also in einer bestimm-
ten Umgebung Uberleben ermdglicht. Sie werden dann ge-
nerell als lebensnotwendig erlebt. Sie Uber Bord zu werfen,
muf dann als lebensbedrohlich erlebt werden. Das miiBte
aber geschehen, wenn der Straftater in der Gesellschaft
ohne Straftaten leben méchte. Und je mehr der Betreuer
oder der Therapeut in bester Absicht gegen sie redet, je
mehr er sie abwertet, je mehr er sich bemiiht, sie abzubauen,
desto fester muB sich der Klient an sie klammern, desto stéar-
ker muB er sie verteidigen um sein Uberlebenskonzept zu
retten. Ich denke, dies ist die zweite Komponente des Wider-
standes gegen eine ,,Resozialisierung”.

Fr die Therapie ziehe ich daraus die Folgerung, da der
Betreuer oder Therapeut anerkennen muB, daB sein Klient
Mittel und Wege gefunden hat, in einer oft lebensfeindlichen
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Umgebung zu tberleben. Er muB anerkennen, daB das eine
Leistung ist. Es muBte dem Klienten erlaubt werden, ohne
MiBbilligung auf sein bisheriges Verhalten zurlickgreifen zu
kénnen. Ich denke, erst dann wird er bereit sein, ein neues
Verhalten zu probieren, neue Konzepte zu priifen und neue
Regeln zu ibernehmen.

v

Kriminelles Verhalten als Anpassungsleistung verstehen
wird sicher sofort Angste wachrufen: ,,Wo kommen wir denn
da hin, sollen wir sie dafiir auch noch loben?” Aus dieser
Angst heraus wird Uberlicherweise angenommen, daB es
besserist, dem Menschen das Verwerfliche seines Tuns vor
Augen zu fihren, um ihn zum Guten zu filhren; daB man ihn
bestrafen muB, damit er unerwiinschtes Verhalten ablegt.
Die Erfahrung zeigt eher, daB das Gegenteil eintritt. Mdg-
licherweise gelingt es dem Gefangenen, eine Besserung zu
zeigen. Doch ist die meist nicht von langer Dauer und Uber-
lebt nur selten die Entlassung. Meist aber wird der Verurteil-
te sein durch die Verurteilung angeschlagenes Selbstwert-
gefiihl zu retten versuchen. Meist rechtfertigt er sich, oder er
wertet andere, auch die Betreuer und Therapeuten ab. Da-
mit macht er sich flr jede Kritik unzugénglich, auch wenn sie
berechtigt ist. Er schiitzt sich damit gegen das Gefiihl: Ich
habe bisher alles falsch gemacht, es ist nichts Gutes mehr
an mir. Mit Selbstrechtfertigung und Abwertung anderer hilt
er so sein inneres System aufrecht. Hier sehe ich eine dritte
Komponente des Widerstandes.

Es ist daher unabdingbar, den ohnehin schwachen
Selbstwert nicht auch noch zu verringern. Dazu sollte eigent-
lich selbstverstandlich sein, das anzuerkennen, was an po-
sitiver, ,,sozial niitzlicher’ L eistung da ist. Darliber hinaus ist
es fast noch wichtiger, Positives auch noch da zu sehen, wo
scheinbar nur Negatives ist. Damit meine ich nicht den allge-
meinen Glauben an das Gute im Menschen. Das ist eine
moralische Bewertung. Es mifit den Beurteilten an der Latte
allgemeiner MaBstabe, kann ihm in seiner Individualitat nicht
gerecht werden. AuBerdem ist von dem Guten im Menschen
oft wirklich nicht viel zu sehen. Was ich meine hat auch nichts
damit zu tun, daB ich als Betreuer kein ,,Nein’’ mehr sage.
Aber es hat etwas damit zu tun, wie ich dieses ,,Nein” sage.

Jedes Verhalten hat zwei Seiten und muB auch von zwei
Seiten gesehen werden. Einem Gefangenen, der auBer der
Reihe ein Telefonat mit seiner Partnerin erreichen méchte,
unterstellt man in der Regel, er wolle sich einen Vorteil ver-
schaffen. Das gleiche Verhalten kann aber auch als Versuch
gesehen werden, eine Beziehung zu pflegen und ein Stiick
Verantwortung zu Ubernehmen.

So ist es wichtig, das Verhalten eines Straftaters auf sei-
nen Uberlebenswert hin zu befragen. Jede Krankheit und
jede Auffalligkeit hat neben dem Nachteil auch einen Vorteil,
einen Gewinn fur den Kranken oder Auffalligen (z.B. die Zu-
wendung seiner Umgebung, Fluchtmoglichkeit aus be-
lastenden Situationen u.A.). So hat auch kriminelles Verhal-
ten einen Gewinn, oder besser einen Uberlebenswert. Oft
ist der ,,Gewinn" freilich nur der, daB gelernte Lebensposi-
tionen bestatigt, oder daB imagindre Personen (Eltern,
GroBeltern) befriedigt oder auch bestraft werden.

Ein Beispiel aus meiner Praxis soll das verdeutlichen. Ein
Mann wollte fast regelmaBig am Freitag Nachmittag irgend-
welche Rechtsanwilte, Bekannte oder Freunde angerufen
haben. Damit und mit seinem auch sonst drangenden und
bedrangendem Verhalten handelte er sich viel Arger, Ableh-
nung auch offene Feindschaft ein. Mir wurde der Umgang
mit ihm erster leichter, als ich entdeckte, daB hinter seinem
Verhalten eine abgrundtiefe Angst vor Verlassenwerden
stand. Sein Verhalten war seine Art, ums Uberleben zu
kampfen. Diese Sicht verschaffte mir einen Zugang zu ihm,
so daB ich auf seine Angst reagiere und nicht so sehr auf
sein Drangen. Die Gblichen MaBnahmen zur Disziplinierung
wie Ignorieren, Beldcheln, ja bis hin zum Arrest muBten ihn
in seiner Angst nur bestarken. Ohne daB es beabsichtigt
war, wurde dadurch letztlich nur sein zugegebenermaBen
inadaquates Verhalten verstarkt.

Wem es gelingt, fiir sich diesen Standpunkt zu gewinnen,
hat es schon etwas leichter, mit schwierigen Menschen um-
zugehen. Vielleicht kann er aber auch noch einen Schritt
weitergehen und das Verhalten positiv umdeuten. Damit
nimmt man die positiven Anteile eines Tuns auf, gibt damit
dem Klienten die Mdglichkeit, einen anderen Standpunkt
einzunehmen, erweitent seinen Horizont und hilft ihm, sei-
nen Selbstwert zu bewahren und zu starken. lch méchte hier
noch einmal unterstreichen, daB das nicht heiBt, ein Verhal-
ten pauschal zu billigen, das objektiv sozialschadlich ist.
Alles verstehen heiBt eben nicht, alles verzeihen. Aber es
bedeutet die Anerkennung dessen, daB auch der Straffalli-
ge eine Sehnsucht nach einem ruhigen, normalen Leben
hat. Ein kriminelles Leben ist wohl nicht ruhiger und be-
quemer als ein burgerliches.

Was es heiBt, ein falsches Verhalten positiv umzudeuten
mdchte ich an einigen Beispielen erldutern. Das negative
Verhalten ,,Gewalttatigkeit”” enthalt ein hohes MaB an Ener-
gie, die der Therapeut fiir die Therapie einsetzen kann. Der
,,eiskalte Ganove’ besitzt auch ein hohes Maf an Selbstbe-
herrschung; diese Tugend wird in unserer Gesellschaft
sonst sehr geschatzt. Der ,, Aufsdssige’ kann gut kdmpfen
und hat einen gewaltigen Drang nach Ehrlichkeit und Au-
thentizitat, den man therapeutisch nutzen kann. Der ,,Kon-
taktarme’ hat eine gute Fahigkeit, mit sich allein zu sein und
sich gegen andere abzugrenzen. Der Siichtige hat eine gro-
Be Fahigkeit entwickelt, viele Helfer flir sich zu gewinnen
und sich unangemessenen Leistungsanforderungen zu ent-
ziehen. Der ,,Depressive’ schlieBlich ist offenbar gefiihls-
maBig stark engagiert. Jeder Leser mag ftir sich diese Liste
fortsetzen. Dabei ist leitender Gesichtspunkt der: Wo sind
die Potenzen des Gegeniibers, nicht aber: Wo sind die De-
fekte.

Man sollte sich nur hiiten, das als einen Trick einzusetzen.
Die Grenze zum Zynismus ist nah und manchmal schwer zu
sehen. Wenn man nicht ganz hinter dem steht, was man tut,
Uibersieht man allzu leicht das Leiden, das auch da ist.

4

Der Grundgedanke der obigen Ausfilhrungen 148t sich
auch so ausdriicken: Es ist besser, die Potenzen des Straf-
falligen zu suchen und zu wiirdigen, als auf eine Defekte zu
starren. Mit Potenzen meine ich nicht nur die Fahigkeiten



beispielsweise im handwerklichen oder kreativen Bereich,
sondern vor allem auch die seelischen Krafte, die ihm bisher
Uberleben erméglicht haben. Sie kénnen und werden ihm
tatsachlich auch weiterhin zur Verfligung stehen. Und er
kann zusatzlich lernen, daB es neben seinen bisherigen
auch noch andere Uberlebenstechniken gibt. Zu keiner Zeit
darf er das Gefiihl bekommen, ihm werde etwas aus seinem
Arsenal weggenommen. Er kann nur gewinnen.

Auch der Betreuer/Therapeut kann mit der skizzierten
Einstellung nur gewinnen. Er kann dann dem Straffalligen
die Verantwortung fiir sein Leben Uberlassen. Er braucht
sich nicht in den Kampf um das zu begeben, was der Straf-
fallige ,,abbauen’ soll. Und schlieBlich macht es auch mehr
Freude, mit Menschen zu arbeiten, die ihre je eigene Fahig-
keit und Qualitat haben, als mit solchen, bei denen man nur
Defekte, Nicht-kénnen, Falschheit und Minderwertigkeit
sieht.
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Berufliche Bildung der
Gefangenen nach dem
Arbeitsforderungsgesetz (AFQ)
unter Beriicksichtigung der durch
das Arbeitsforderungs-
Konsolidierungsgesetz (AFKG)
bedingten Anderungen

Manfred Hardes

Einleitung

Berufliche Bildung gehort im Behandlungsvollzug mit zu
den vordringlichsten Aufgaben. Aus diesem Grunde m{s-
sen die Vollzugsbehdrden mit den Arbeitsdmtern und den
sonstigen fiir die berufliche Bildung zustandigen Institu-
tionen eng zusammenarbeiten, um ein differenziertes Bil-
dungsangebot — orientiert an arbeitsmarktpolitischen Ge-
sichtspunkten — anbieten zu kénnen. Die Priifung der voll-
zuglichen Voraussetzungen zur beruflichen Bildung Gefan-
gener obliegt der Vollzugsbehérde (z.B. §§ 10, 11,37 Abs. 3
StVollzG). Die richtige Anwendung dieser Vorschriften setzt
zwingend voraus, auch die auBervollzuglichen Bestimmun-
gen zu kennen, die fiir die berufliche Bildung gelten. Ande-
renfalls kann berechtigten Wiinschen und Antragen Gefan-
gener zur beruflichen Bildung nicht angemessen Rechnung
getragen werden. Der Verfasser will an dieser Stelle versu-
chen, die wesentlichen Bestimmungen des AFG unter Be-
ricksichtigung der Anderungen des AFKG firr alle im Voll-
zug mit beruflichen BildungsmaBnahmen beauftragte Be-
dienstete darzustellen. Der Deutsche Bundestag hat am 22.
Dezember 1981 — Bundesgesetzblatt Teil | Seite 1497 ff. —
das AFKG verabschiedet. Das Gesetz ist am 1. 1. 1982 in
Kraft getreten. Es handelt sich um ein sogenanntes Artikel-
gesetz, in dem die Anderungen von 15 Sozialgesetzen ent-
halten sind (z.B. AFG, RVO pp.).

Griinde fiir die Anderungen des AFG

Die Ausgaben fiir berufliche BildungsmaBnahmen sind in
den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen; dies ist insbe-
sondere auf die steigenden Teilnehmerzahlen — und das gilt
erfreulicherweise auch fuir den Strafvollzug — zuriickzufih-
ren. Ziel des Gesetzes zur Konsolidierung der Arbeitsforde-
rung ist es, den Kostenanstieg zu bremsen und den Grund-
satzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit besonders
Rechnung zu tragen, damit der Bereich der beruflichen Bil-
dung effektiver ausgestaltet werden kann.

Dies soll erreicht werden durch:

— eine Konzentration der MaBnahmen auf Arbeitslose
und von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohte Arbeit-
nehmer,

— eine Senkung der Hohe der Unterhaltsleistungen,

— eine verstarkte Bekdmpfung von LeistungsmiBbrauch
durch Anderungen der Bestimmungen (iber Sperrzei-
ten, Zumutbarkeit pp. und
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— eine Einschrankung von Leistungen an Nichtbeitrags-
zahler V.

Dies wirkt sich auch im Strafvollzug auf die Bereiche der
individuellen Férderung der beruflichen Bildung von Gefan-
genen und auf die Leistungsgewdhrung nach dem AFG aus;
Bereiche, die im Vollzug weiterhin von groBer Bedeutung
sind.

Individuelle Férderung der beruflichen
Bildung
Berufliche Bildung gliedert sich in:

Ausbildung gem. § 40 AFG

Grundsétzlich wird nur die erste Berufsausbildung gefor-
dert. Berufsausbildung hat eine breitangelegte berufliche
Grundbildung, um die fiir die Ausbildung einer qualifizierten
beruflichen Tatigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten
und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsganz zu
vermitteln. Der Auszubildende muB fiir den angestrebten
Beruf geeignet sein; die Leistungen miissen erwarten las-
sen, daB er das Ausbildungsziel erreichen wird.

Fortbildung gem. §§ 41 ff. AFG

Durch berufliche Fortbildung sollen insbesondere beruf-
liche Kenntnisse und Fahigkeiten festgestellt, erhalten und
erweitert werden. Berufliche Fortbildung setzt eine abge-
schlossene Berufsausbildung oder eine angemessene Be-
rufserfahrung voraus (Meister, Techniker, Betriebswirte

pp.).

Umschulung (§§ 47 . AFG)

Durch berufliche Umschulung soll Arbeitsuchenden der
Ubergang in eine andere geeignete berufliche Tatigkeit er-
moglicht werden. Derartige MaBnahmen (z.B. Blechschlos-
ser, Dreher, Maurer, SchweiBer, Baumaschinenfiihrer pp.)
sollen insbesondere die berufliche Beweglichkeit sichern
oder verbessern.

Nach § 33 Abs. 1 S. 2 AFG legt die Bundesanstalt fir Ar-
beit im Einzelfall Art, Umfang, Beginn und Durchfiihrung der
MaBnahmen nach pflichtgem&Bem Ermessen fest. Hierbei
hat sie insbesondere zu berlicksichtigen:

— das von dem Antragsteller mit der beruflichen Bildung
angestrebte Ziel,

— den Zweck der Férderung,
— die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes,

— tnhalt und Ausgestaltung der BildungsmaBnahme so-
wie

— die Grundsétze der Winschaftlichkeit und Sparsamkeit.

Die Unterrichtsarten und deren fachliche Voraussetzung
ergeben sich aus § 34 AFG. Durch die Einfligung der Num-
mern 2 und 3 soll sichergestellt werden, daB die Mittel der
Solidargemeinschaft nur fiir solche BildungsmaBnahmen
verwendet werden, die angemessene Teilnahmebedingun-
gen bieten und nach den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit geplant und durchgefiihrt werden. Ent-
spricht die Ausgestaltung der BildungsmaBnahme und ihre

Kostenkalkulation nicht den Grundséatzen der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit, ist eine Férderung aus Mitteln der
Bundesanstalt nicht méglich 2.

Die allgemeinen personlichen und sachlichen Vorausset-
zungen fiir jede individuelle Férderung der beruflichen Bil-
dung ergeben sich aus § 36 AFG:

— Wille zur beitragspflichtigen Beschéftigung (§ 168
AFG),

— Eignung,
— personliche Erfolgserwartung,

— Ziele des § 2 AFG (z.B. Vermeidung von Arbeitslosig-
keit, Verbesserung der beruflichen Beweglichkeit,
nachteilige Folgen aus wirtschaftlichen Strukturwand-
lungen) und Beriicksichtigung arbeitsmarktpolitischer
ZweckmaBigkeit.

Gefangene erfiillen die Voraussetzungen des § 36 AFG
insbesondere, wenn sie

— nach der Entlassung im Inland einer Arbeitnehmertéatig-
keit nachgehen wollen (Beitragspflicht aus § 168 AFG),

— geeignet sind (kérperliche und geistige Eignung wer-
den durch Tests des Arbeitsamtes festgestellt, Berlick-
sichtigung des bisherigen persénlichen und beruflichen
Werdegangs, Beachtung von charakterlichen, sozialen
und wirtschaftlichen Umstanden) und

— die MaBnahme voraussichtlich mit Erfolg abschlieBen
(Unterform der Eignung).

Neben den persénlichen und sachlichen Voraussetzun-
gendes § 36 AFG miissen Gefangene die Voraussetzungen
des § 42 AFG erfilllen; je nach MaBnahmedauer:

— Berufsausbildung und 3-jahrige berufliche Tatigkeit
oder

— 6-jahrige berufliche Tatigkeit oder

— Berufsausbildung und 1-jahrige berufliche Tatigkeit
oder

— 4-jahrige berufliche Tatigkeit.

Bei unmittelbarer Bedrohung von Arbeitslosigkeit nach
der Entlassung reicht bei Gefangenen eine abgeschlossene
Berufsausbildung oder eine 3-jihrige berufliche Tatigkeit
aus.

Fir eine Ausbildung nach § 40 AFG (siehe oben) brau-
chen die Voraussetzungen nach § 42 AFG nicht vorzulie-
gen.

Jede Artvon beruflicher Tatigkeit kommt in Betracht, auch
als Beamter, Selbstandiger, Soldat, Hausfrau, Hausmann,
Strafgefangener pp. Die beruflichen Tatigkeiten missen
also nicht beitragspfiichtige Beschéftigungen im Sinne von
§ 168 AFG sein. Bei Strafgefangenen sind berufliche Tatig-
keiten aus friiheren Freiheitsentziehungen anrechenbar
und mitunter von besonderer Bedeutung.

Auf die beruflichen Tatigkeiten (vgl. oben 3, 6, 1, 4 und 3
Jahre) kénnen Zeiten einer unverschuldeten Beschafti-
gungslosigkeit im Vollzug bis zur Halfte angerechnet wer-
den (§ 42 Abs. 3 AFG).



Ist ein Gefangener bereits einmal nach dem AFG gefér-
dert worden, so ist eine Zweitférderung in der Regel erst
nach 3 weiteren Jahren beruflicher Tatigkeit mdglich; eine
Verkilirzung um 1Jahrbzw. ein Verzicht auf berufliche Tatig-
keit ist bei kiirzeren BildungsmaBnahmen und u.a. bei un-
mittelbarer Bedrohung von Arbeitslosigkeit nach der Entlas-
sung moglich.

Leistungen nach dem AFG

Nach § 37 Abs. 1 AFG diirfen Leistungen zur individuellen
Forderung der beruflichen Bildung vom Arbeitsamt nur ge-
wahrt werden, soweit nicht andere offentliche Stellen zur
Gewadhrung solcher Leistungen verpflichtet sind; Absatz 2 —
mit dem Strafvollzugsgesetz ab 1. 1. 77 in Kraft getreten —
enthalt dagegen eine modifizierte Ausnahme vom Nach-
rang der Leistungen durch die Bundesanstalt fiir Arbeit.

Leistungen kénnen z.B. sein:
— Berufsausbildungsbeihilfe gem. § 40 AFG oder

— Unterhaltsgeld (Uhg) gem. § 44 AFG bei Fortbildungs-
und UmschulungsmaBnahmen und

— Sachkosten (Lehrgangskosten, Fahrkosten, Kosten fir
Arbeitskleidung und Lernmittel pp.) gemas § 45 AFG.

Die Berufsausbildungsbeihilfe bemifit sich insbesondere
nach dem Bedarf fiir den Lebensunterhalt und dem Bedarf
fiir die Ausbildung; das Arbeitsamt ibernimmt dariiber hin-
aus die Lehrgangsgebiihren. Je nach Familienstand und
Alter betragt die Ausbildungsbeihilfe derzeit ca. 600,— DM
monatlich. Abgesehen von Subsidiarititsprinzip des § 37
Abs. 1 AFG entfallt die Leistungspflicht des Arbeitsamtes
auch, soweit der Auszubildende die Mitte! anderweitig zur
Verfiigung gestellt bekommt. In diesem Zusammenhang
muB in erster Linie der Vergiitungsanspruch des Auszubil-
denden gegeniber dem Ausbildenden gem. § 10 Abs. 1 Be-
rufsbildungsgesetz beachtet werden. Dartiber hinaus mis-
sen Leistungen berucksichtigt werden, die von Eltern oder
Ehegatten zur Verfligung gestellt werden kénnen. Inwieweit
der Auszubildende letztlich Leistungen nach § 37 Abs. 2
AFG in H6he der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 StVollzG er-
halten kann, muB im Einzelfall mit dem Arbeitsamt geklart
werden.

Unterhaltsgeld (Uhg) kann in Héhe der Ausbildungsbei-
hilfe nach § 44 StVollzG (sog. kleines Ugh) gewahrt werden.
Fiir die Bemessung sind die §§ 43, 200 StVollzGi.V.m. §§ 4,
2 StVollzVergO anzuwenden. Ein Gefangener wiirde ab 1.
1. 1982 unter Berlicksichtigung einer Leistungszulage von
20% 35,40 DM bzw. nach Ablauf der Hélfte der MaBnahme
39,66 DM pro Woche erhalten kénnen. Eine Verminderung
des Unterhaltsgeldes um einen Betrag in Hohe des Haft-
kostenbeitrages (ab 1. 1. 82 = taglich 11,23 DM) kommt in
diesem Falle aufgrund der derzeitigen Hohe des Uhg nichtin
Betracht (vgl. aber § 37 Abs. 2 AFG und § 50 Abs. 1 StVoll-
zG). Beim Uhg-Bezug in Hohe der Ausbildungsbeihilfe wird
es sich um vergleichbare Bezlige nach dem Strafvollzugs-
gesetz handeln miissen.

Gefangene im freien Beschaftigungsverhaltnis erhalten
,,50g. groBes Uhg'' nach § 44 Abs. 2oder Abs. 2a; hier findet
eine Verminderung um einen Betrag in Héhe des Haft-
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kostenbeitrages statt. Die Vollzugsbehérden missen sogar
von der Erhebung des Haftkostenbeitrages absehen, da die
Gewahrung des Unterhaltsgeldes von der Bundesanstalt fir
Arbeit hiervon abhangig gemacht wird (§ 37 Abs. 2 AFG
i.V.m. VV Nr. 2 zu § 50 StVollzG). Das Unterhaltsgeld ist von
bisher 80% auf 75 % des letzten Nettoeinkommens fiir Teil-
nehmer mit mindestens 1 Kind oder eines pflegebediirftigen
Ehegatten, fiir Teilnehmer ohne Kinder auf 68 % herabge-
setzt worden (sog. notwendige MaBnahmen gem. § 44 Abs.
2 AFG). Teilnehmern an AufstiegsmaBnahmen (z.B. Mei-
ster, Techniker, Betriebswirte) erhalten, soweit sie nicht die
Voraussetzungen des § 44 Abs. 2 AFG erflllen und eine
Teilnahme an gleichwertigen BildungsmaBnahmen mit be-
rufsbegleitendem Unterricht nicht méglich ist, 58 % Unter-
haltsgeld (sog. zweckmaBige MaBnahmen nach § 44 Abs.
2a AFQG). Das Unterhaltsgeld wird in diesen Fallen nur noch
als Darlehen gewéahrt. Fiir Gefangene mit hohen Schulden
diirften kiinftig derartige MaBnahmen nur noch sehr schwer
zu realisieren sein. Ledige bzw. verheiratete Gefangene
kdnnen aufgrund der derzeitigen Leistungsséatze bei not-
wendigen MaBnahmen wéchentlich ca. 235,—- bzw. 280,—
DM, bei zweckmaBigen MaBnahmen wéchentlich ca. 200,
bzw. 215,— DM erhalten. Bzgl. der Héhe des Unterhaltsgel-
des ist bei Gefangenen als Arbeitsentgelt in der Regel der
Betrag, der der Beitragsberechnung zuletzt zugrunde gelegt
worden ist, maBgebend (1982 = 29.485,— DM —vgl. § 112
Abs. 5Nr. 10 pp.i.V.m. § 111 AFG -). Fur die Mehrzahl der
Teilnehmer an beruflichen BildungsmaBnahmen liegt das
Unterhaltsgeld damit auch in Zukunft immer noch (iber dem
Arbeitslosengeld in Hohe von 68% gem. § 111 Abs. 1 AFG ¥,

Eine wesentliche Anderung hat § 46 AFG erfahren; hier
kommt es auf beitragspflichtige Beschaftigungen (fiir Ge-
fangene § 168 Abs. 3ai.V.m. § 107 AFG) vor und nach Ab-
schluB der MaBnahme an.

Nach § 46 Abs. 1 AFG kénnen Antragsteller Leistungen
nach § 44 Abs. 2 (Uhg 75% bzw. 68%) oder Abs. 2a (Uhg
58%) und § 45 (Sachkosten) erhalten, wenn sie

— innerhalb derletzten 3 Jahre vor Beginn der MaBnahme
mindestens 2 Jahre lang eine die Beitragspflicht be-
griindende Beschiftigung ausgetibt oder

— Arbeitslosengeld aufgrund eines Anspruches von einer
Dauer von mindestens 156 Tagen oder

— im AnschluB daran Arbeitslosenhilfe bezogen haben.

Beschaftigungszeiten im Vollzug stehen gem. § 107 Abs.
1 Nr. 6 AFG Zeiten einer die Beitragspflicht begriindenden
Beschaftigung gleich; die Beitragspflicht der Gefangenen
ergibt sich aus § 168 Abs. 3a AFG. Arbeitslosengeld mit ei-
nem Anspruch von 156 Tagen setzt eine Beschéftigungszeit
gem. § 106 Nr. 1 AFG von mindestens 360 Kalendertagen
voraus. Unter bestimmten Voraussetzungen istim Anschlufl
der Bezug von Arbeitslosenhilfe méglich.

Waihrend des Vollzuges ist die Gewahrung von Arbeits-
losengeld bzw. Arbeitslosenhilfe nur im freien Beschafti-
gungsverhaltnis (§ 39 StVollzG) méglich; die {ibrigen Ge-
fangenen erfullen nicht die Anspruchsvoraussetzungen der
§§ 100 ff. i.V.m. §§ 134 ff. AFG. Unterhaltsgeld und Sach-
kosten erhielten friiher nach der alten Fassung des § 46 Abs.
2 AFG neben Beitragszahlern auch Nichtbeitragszahler,
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die z.B. nach der Entlassung von Arbeitslosigkeit bedroht
waren und sich verpflichteten, im AnschluB an die MaBnah-
me mindestens 3 Jahre lang eine die Beitragspflicht begriin-
dende Beschaftigung auszuiben. Aufgrund der neuen Fas-
sung des § 46 Abs. 2 AFG erhalten Antragsteller, die nicht
die Voraussetzungen nach § 46 Abs. 1 AFG (vgl. oben), je-
doch die Voraussetzungen nach § 44 Abs. 2 erfillen (u.a.
unmittelbare Bedrohung von Arbeitslosigkeit nach der Ent-
lassung) und sich verpflichten, im AnschiuB an die Manah-
me mindestens 3 Jahre lang eine die Beitragspflicht begriin-
dende Beschéftigung auszuiiben, jetzt nur noch die Leistun-
gen nach § 45 AFG (Sachkosten). Besteht dagegen keine
unmittelbare Bedrohung von Arbeitslosigkeit nach der Ent-
lassung kénnen selbst Sachkosten vom Arbeitsamt nicht
mehr gewahrt werden.

Ob die Neufassung des § 46 Abs. 2 AFG allerdings die
Gewahrung des sog. kleinen Unterhaltsgeldes in Hohe der
Ausbildungsbeihilfe nach § 44 StVollzG nicht trotzdem zu-
128t, kdnnte aufgrund der Fassung des § 46 Abs. 1 AFG mit
dem Hinweis auf § 44 Abs. 2 (75% bzw. 68%) und 2a (58 %)
zweifelhaft sein. Aufgrund der Regelung des § 37 Abs. 2
AFG als modifizierte Ausnahme vom Nachrang der Leistun-
gen miiBte hier eine Klarung der Rechtlage herbeigefiihrt
werden. Dabei wird letztlich vom Sinngehalt des neuen § 46
AFG i.V.m. § 37 Abs. 2 AFG auszugehen sein. Auf die Lei-
stungen nach dem AFG besteht ein Rechtsanspruch.
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Alduelle J V\formaﬁonen

Erfolgsmessung im niedersachsischen
Strafvollzug

Kleine Anfrage des Abgeordneten Hartmann (CDU) vom
22.12.1981.

Die Kleine Anfrage hatte folgenden Wortlaut:

Die Kosten fir den niedersachsischen Strafvollzug stei-
gen wie uberall, da eine erfolgsversprechende Behandlung
sowie die sichere Unterbringung der Gefangenen sehr per-
sonalintensiv sind. Die standig steigenden Kriminalitétszif-
fern zwingen aber dazu, vor allem den Rickfall zu verhin-
dern, da mehr als die Halfte aller Straftaten von 10% der
Straftater begangen wird.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gibt es neuere Untersuchungen zur Riickfalligkeit der
aus dem niedersachsischen Strafvollzug entlassenen
Gefangenen?

2. Werden die Erfolgsaussichten schulischer oder beruf-
licher BildungsmaBnahmen sowie anderer Behand-
lungsarten im Strafvollzug Uberpriift?

Namens der Landesregierung beantwortet Justizminister
Prof. Dr. Schwind die Kleine Anfrage wie folgt:

Eine angespannte Haushaltslage erfordert verstarkt, die
Gelder flr den Strafvollzug unter Kosten-Nutzen-Gesichts-
punkien einzusetzen. Anders als im betriebswirtschaftlichen
Rechnungswesen ist eine derartige Ausrichtung schwierig,
weil nur die Kosten als feste GroBen bekannt sind. Wie der
Nutzen des Strafvollzugs, also sein Resozialisierungserfolg,
festgestellt werden kann, ist dagegen in Zahlen kaum nach-
weisbar. Dies gilt nicht nur ftir den Strafvollzug, sondern fir
die strafrechtlichen Sanktionen insgesamt.

In den letzten Jahren ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land vereinzelt die Legalbewahrung, d.h. das Ausbleiben
von erneuten rechtskréaftigen Verurteilungen nach Strafvoll-
zug, festgestellt worden. Ungeklart bleibt trotz dieser Unter-
suchungen, inwieweit Riickfall auf Umsténde vor der Inhaf-
tierung, wahrend des Vollzugs und seiner Gestaltung und
auf die Entlassungssituation zuriickzufiihren ist.

Dies vorausgeschickt beantworte ich namens der Lan-
desregierung die Fragen wie folgt:

Zu 1.

Zur Rickfalligkeit aus dem niederséchsischen Vollzug
entlassener Gefangener gibt es einige altere Doktorarbeiten
der Universitat Gottingen. Diese Untersuchungen geben
aber weder einen vollstandigen noch gar aktuellen Uberblick
Uiber den Rickfall nach dem Strafvollzug.

Die Referatsgruppe ,,Planung und Forschung” meines
Hauses hat deshalb 1981 die Rickfalligkeit des Entlas-
senenjahrgangs 1974 fir den gesamten Vollzug Nieder-
sachsens reprasentativ erhoben. Untersucht wurde beson-
ders, ob die Teilnehmer an BildungsmaBnahmen im Straf-
vollzug seltener riickfallig wurden als die librigen Gefan-
genen.

Die Untersuchung ergab im wesentlichen: 68% aller
Strafentlassenen wurde wegen neuer, innerhalb von 5 Jah-
ren nach ihrer Entlassung begangener Straftaten abermals
verurteilt. Etwa ein Drittel der erneuten Verurteilungen be-
traf allerdings Straftaten minderer Schwere. Wieder in den
Strafvollzug muBten 41% der Entlassenen.

Zwei Flnftel der untersuchten Gefangenen wurden schon
innerhalb des ersten Jahres nach ihrer Entlassung wieder
straffallig. Danach war die Riickfallhdufigkeit nicht mehr so
groB. Die Riickfallhaufigkeit ist bei Entlassenen aus dem Ju-
gendvolizug hoher als bei den Entlassenen aus dem Er-
wachsenenvollzug. Einschlagig riickfallig wurden vor allem
Eigentums- und Vermdgenstater, Verkehrsstraftater und
Gefangene, die gegen das Betdubungsmittelgesetz ver-
stof3en haben.

Inhaftierte haben regelmaBig einen sehr schlechten schu-
lischen und beruflichen Ausbildungsstand. Der Vollzug ist
deshalb bemiiht, den Gefangenen durch das Angebot von
BildungsmaBnahmen bessere Startchancen nach der Ent-
lassung zu verschaffen.

Erfolgreiche Teilnehmer an BildungsmaBnahmen im Voll-
zug haben durchschnittlich glinstigere Rickfallquoten (Ju-
gendliche: 63%, Erwachsene: 62%) als Nicht-Teilnehmer
(Jugendliche: Riickfallquote 78 %, Erwachsene: 68%). Die
ungiinstigsten Rickfallzahlen ergeben sich bei erfolglosen
Teilnehmern an BildungsmaBnahmen, also bei Lehrgangs-
abbrechern und Priifungsversagern (Jugendliche: Rickfall-
quote 78%, Erwachsene: 85%).

Die Unterschiede in der Riickfallhaufigkeit zwischen er-
folgreichen und erfolglosen Teilnehmern machen also zwi-
schen 15% (Jugendliche) und 23% (Erwachsene) aus.

Zu 2.

1. Im AnschluB an diese Riickfalluntersuchung fuhrt die
Referatsgruppe ,,Planung und Forschung” meines Hauses
seit Mitte 1981 eine Langzeit-Untersuchung iiber schulische
und berufliche BildungsmaBnahmen in der JVA Hannover
durch.

Uberpriift wird,
— wie die Gefangenen fiir BildungsmaBnahmen im Voll-

zug ausgewahlt werden und wie diese Auswahl verbes-
sert werden kann,

— wie Gefangene fiir die Bildungsangebote im Vollzug
interessiert werden kénnen,

— wie der Anteil der Gefangenen, die vorzeitig aus einer
BildungsmaBnahme ausscheiden, verringert werden
kann,

— ob die Teilnehmer an BildungsmaBnahmen nach ihrer
Entlassung ,,in sozialer Verantwortung ein Leben ohne
Straftaten®’ fiihren (§ 2 Strafvollzugsgesetz).

Untersucht werden ca. 200 Bewetrber fiir sechs Bildungs-
mafBnahmen und ca. 100 Gefangene, die sich nicht fur Bil-
dungsmaBnahmen beworben haben.

Die ersten Zwischenergebnisse zur Auswahl von Gefan-
genen fir Lehrgange werden noch in diesem Jahr verfligbar
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sein, wahrend die abschlieBenden Ergebnisse erst nach En-
de der Lehrgange (1984) bzw. nach einer Bewahrungszeit
von zwei Jahren (1986) vorliegen werden.

Neben der Legalbewahrung (Riickfallfreiheit) der Entlas-
senen wird auch deren Sozialbewahrung uberprift werden.
Dabei wird durch Befragung der Entlassenen und ggdf. ihrer
Bewahrungshelfer festgestellt, ob sie eine Arbeit aufgenom-
men haben und ob diese der Art der Ausbildung im Strafvoll-
zug entspricht, ob sie zum Unterhalt von ihnen abhangiger
Angehoriger beitragen, inwieweit sie Verantwortung in
Familie und Umwelt {ibernehmen und wie sie Konflikte z.B.
in der Familie und am Arbeitsplatz 16sen und ihre Freizeit
gestalten.

2. Inder JVA —Modellversuch: Sozialtherapeutische An-
stalt — Bad Gandersheim wird die Legalbewahrung aller aus
der Anstalt entlassenen Gefangenen fortlaufend berpriift.
Da verwertbare Feststellungen erst nach einer mehrjahri-
gen Bewahrungszeit getroffen werden kénnen und die Zahl
derjenigen Gefangenen, die schon vor einer ausreichend
langen Zeit aus der Anstalt entlassen worden sind, noch ge-
ring ist, lassen sich bisher verbindliche Riickschliisse auf die
Erfolge der sozialtherapeutischen BehandlungsmaBnah-
men in Bad Gandersheim nicht ziehen.

Bekanntmachung der
Gustav-Radbruch-Stiftung

Die Gustav-Radbruch-Stiftung dient gemaB ihrem sat-
zungsmaBigen Zweck der Forderung von Forschungsarbei-
ten in bezug auf den Strafvollzug, der Ausbildung von Mitar-
beitern im Bereich des Strafvollzugs sowie der Belohnung
besonderer Verdienste im Rahmen des Strafvollzugs. Nach
dem Stiftungszweck kénnen insbesondere auch Praktiker
fir Verdienste im Strafvollzug mit einem Preis bedacht
werden.

Zur Verteilung gelangen die jahrlichen Ertragnisse aus
dem Stiftungsvermoégen in Héhe von etwa 10.000,— DM. Ein
Rechtsanspruch auf Gewahrung von Stiftungsmitteln be-
steht nicht.

Vorschldge und Bewerbungen sind mit den dblichen Un-
terlagen (je nach Lage des Falles: Arbeits- bzw. Forschungs-
plan, zwei Referenzen oder Gutachten von im Fachgebiet
ausgewiesenen Personlichkeiten, sonstige Beféhigungs-
nachweise u. dgl.) bis spatestens 30. September 71982 an
den Vorsitzenden der Stiftung, Prof. Dr. Arthur Kaufmann
(LonginusstraBe 3, 8000 Miinchen 60), zu richten.

gez.: Arthur Kaufmann

Beschaftigungslage im Justizvollzug
Nordrhein-Westfalen

In der Justizvollzugsanstalt Rheinbach tagte der Aus-
schuB fiir Haushaltskontrolle und Rechnungsprifung des
Landtages von Nordrhein-Westfalen. Unmittelbarer Anla
fir den ,,Lokaltermin” waren Priifungsfeststellungen des
Landesrechnungshofs in seinem Jahresbericht 1979 zur
Frage der Wirtschaflichkeit der Waschereien in den Justiz-
vollzugsanstalten des Landes. In diesem Zusammenhang

wollte sich der AusschuB generell liber die Aufirags- und Be-
schaftigungslage in den Eigenbetrieben der Vollzugsanstal-
ten unterrichten, wobei die jingsten haushaltswirtschaftli-
chen Entwicklungen (SparmaBnahmen) eine besondere
Rolle spielten.

Die Auftrags- und Beschéftigungsiage in den Arbeitsbe-
trieben konnte bis 1980 im Durchschnitt als gut bezeichnet
werden. Seit 1981 hat sie sich jedoch aufgrund der haus-
haltswirtschaftlichen Einschrankungen, die in der gesamten
Landesverwaltung notwendig wurden, und der allgemeinen
Wintschaftslage erheblich verschlechtert. Betroffen ist vor
allem die Mdbelproduktion. Der Schreinereibetrieb in Rhein-
bach, in dem 40 bis 45 Gefangene beschaftigt werden kén-
nen und der noch 1980 einen Umsatz von 1,7 Millionen DM
zuverzeichnen hatte, ist praktisch zum Erliegen gekommen.
Auch in anderen Justizvollzugsanstalten wurden erhebliche
Produktionseinschrankungen notwendig, weil aufgrund der
restriktiven MaBnahmen beim Haushaltsvollzug die Justiz-
behorden des Landes, die ihren Bedarf bei den Eigenbetrie-
ben der Justizvollzugsanstalten decken miissen, kaum noch
Auftrage erteilen kdnnen.

Die Mitglieder des Ausschusses fiir Haushaltskontrolle
und Rechnungspriifung unterstiitzen das Anliegen des Ju-
stizministers, die Arbeitsplatze fir Gefangene in den Justiz-
volizugsanstalten nach Méglichkeit zu erhalten. Wie dieses
Problem unter Beriicksichtigung der erforderlichen Spar-
maBnahmen geldst werden kann, bedarf der weiteren Erdr-
terung.

(Aus: Landtag intern, Jg. 13, 9. Wahlperiode, vom 8. Mérz
1982, S. 9, 15)

Haftraum in Nordrhein-Westfalen

Auf Antrag der CDU-Fraktion beschéftigte sich der Justiz-
ausschuB mit der Haftraumsituation im Lande Nordrhein-
Westfalen und nahm dazu einen Bericht der Justizministerin
entgegen. Rein rechnerisch, so lieB Inge Donnepp (SPD)
vortragen, sei , fiir die Zahl der Klientel’” geniigend Haftraum
vorhanden. Tatsachlich ergebe sich aber eine Uberbele-
gung. Wegen UmbaumaBnahmen kénnten regelmaBig 200
bis 400 der vorhandenen Haftplatze nicht genutzt werden.

Auch 1aBt die differenzierte Ausgestaltung des Vollzugs
nach Angaben der Ministerin einen beliebigen Austausch in-
nerhalb der Anstalt nicht ohne weiteres zu.

Der Vorsitzende Egbert Reinhard (SPD) stellte fest, daB
eine Belegungssituation, die 1970 zu einem Vollstreckungs-
stopp gefiihrt habe, nicht gegeben sei. Die Justizministerin
verwies darauf, daB man in der Vergangenheit die Finanz-
situation ausgenutzt habe, auch Anstaltsneubauten zu er-
richten. Deshalb stehe man heute in Nordrhein-Westfalen
weitaus besser da.

Elsbeth Rickers (CDU) stimmte den Uberlegungen zu,
vorrangig offene Anstalten mit einer Uberbelegung zu bela-
sten, forderte aber zugleich Beachtung regionaler Probleme
und regte an, auch einmal die Kriterien der Entlassung nach
der Halfte der StrafzeitverbiiBung zu Gberprifen. Maria Jam-
mes (SPD) hielt es fiir méglich, durch einen vermehrten Ein-



satz des Instruments der Bewahrung die Belegungssituation
Zu verbessern. Dr. Hans-Ulrich Klose (CDU) befiirchtete
weitere Verscharfung der Situation und forderte fiir seine
Fraktion Initiativen des Gesetzgebers.

Inge Donnepp zeigte auf, daB alle Anregungen in der
Praxis eine groBere Zahl von Bewahrungshelfern verlan-
gen. Wenn man mehr Strafen zur Bewdhrung aussetze,
kdnne man eine verniinftigere Relation von Probanden zu
Bewihrungshelfern nicht tiber die Verkiirzung der Bewéh-
rungszeit erreichen. Hiervor warnte auch Hans Wagner
(CDU). Er flihrte an, da3 auch rein rechnerisch der Proband
nur mit vier DM pro Tag, der Haftling jedoch mit 80 DM je Tag
das Land belaste.

Aus: Landtagintern, Jg. 13, 9. Wahlperiode, vom 15. Marz
1982, S. 14)

6. Grundseminar fiir Lehrer im
Justizvollzugsdienst

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Lehrer im Justizvoll-
zug e.V. fiihrte im Haus des Bundeszusammenschlusses
tar Straffalligenhilfe in Bonn-Bad Godesberg das 6. Grund-
seminar fur dienstjiingere Anstaltslehrer durch.

An der Veranstaltung nahmen 29 im Justizvollzug titige
Lehrerinnen und Lehrer teil, davon 7 aus Baden-Wiirttem-
berg, 2 aus Bayern, 3 aus Berlin, 1 aus Hessen, 9 aus Nord-
rhein-Westfalen und 5 aus Niedersachsen. Das Durch-
schnittsalter betrug 32 Jahre. Die Teilnehmer befanden sich
durchschnittlich 3 Jahre 9 Monate im Schuldienst und 12
Monate im Vollzug.

Sie wurden durch die einwéchige Veranstaltung in System
und Organisation des Strafvollzugs und die Strukturelemen-
te einer Justizvollzugsanstalt eingefiihrt.

Insbesondere gab die Seminarwoche Gelegenheit, Se-

lektionsformen flir Unterrichtsvorhaben sowie Schwerpunk-
te padagogischer Arbeit unter den besonderen Bedingun-
gen des Strafvollzugs kennen zu lernen. In der Form von
Gruppenarbeit befaBten sich die Teilnehmer weiter mit der
Person des Gefangenen sowie mit den Problemen des
Wohngruppenvollzugs. Gesprache Uber schulpolitische
Fragen kamen nicht zu kurz.

Mit AbschluB dieses Seminars hat die Bundesarbeitsge-
meinschaft nunmehr insgesamt rd. 130 Lehrerinnen und
Lehrer in ihre besonderen Aufgaben als Padagogen im
Strafvollzug eingefiihn.

Verantwortlich fur die Gestaltung des Seminars waren
auch diesmal wieder Oberstudienrat Lothar Bode, Hameln
und Rektor Josef Lang, Amberg.

Das nachste Grundseminar ist fur die Zeit vom 13. - 17.
September 1982 wiederum in Bonn-Bad Godesberg ge-
plant.

Josef Lang
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Zum Auslanderanteil im hessischen
Justizvollzug

Informationen des hessischen Justizministeriums vom
24.2. 1982 zufolge ist der Anteil der rechtskraftig verurteilten
auslandischen Gefangenen auf knapp 20% angewachsen.
Danach betragt der Auslanderanteil bei den Untersuchungs-
gefangenen mittlerweile 50%. Besonders betroffen ist die
JVA Frankfurt/M. |; seit mehr als einem Jahr besitzen uber
600 der insgesamt 900 Insassen keine deutsche Staatsan-
gehdrigkeit. Ebenso sind von den 240 Insassen der JVA
Schwalmstadt 115 auslandische Staatsbiirger; davon sind
allein 47 Tirken. Im Hinblick darauf nehmen 14 Mitarbeiter
dieser Anstalt in ihrer Freizeit an einem tlrkischen Sprach-
kurs teil. Auch Mitarbeiter der JVA Frankfurt/M. | haben sich
inzwischen bereit erklart, tirkische Sprachkurse zu belegen.

(Aus: Informationen des Hessischen Ministers der Justiz
vom 24. 2. 1982)

JustizausschuB Nordrhein-Westfalen

Der JustizausschuB erérterte die Situation in den Justiz-
vollzugsanstalten Remscheid und Rheinbach, wobei die
Besichtigungsberichte der Beauftragten des Ausschusses
fur das Vollzugswesen sowie die Stellungnahmen des Ju-
stizministeriums als Beratungsunterlage dienten.

Maria Jammes, Sprecherin der SPD-Fraktion, forderte ei-
ne Priifung personeller Méglichkeiten zur Ldsung der wei-
terwachsenden Probleme mit auslandischen Strafgefange-
nen. Justizministerin Inge Donnepp (SPD) gab zu verste-
hen, daB auch sie die Auslanderkriminalitit, meist bedingt
durch eine fehlende soziale Integration, mit Bedenken
beobachtete und seitens ihres Hauses gepriift werde, wie
weit Verstandigungprobleme abgebaut werden kénnten.

Zur Situation in Remscheid kritisierte Vorsitzender Egbert
Reinhard (SPD) den abrupten Abbau der Sportveranstal-
tungen mit Sportvereinen auBerhalb der Anstalt, der Anla3
zu Eingaben an den Ministerprasidenten gewesen sei. Sei-
tens des Justizministeriums, so Frau Donnepp, sei man
,bekiimmert” (iber diese im Interesse der Sicherheit der Be-
vblkerung, aber auch aus personellen Grinden notwendi-
ge MaBnahme.

Pressemitteilungen Uber Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft in der Justizvollzugsanstalt Rheinbach wegen angeb-
lichen Drogenhandels hatten Anfang des Jahres fur Aufse-
hen gesorgt. Der angeprangerte MiBstand — florierendes
Geschéaft mit Rauschgift und Ersatzdrogen — hat nach Aus-
sage der Justizministerin zu einer weiteren Verscharfung
der Kontrollen in der Anstalt gefuhrt. Aber weder intensivere
Untersuchungen noch Verlegung des angeblichen Kopfes
des Rauschgiftringes brachte Klarheit in das Dunkel der
Szene.

Elsbeth Rickers (CDU) brachte ihre Besorgnis zum Aus-
druck dber den in Rheinbach beobachteten Versuch der
Aushéhlung der Gefangenenmitverantwortung und die Be-
mihungen, in die Anstaltsstruktur einzugreifen. Die Aktivi-
taten dieser Gruppe, die auBerhalb der Anstalt Unterstit-
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zung erhalte, verlange ein behutsames Vorgehen sowie
Beobachtung, um die bewahrte Gefangenenmitverantwor-
tung nicht weiter zu gefahrden.

(Aus: Landtag intern Nordrhein-Westfalen, Jg. 13, 9.
Wahlperiode, Nr. 4 vom 8. Februar 1982, S. 15)

Neue Konzeption flr den offenen Vollzug
in Hessen

Mit RunderlaB vom 19. 11. 1981 wurden der Vollstrek-
kungsplan fiir Hessen und die hessischen Ausfiihrungsvor-
schriften zu § 10 StVollzG geandert. Der Kern der Neurege-
lung besteht darin, daB kiinftig grundsétzlich alle geeigne-
ten Verurteilten unmittelbar in offene Vollzugsanstalten ge-
laden werden. Damit soll der offene Vollzug in Hessen ent-
sprechend dem StVollzG zum Regelvollzug werden. Die
Neuregelung sieht im einzelnen vor, daR die Vollstreckungs-
behérden der nach dem Vollstreckungsplan zusténdigen
Justizvollzugsanstalt spatestens 14 Tage vor der beab-
sichtigten Ladung eines auf freiem FuB befindlichen Verur-
teilten (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) die erforderlichen Voll-
streckungsunterlagen ibersenden. Dadurch soll die Justiz-
vollzugsanstalt in die Lage versetzt werden, fir den offenen
Vollzug offensichtlich ungeeignete Verurteilte zu erkennen.
Die Vorpriifung durch die Justizvollzugsanstalt erfolgt nach
den VVStVolizG zu § 10. Hat die Justizvollzugsanstalt Be-
denken gegen die Einweisung in den offenen Vollzug, teilt
sie diese der Vollstreckungsbehérde mit, die ihrerseits dann
die Ladung in den geschlossenen Vollzug verfugt. Erhebt
die Justizvollzugsanstalt innerhalb von 14 Tagen keine Ein-
wendungen, so bleibt es bei der Ladung in die offene Voll-
zugseinrichtung. Stellt sich der Verurteilte jedoch nicht frei-
willig zum Strafantritt, so wird er nach seiner Festnahme in
die nach dem Vollstreckungsplan zusténdige geschlossene
Justizvollzugsanstalt eingeliefert.

Seit 1982 verfiigt Hessen (iber mehr als 900 Haftplatze im
offenen Vollzug. Hiernach kann jeder vierte Strafgefangene
seine Strafe als Freiganger verbliBen. 1980 haben die im
Freigang befindlichen Gefangenen ca. 4,5 Millionen DM an
Lohnzahlungen und Ausbildungsbeihilfen erhalten. Davon
sind mehr als 1,5 Millionen DM fur Unterhaltszahlungen und
zur Unterstlitzung der Familie verwendet worden. Die Frei-
ganger, die 1980 entlassen wurden, verfiigten liber Sparein-
lagen in Hdhe von mehr als 300.000,— DM. An Bargeld wur-
den ihnen lber 500.000,— DM ausgezabhilt.

Erfahrungen mit dem Regelurlaub

Ausweislich der bundesweiten Statistik iber Erfahrungen
mit Strafgefangenen, die bisher Regelurlaub erhalten ha-
ben, hat sich diese Behandlungs- und Wiedereingliede-
rungsmaBnahme anscheinend bewahrt. So ist die Zahl der
Beurlaubungen von 95.041 Fallen im Jahre 1977 auf 157.447
Falle im Jahre 1980 — und damit um zwei Drittel — gestiegen.
Wahrend 1977 der Anteil derer, die nicht oder nicht freiwillig
in die Anstalt zuriickgekehrt sind, noch 4,4% betrug, ist er
1980 auf 2,8% gesunken.

Anlaufstellen flir Straffallige in
Niedersachsen

Kleine Anfrage des Angeordneten Josef Dierkes (CDU)
vom 6. 10. 1981.

Die Kleine Anfrage hatte folgenden Wortlaut:

In der Regierungserklarung vom 28. 6. 1978 wurde die
Entlassenenhilfe als ,,ein notwendiges Seitenstiick jeder
Reform des Strafvollzuges” bezeichnet. Die Landesregie-
rung, so heiBt es dort, werde daher in den nachsten Jahren
versuchen, mit den Tragern der auBerstaatlichen Entlas-
senenhilfe eine gezielt enge Zusammenarbeit zu vereinba-
ren. Spater wurde der Aufbau von ,,Anlaufstellen fur Straf-
fallige’” (SOS-Stationen) angekindigt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wo wurden Anlaufstellen bisher eingerichtet, wer ist
Trager der Anlaufstellen, welche Organisationsform
hat sich entwickelt und sind weitere Anlaufstellen ge-
plant?

2. Wie viele Mitarbeiter sind bereits in diesen Einrichtun-
gen tatig und welche Aufgaben nahmen sie schwer-
punktmaBig wahr?

3. In welchem Umfang hat das Land die Anlaufstellen
bisher gefordert und wer beteiligt sich auBer den freien
Verbanden und dem Land an der Finanzierung?

Namens der Landesregierung beantwortete Justizmi-
nister Prof. Dr. Schwind die Kleine Anfrage wie folgt:

Die Forderung der Regierungserklarung vom 28. 6. 1978
nach dem Ausbau der Entlassenenhilfe als ,,notwendigem
Seitenstiick jeder Reform des Strafvollzugs” konnte voll
verwirklicht werden. Die Landesregierung hat diese Forde-
rung durch die Einrichtung von ,,Anlaufstellen fir Straffalli-
ge” unter der Tragerschaft der Freien Wohlfahrtsverbande
in die Praxis umgesetzt und damit ein nahezu flaichendek-
kendes Netz der Entlassenenhilfe in Niedersachsen ge-
schaffen.

Die Einrichtung der ,,Anlaufstellen” hat Uber alle Ver-
bandsgrenzen hinweg breite Zustimmung gefunden. Dies
beweist insbesondere die gute Zusammenarbeit mit den
Tragern der Freien Wohlfahrispflege, die als ,,Zusammen-
schluB der Helfenden unter einem Dach” unbiirokratisch
und gezielt , Hilfe zur Selbsthilfe” wirksam anbieten und
vermitteln kénnen. Durch die enge Zusammenarbeit aller
mit der Straffalligenhilfe befaBten Einrichtungen wird eine
teure Mehrfachbetreuung nach dem ,,Zufallsprinzip” aus-
geschlossen. Nunmehr ist gewéahrleistet, daB dem Hilfesu-
chenden insbesondere zum Zeitpunkt der gréBten Rickfall-
gefahrdung, d.h. kurz nach der Entlassung, geholfen wer-
den kann.

Das von meiner Referatsgruppe ,,Planung und For-
schung”’ zusammen mit der Freien Wohlfahrtspflege aufge-
baute Netzwerk der Entlassenenhilfe wird inzwischen auf
Uberregionalen Fachtagungen als ,,Niedersachsen-Model!
der Straffalligenhilfe’” bundesweit anerkannt.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen im ein-
zelnen wie folgt:



Zu Frage 1:

Nach dem Konzeptionsentwurf meiner Referatsgruppe
»Planung und Forschung” wurden 1980/81 14 |, Anlauf-
stellen fiir Straffallige” in folgenden Stadten aufgebaut:

— Braunschweig — Lineburg

— Celle — Oldenburg

— Delmenhorst — Osnabrick

— Gottingen — Ostfriesland (Aurich,
Emden und Leer)

— Hameln — Stade

— Hildesheim — Salzgitter

— Lingen —  Wilhelmshaven

Trager der ,,Anlaufstellen” sind die Verbande der Wohl-
fahrtspflege und der privaten Straffalligenhilfe, die sich ,,vor
Ort” mit kommunalen Einrichtungen auf der Grundlage von
Kooperationsvertragen zu Arbeitsgemeinschaften zusam-
mengeschlossen haben. Der Kooperationsvertrag ver-
pflichtet die Mitglieder zu der erforderlichen engen Zusam-
menarbeit und gewahrleistet die zentrale Ausrichtung der
Anlaufstelle. In dem Kooperationsvertrag ist ferner festge-
legt, welcher freie Verband Anstellungstrager des Personals
ist.

Es wurde mehr aufgebaut als urspringlich geplant. An-
fang 1979 hatte ich den Aufbau von 12 Anlaufstellen ange-
kiindigt. Neben den nunmehr bestehenden 15 Einrichtungen
(einschlieBlich Resohelp Hannover) sind weitere ,,Anlauf-
stellen’ vorerst nicht geplant.

Zu Frage 2:

In den 15 Anlaufstellen sind derzeit 18 hauptberufliche
Sozialarbeiter/-padagogen, 5 Berufspraktikanten sowie 12
Fachkrafte im Betreuungsdienst (ohne Schreibdienst) tatig.
Sie alle werden durch eine groBe Anzahl von ehrenamtli-
chen Helfern unterstitzt, die sich inzwischen in den einzel-
nen Standorten durch die Arbeit der ,,Anlaufstellen’ zusam-
mengefunden haben. SchwerpunktmiBig werden folgende
Aufgaben wahrgenommen:

a) Betreuung von Gefangenen zur Vorbereitung auf die
Entlassung durch Einzelberatung, Gruppenarbeit und
Vermittlung von Bezugspersonen;

A=A

ambulante oder evtl. stationare Betreuung von Straf-
falligen durch Einzelberatung, Hilfen bei der Schulden-
regulierung, materielle Hilfeleistungen, Vermittlung
von Behérdenkontakten, Hilfen bei der Beschaffung
von Wohnraum;

¢) Gewinnen, Anleiten und Fortbilden ehrenamtlicher
Mitarbeiter, verbunden mit einer Verstandniswerbung
in der Offentlichkeit fiir die Belange von Strafvolizug
und Straffalligenhilfe.

Ambulante Hilfen fiir den, ,,der nicht mehr weiter wei",
stehen insgesamt im Vordergrund. Ziel dieser Arbeit ist es,
im Sinne eines ,,Sozialen Trainings in der Ubergangshilfe”
den betreuten Personenkreis méglichst schnell in das Ar-
beitsleben einzugliedern.
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Zu Frage 3:

Die Landesregierung beteiligt sich mit einer Festbetrags-
finanzierung an den Gesamtkosten dieser Einrichtungen.
Die Zuwendungen werden jahrlich nach MaBgabe der vor-
gelegten Finanzierungsplane bewilligt, vorzugsweise fir
Personalkosten. Fur die Grindungsphase stellte die Lan-
desregierung 1980 300 000 DM zur Verfligung. An den Ge-
samtkosten von ca. 1,17 Mio. DM beteiligten sich 1980 ne-
ben den freien Tragern und dem Land auch Stadte, Land-
kreise und Arbeitsamter.

1981 hat die Landesregierung 950 000 DM bereitgestellt.
Auch nach der Mittelfristigen Finanzplanung sind entspre-
chende Forderbetrage in die jeweiligen Haushalte einge-
stellt worden. Ferner ist ab dem Haushaltsjahr 1982 eine
Verpflichtungsermachtigung zur weiteren Gewdhrung von
Zuschiissen fir die ,,Anlaufstellen fiir Straffallige” ausge-
bracht.

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der
Justiz, Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit, 40/1981
vom 25. 11. 1981)

Freigangerhaus fur weibliche Strafgefangene
in Bad Homburg

Der hessische Justizminister Dr. Herbert Giinther (ber-
gab am 21. 5. 1982 in Bad Homburg das Fritz-Bauer-Haus
als Freigangerhaus fiir weibliche Strafgefangene seiner Be-
stimmung. Das Haus soll insgesamt 25 Frauen aufnehmen.
Damit stehen ca. 10% aller Platze fir rechtskraftig verurteil-
te Frauen im offenen Vollzug zur Verfligung. Bisher waren
lediglich 15 offene Haftplatze auf dem Gelénde der Frank-
furter Frauenhaftanstalt vorhanden. Die Anzahl offener
Haftplatze im Frauenstrafvollzug soll durch Umbau der Ju-
stizvollzugsanstalt Frankfurt/M. 11l und den geplanten Neu-
bau einer Frauenhaftanstalt im Rhein-Main-Gebiet weiter
erhéht werden.

(Aus: Informationen des Hessischen Ministers der Justiz
vom 21. 5. 1982)

Zustandigkeitskonzentration bei
Beschwerdeentscheidungen in
Nordrhein-Westfalen

In zweiter Lesung hat der nordrhein-westfélische Landtag
das Gesetz zur Ubertragung von Beschwerdeentscheidun-
gen uber die Aussetzung des Strafrestes bei lebenslanger
Freiheitsstrafe auf das Oberlandesgericht Hamm (Land-
tagsdrucksache 9/1411) ohne Aussprache einstimmig ver-
abschiedet.

(Aus: Landtag intern vom 3. 5. 1982, S. 16)
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o Sie gelesen

Hinrich Riping: GrundriB der Strafrechtsgeschichte (JuS-
Schriftenreihe Heft 73). C.H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung.
Minchen 1981. X1V, 128 S. DM 24,50.

Seit Eberhard Schmidts eindrucksvoller ,,Einfuhrung in
die Geschichte der deutschen Strafrechtspflege” (3. Aufla-
ge 1965) ist kein einschlagiges Studien- und Ubersichts-
werk mehr erscheinen. Ohnehin kommt die Strafrechtsge-
schichte in Ausbildung und Studium zu kurz. Dabei hétte sie
auch fiir den Laien viel Lehrreiches zu bieten. In dieser
Situation muB man es begriiBen, daB nunmehr wieder eine
Einfohrung vorliegt, die zwar auf gedrangtem Raum, aber
neuestem wissenschaftlichen Stande einen Uberblick (iber
die Strafrechtspflege gibt.

Der Grundrif3 setzt mit der Darstellung der germanischen
Zeit ein, setzt sie mit der Beschreibung des gemeinen deut-
schen Rechts fort, um dann dem Zeitalter der Aufklarung so-
wie dem 19. Jahrhundert gréBere Aufmerksamkeit zuteil
werden zu lassen. Relativ breiten Umfang nimmt der letzte
Teil des Buches ein, welcher der Zeit seit Entstehung des
Reichsstrafgesetzbuchs gewidmet ist.

Bei Eb. Schmidt, der ja friih schon strafvollzugsgeschicht-
liche Studien betrieben hatte, hatte dieser Teil der Straf-
rechtsgeschichte einen erheblichen Anteil am Gesamtwerk.
Auch der GrundriB von Riping vermittelt einen knappen
Uberblick lber die Geschichte des Strafvollzugs, nicht zu-
letzt auf der Grundlage neuerer historischer Untersuchun-
gen. Dargestellt wird in der Hauptsache die Entwicklung des
Strafvollzugs seit dem Amsterdamer Zuchthaus (S. 74 - 76).
Besonders berlcksichtigt werden namentlich die Resoziali-
sierungsbestrebungen in der Weimarer Zeit (S. 90 f.) sowie
die Entstehung des Strafvolizugsgesetzes (S. 117 f.).

Es liegt auf der Hand, daB ein GrundriB, der die ganze
Strafrechtsgeschichte auf 121 Textseiten (FuBnoten und
Literaturhinweise eingeschlossen) zusammenfaBt, sich viel-
fach mit sparsamen Hinweisen begniigen muf. Aber als
Uberblick Giber die Materie diirfte er seinen Zweck erfiillen.

Heinz Mller-Dietz

Hannes Stekl: Osterreichs Zucht- und Arbeitshiuser 1671 -
1920. Institutionen zwischen Firsorge und Strafvollzug (Sozial- und
wirtschaftshistorische Studien Bd. 12). Verlag fir Geschichte und
Politik, Wien 1978. 412 5. DM 64—

Die Geschichte des Strafvollzugs wird seit einiger Zeit
wieder verstarkt Forschungsgegenstand. Aber wahrend
aufgeschlossene Vollzugstheoretiker und -praktiker immer
schon danach gefragt haben, wie sich der Strafvollzug ent-
wickelt hat, beginnen nunmehr Sozial- und Wirtschaftshi-
storiker jenes Thema zu entdecken. Von ihrem fachlichen
Ausgangspunkt aus sehen sie den Strafvollzug in mehr oder
minder engem Zusammenhang mit gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Strémungen der jeweiligen Zeit. Vor allem
Rusche und Kirchheimer haben einen solchen Zusammen-
hang behauptet (Sozialstruktur und Strafvollzug, 1939/
1974). An deren Fragestellungen kniipft der Verf. an; er ver-
andert sie freilich auf Grund des vorgefundenen Materials

nicht unerheblich. So versucht er nicht, geschichtlichen Tat-
sachen Gewalt anzutun, sondern ein moglichst wirklich-
keitsgetreues Bild zu entwerfen. Zu diesem Zweck hat Stekl
neben den bekannten strafvollzugsgeschichtlichen Arbeiten
sowie sozialgeschichtlichen Darstellungen vor allem um-
fangreiches Quellenmaterial 6sterreichischer Archive aus-
gewertet.

Stekl untersucht in seiner (iberaus griindlichen und detail-
lierten Studie den Strafvollzug in der ésterreichischen Mon-
archie von 1671 bis 1920. Das ist die Zeit des Aufstiegs der
osterreichischen Monarchie zur GroBmacht bis zur Ablo-
sung durch die Republik nach dem ersten Welikrieg. Dies
geschieht vor dem Hintergrund der Sozial- und Wirtschafts-
geschichte Osterreichs, in deren Zusammenhang die Ent-
wicklung der Zucht- und Arbeitshauser gertickt wird. Inso-
fern gerat — jedenfalls streckenweise — die allgemeine ge-
sellschaftliche Sicherheits- und Firsorgepolitik ins Blickfeld.
Stekl will letztlich dartun, daB3 jenen Einrichtungen seit ihrer
Entstehung eine Mehrzahl unterschiedlicher, ja gegensatz-
licher Aufgaben aufgebiirdet wurde. So sollten sie einerseits
der Armenpflege, andererseits der Resozialisierung dienen;
sie sollten — namentlich im Zeitalter des Merkantilismus —
gewissermaBen Funktionen der Beschéaftigungspolitik, aber
auch der ,,Verwahrung und Pravention” erflillen. Aus dieser
Situationsbeschreibung zieht Stekl die Konsequenz, daB die
Zucht- und Arbeitshauser infolge inrer Uberforderung keiner
der ihnen zugedachten Arbeiten zureichend gerecht werden
konnten. Einmal mehr wird daran deutliche, in welchem Ma-
Be offizielle Zielsetzungen und Vollzugswirklichkeit ausein-
anderklaffen konnen.

Daten und Material, die Stekl in seiner Studie ausbreitet,
sind von beeindruckender Vielfalt. Da wird (ber die rechtli-
chen Grundlagen und offiziellen Zwecksetzungen der Zucht-
und Arbeitshduser berichtet. Da werden die Anstaltsgebédu-
de nach Standort und baulicher Gestaltung beschrieben. Da
kommt die personelle Austattung der Anstalten zur Sprache,
die organisatorische Gliederung der Einrichtungen, die
Qualifikation, Besoldung und Rekrutierung der Bedienste-
ten. Auch Anstaltsinsassen, zu denen neben Straflingen
zeitweilig Arme, Bettler, Vagabunden und unbotmaBige Kin-
der gehorten, sowie Anstaltsleben werden recht anschau-
lich geschildert. Besonders eingehend beschéttigt sich Stekl
in diesem Zusammenhang mit den Straf- und Privilegiensy-
stemen der Anstalten, dem Tagesablauf und den Leistun-
gen, welche die Einrichtungen den Insassen gegenuber je-
weils erbrachten. Offenbar ist hier die Quellenlage recht
glinstig. Natirlich stellt sich hier allemal die Frage, inwieweit
aus amtlichen Dokumenten (z.B. Anstaltsordnungen) auf
die tatsdchliche Ausgestaltung des Vollzugs geschlossen
werden kann.

Stekls Studie stellt ein Musterbeispiel strafvollzugsge-
schichtlicher Forschung dar. Auch wer seine allgemeine Be-
wertung des Anteils, den die dsterreichischen Zucht- und
Arbeitshauser an der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte
hatten, nicht uneingeschréankt teilt, wird jedenfalls die Sorg-
falt zu schatzen wissen, mit der der Verf. zu Werke gegan-
gen ist. Zu wiinschen wiére deshalb, daB sein Buch eine
breitere (Fach-)Offentlichkeit erreicht.

Heinz Muller-Dietz



Wilhelm Binder: Meine Verbrechen und meine Strafen. Zwei
Jahre auf dem Hohen-Asberg, in den Jahren 1850 und 1851.
Reutlingen 1868. Reprint der Erstausgabe Tiibingen 1850. Schwi-
bische Verlagsgesellschaft, Tiibingen 1979. 16, 143 S. DM 12—

Die eifrige Verlagsproduktion der letzten Jahre hat man-
ches unbekannt gebliebene Werk wieder ins Licht der Of-
fentlichkeit geriickt. Im Zuge einer verstarkten Beschéfti-
gung mit dem deutschen Frilhliberalismus, der Marzrevolu-
tion von 1848 und der deutschen Nationalversammiung in
der Paulskirche (1848/49) sind namentlich dokumentari-
sche und autobiografische Darstellungen strafrechtlicher
Verfolgung Liberaler, Freisinniger sowie demokratisch oder
revolutionar eingestellter Biirger nach dem Scheitern der
Paulskirche wieder neu herausgebracht worden. In jener
Entwicklung spielte die damalige Festung Hohenasperg ei-
ne besondere Rolle, zahlte doch zu deren Gefangenen von
1850 an eine ganze Reihe bedeutsamer politischer und lite-
rarischer Képfe. Nicht zu Unrecht sprach Horst Brandstétter
deshalb in seinem dokumentarischen AbriB (Asperg. Ein
deutsches Gesfangnis. Wagenbach, Berlin 1978) vom
,,Hausberg der schwabischen Intelligenz”’.

Auch der Verfasser des 1850 erstmals erschienenen,
1868 erneut aufgelegten und 1979 in Form eines Reprints
neu herausgebrachten Biichleins befand seine Erlebnisse
als Gefangener auf dem Hohenasperg flir wert, der Mit- und
Nachwelt mitgeteilt zu werden. Binder war urspriinglich Re-
dakteur des ,,Neckardampfschiffs” (Heilbronner Zeitung),
eines offenbar freisinnig eingestellten Blattes gewesen. In
dieser Eigenschaft hat er eine Reihe teils selbstverfaster,
teils aus fremder Feder stammender Artikel verdffentlicht,
die ihm mehrere Freiheitsstrafen (Festungsarreststrafen
und Arbeitshausstrafe) wegen Beleidigung der Nationalver-
sammlung und der Staatsregierung durch die Presse sowie
wegen Majestatsbeleidigung und Aufforderung zum Aufruhr
eintrugen. Solche Verurteilungen von Journalisten waren in
jener Zeit keine Seltenheit. Binder verb(ite dementspre-
chend nahezu zwei Jahre auf dem Hohenasperg. Seine in
mehr oder minder lockerer Form gehaltenen Aufzeichnun-
gen handeln von den verschiedenen Prozessen und Straf-
verblifungen.

Auf diese Weise entstand ein recht anschauliches Bild
vom damaligen Strafvolizug auf dem Hohenasperg, den
Binder als ,,das groBe Freiheitsgrab des kleinen Wirttem-
bergs” charakterisiert. Wir erfahren beispielsweise, daB die
VerbiBung von Festungsarreststrafen ungeachtet aller Be-
lastungen, die sie fir die Familie mit sich brachte (S. 90), je-
denfalls dem Verurteilten manche Annehmlichkeiten und
viel Bewegungsfreiheit innerhalb der Festung bot. ,,Wir hat-
ten das ruhigste angenehmste Leben auf der Festung, wenn
der Verlust der Freiheit uns nicht jede Freude vergallt hitte”
(S. 25). Die Hausordnung gewahrte solchen Gefangenen
manche Erleichterungen; so konnten sie innerhalb der
Festung sich frei bewegen (S. 37); ferner konnten sie unge-
hindert korrespondieren (S. 40) und Besuche empfangen;
Gaststatten im Festungsbereich bildeten gleichsam Kon-
taktzentren der Gefangenen (S. 138). ,,Ich habe in meinem
Tagebuch allein im Monat Mai 63 Besuche mit Namen ver-
zeichnet” (S. 115). Manche gute Flasche Wein wurde von
den Haftlingen geleert (S. 38). Binders Tagebuchaufzeich-
nungen registrieren denn auch manchen , lustigen, fidelen
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Abend” (8. 133). ,,Fir einen Festungsarrest von 3 - 4 Wo-
chen war der Asperg mehr ein Vergniigungs-Aufenthalt, als
eine Strafe” (S. 67).

Als strenger erlebte Binder die Arbeitshausstrafe. War sie
doch mit EinschlieBung im Zimmer, Arbeitszwang, Brief-
und Besuchskontrolle verbunden (S. 79 ff.). Mit der Bewe-
gungsfreiheit, welche die Festungsarrestanten genossen,
war es voriiber (S. 83). Binder litt unter der Gefangenenkost
(S. 80), die anscheinend recht unterschiedlich ausfiel (S.
92). Der Hofgang fand unter Aufsicht statt (S. 83). Immerhin
empfand Binder die Schreib- und Bibliotheksarbeiten, die er
verrichten muBte, als recht zufriedenstellend (S. 84). Mit ei-
nigen Beamten verzeichnet er die gelungenen Ausbriiche
und Entweichungen sowie die internen VerstéBe gegen die
Hausordnung. Damit stellt sich fiir ihn gewissermaBen die
Weltordnung wieder her, die er durch ungerechte Verurtei-
lungen in Unordnung geraten sieht: ,,Die politischen Gefan-
genen, und von diesen hauptsachlich gingen die Verfehlun-
gen aus, sahen in ihrer Einkerkerung nicht eine gerechte
Riige des Gesetzes, sondern die Verfolgung durch eine po-
litische Parthei, die augenblicklich die Gewalt in Handen
hatte. Sie waren keine Verbrecher, sondern nur Besiegte,
und gegen Sieger war Widerstand erlaubt’ (S. 105).

Heinz Muller-Dietz

Ursula Sagaster: Die thiiringische Landesstrafanstalt Unter-
magBfeld in den Jahren 1923 - 1933. Zur Methodik des Strafvoll-
zugs in Deutschland (Strafvollzug-Randgruppen-Soziale Hilfen.
Hrsg. von Gerhard Deimling Bd. 1). Verlag Peter D. Lang, Frankfurt/
Bern/Cirencester U.K. 1980. 180 S. DM 59,80

Albert Krebs, der acht Jahre lang in der Thuringer Landes-
strafanstalt UntermaBfeld tatig war — zuletzt von 1928 bis
Januar 1933 als Anstalisleiter —, verdanken wir eine ganze
Reihe von Berichten und Zeugnissen Uber jene Anstalt; zum
Teil sind sie in seinem Buch ,,Freiheitsentzug. Entwicklung
von Praxis und Theorie seit der Aufkldrung’ (Berlin 1978)
abgedruckt. Inm kommt nicht nur maBgebliches Verdienst
an der Entwicklung und praktischen Verwirklichung des so-
Zialpadagogischen Konzepts zu, das jene Anstalt lber die
Grenzen des Landes hinaus bekannt machte; er ist auch
wesentlich an der theoretischen Entfaltung des Gedankens
des Erziehungsstrafvollzuges mit seinem Stufensystem be-
teiligt. Gleichwohl fehlte es bisher an einer systematischen
Gesamtdarsteliung der Zeit, in der UntermaBfeld der Straf-
vollzugsreform so wesentliche Impulse gab. Nunmehr liegt
eine solche Studie vor; sie ist aus einer sozialwissenschaft-
lichen Dissertation (Wuppertal) hervorgegangen. Im Mittel-
punkt steht die nach Einzelthemen gegliederte Beschrei-
bung der maBgebenden Jahre von 1923 bis 1933. Die Verf.
konnte sich bei der Ausarbeitung auch auf eine Reihe unver-
offentlichter schriftlicher Quellen sowie auf Informationen
stitzen, die ihr Albert Krebs im Rahmen verschiedener Ge-
sprache gab. So ist trotz fehlenden statistischen Materials
eine recht griindliche Studie entstanden, welche Vollzugs-
gestaltung und -ablauf samt den sie tragenden Grundsatzen
von den verschiedensten Aspekten her beleuchtet.

Die Vert. stellt nicht nur das Konzept des Erziehungsstraf-
vollzuges (mit seinem Stufensystem), die baulichen, perso-
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nellen und organisatorischen Rahmenbedingungen jenes
Vollzuges vor; sie beschreibt auch die padagogische Atmo-
sphare der Anstalt. Vor allem aber bezieht sie die erzieheri-
schen Mittel im einzelnen in die Betrachtung ein; dazu rech-
net sie etwa die Anstaltsschule, Turnen und Sport, Musik
und Theater, die Anstaltsbiicherei, Veranstaltungen mit
Kinstlern und Fachleuten, Feste und Feiern, Selbstbe-
schiftigung sowie sog. dorfliche Einrichtungen (Kantine,
Anstaltsbicherei, Friseurstube). Darunter finden sich man-
che Formen der Vollzugs- und Freizeitgestaltung, die erst
relativ spat wiederentdeckt wurden. Hierzu gehdren etwa
Sonntagsspaziergdnge mit Angehdorigen der lll. Stufe. Auch
Uber die sonstigen Bereiche des Anstaltslebens wie etwa
die AuBenkontakte, den Brief- und Besuchsverkehr, die
Lektire von Zeitungen, den Rundfunkempfang, die Diszipli-
narstrafen und das Disziplinarverfahren sowie die Entlas-
sungsvorbereitung berichtet die Verf. recht ausfiihrlich.

Die maBgebenden Griinde fiir das Gelingen jenes pada-
gogischen Konzepts sieht die Verf. vor allemin der erzieheri-
schen Befahigung und Orientierung der verantwortlichen
Anstaltsbeamten und in der tatkraftigen Unterstiitzung durch
die Aufsichtsbehdrde. Daneben waren offenbar noch weite-
re Momente von Bedeutung: Leitgedanken fiir die Bemii-
hungen der Anstalt war das Resozialisierungsziel; der Stu-
fenstrafvollzug wurde nur als Hilfsmittel der Erziehungsar-
beit verstanden; die Beschaftigung der Gefangenen war
nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten organisiert; die
Selbstverwaltung bezog die Insassen verantwortlich in das
Anstaltsleben ein. Bleibender Eindruck ist jedoch, daB es
Persdnlichkeiten wie die von Albert Krebs waren, die jenem
Vollzug das Geprage gaben und gleichsam dessen Riick-
grat bildeten.

Die Studie, die im Anhang noch mit einer ganzen Reihe
von Dokumenten aufwartet (vom Aufnahmebogen bis zum
Programm einer Weihnachtsfeier), hat nicht nur historische
Bedeutung. Sie sollte von allen gelesen werden, die sich mit
der Weiterentwicklung des Strafvollzugs praktisch oder
theoretisch beschéftigen. Das Buch gehért in jede Beamten-
biicherei.

Heinz Miiller-Dietz

Lothar Rimpl: Einschiichterung in Gerichtsverfahren. Mecha-
nismen und Funktionen. Lambertus Verlag Freiburg/Breisgau, 88
Seiten, Kart. lam. DM 10,80

Als Sozialarbeiter im Jugendstrafvollzug erfahre ich im-
mer wieder, wie negativ die Jugendlichen ,ihr”’ Gerichtsver-
fahren erlebt haben.

Mehrfach war ich als Sachverstandiger — Zeuge in Ju-
gendgerichtsverfahren. Fast regelmaBig wurde mir dabei
unwohl, ohne daB ich bisher (ber die Ursache der Entste-
hung dieser Geflihle mir im klaren war. Bei den betroffenen
Jugendlichen muBte ich feststellen, daB ihre Erlebnisse
nicht geeignet sind, die Verhandlung als ersten Schritt der
Resozialisierung, die ja bekanntlich im Verhandlungssaal
beginnen soll, aufzufassen. Warum Strafverfahren kaum
der erste Schritt der Resozialisierung sein kénnen und nicht
nur beim Angeklagten negativ erlebt werden, sondern auch

Zeugen ein ungutes Geflhl hervorrufen, dieser Frage ist
Lothar Rimpl in seinem Buch ,,Einschiichterung in Gerichts-
verfahren” nachgegangen. Lothar Rimpl gewinnt den Zu-
gang dieser Thematik durch seine Ausbildung als Jurist und
Sozialarbeiter (grad.). Die Ausbildung des Juristen dientihm
bei der Analyse der Phdnomene, die auf Angeklagte (Zeu-
gen) einschiichternd wirken. Dabei standen fir ihn jene
Aspekte im Vordergrund, die insbesondere auf Angeklagte
(Zeugen) in Strafverfahren einschiichternd wirken kénnen.
So stellt er fest, ,,daB das duBere Bild des Strafprozesses
gepragt ist durch ein feierlich férmlich-steifes Zeremoniell.
Richter, Staatsanwalt und Verteidiger tragen schwarze Ro-
ben. Protzige, erdriickende Gerichtsgebaude, Roben, er-
hohte Sitze der Richter, Regeln zum Aufstehen der Betroffe-
nen u.a.m. dienen dem einzigen Zweck, dem Imponieren’.
Die Architektur unserer meisten Gerichtsgebaude sind ge-
eignet, so Rimpl, einem schon von vornherein zu zeigen, wie
klein man ist.

Bei der vergleichenden Analyse der Macht des Richters
(z.B. Verhangung von Ordnungsstrafen), und der Macht der
Angeklagten (z.B. Ablehnung des Richters wegen der Be-
sorgnis der Befangenheit), stellt Rimpl fest: ,,Wie ohnmach-
tig muB sich ein Angeklagter vorkommen, wenn er ver-
gleicht, was er alles nicht darf, was er sich aber auf der ande-
ren Seite vom Richter alles bieten lassen muB3”. Wichtig ist
Rimpl auch, aufzuzeigen, welche Gefahr die Offentlichkeit
fiir das Verfahren im allgemeinen und den Angeklagten im
besonderen darstellen kann.

Die Ausbildung als Sozialarbeiter dient ihm bei der Analy-
se der Phanomene, die mehr aus der Person des Richters-
Staatsanwaltes — und der Person und der psychischen Si-
tuation des Angeklagten belastend auf die Gerichtsver-
handlung einwirken. Hier ist beim Angeklagten die Rede von
Unsicherheit, Nervositat, Angste, Gedankenflucht, Nieder-
geschlagenheit, Antriebslosigkeit — von Symptomen, die wir
als Begleiterscheinungen von Ausnahmesituationen — Ge-
richtsverhandlungen sind dies fir den Angeklagten wohl —
meist selbst kennengelernt haben. Zum Vergleich kdnnen
hier Prifungssituationen, die solche StreBreaktionen erzeu-
gen, herangezogen werden.

In einem Kapitel geht Rimpl auch auf das problematische
Feld der analytischen Ubertragung zwischen Angeklagten
und Richtern ein. Richtern und Staatsanwalten, so Rimpl,
sollte eingeraumt werden, daB sie sich bei der Ausfiillung
inrer Rollen in individuelle und gruppendynamische Probie-
me verstricken, die sie mangels entsprechender Ausbildung
und Hilfestellungen zu iberfordern drohen.

Selbst (iberzeugt, daB Resozialisierung bereits im Ver-
handlungssaal beginnt, zeigt der Autor im zweiten Teil des
Buches, wie Einschuchterungsmechanismen verringert
werden kdnnen, ohne daB notwendige Schutzfunktionen fur
das Gericht angetastet werden. So gilt es auf die von ihm
schon aufgefiihrten Elemente der Einschiichterung, wie Ro-
be, hohersitzendes Gericht, Innen- und AuBenarchitektur
usw. zu verzichten. Er fordert eine bessere Juristenausbil-
dung, bei der Psychologie, Soziologie, sowie Selbsterfah-
rungsiibungen, Rollenspiel usw. Pflichtfacher werden mis-
sen.



Die Entscheidung, ob Offentlichkeit zugelassen werden
soll, ware Rimpl zufolge ein Recht des Angeklagten. Des
weiteren kdnnte der Angeklagte die Ausnahmesituation
.,Hauptverhandlung’ leichter ertragen, wenn ,,der Betreuer
die Betroffenen in Kenntnis der oben beschriebenen Ele-
mente der Einschiichterung, in ruhiger gelassener Form
Uber das Geschehen in der Hauptverhandlung, Gber ihre
Rechte aufgeklart. Dariiber hinaus sollte er versuchen, ein
Persénlichkeitsbild von dem Richter und dem Staatsanwalt
(soweit bekannt) zu vermitteln. Die Angste und Unsicherhei-
ten der Betroffenen werden dadurch sicherlich nicht besei-
tigt, aber doch abgeschwacht. Zu denken wére auch daran,
eine Verhandlung in einem Rollenspiel zu inszenieren . . . ”

Lothar Rimpls Buch ,,Einschiichterung im Gerichtsver-
fahren” will sich an alle Personen und Einrichtungen wen-
den, die in der psychologischen, sozialen und rechtlichen
Betreuung tatig sind: Sozialamt, Gerichtshilfe, Jugendge-
richtshilfe, Bewahrungshilfe, Beratungsstellen, Rechtsan-
walte, Juristen in der Ausbildung ebenso wie Richter und
Staatsanwalte, Sozialarbeiter, Sozialpiddagogen, Psycho-
logen, Psychotherapeuten, Padagogen, Arzte, Seelsorger.

Ich halte das Buch, das in einer leicht verstandlichen
Sprache geschrieben ist, auch fiir Jugendliche geeignet, die
sich kurz vor der Verhandlung (iber das Gerichtsverfahren
informieren wollen.

Werner Nickolai

Diinkel, Frieder und Anton Rosner: Die Entwicklung des Straf-
volizugs in der Bundesrepublik Deutschland seit 1970: Materi-
alien und Analysen, Kriminologische Forschungsberichte aus dem
Max-Planck-Institut fiir ausldndisches und internationales Straf-
recht, Freiburg, Band 7, Freiburg: Max-Planck-Institut fir auslandi-
sches und internationales Strafrecht, 1981. 575 Seiten, broschiirt,
15,~ DM (Eigenverlag).

Die Arbeit der beiden Autoren stellt den Ertrag des ersten
Teils der mehrstufig angelegten empirischen Situationsan-
alyse des Straf- und Untersuchungshaftvolizugs in der BR
Deutschiand durch eine kriminologische Forschungsgruppe
des Max-Planck-Instituts fir auslandisches und internatio-
nales Strafrecht in Freiburg dar. Die Auswertung einer breit
angelegten schrifilichen Befragung einzelner Vollzugsan-
stalten sowie deren Bediensteten und Gefangenen wird
noch folgen.

Der nunmehr vorab verdffentlichte Teil geht die wichtige
Aufgabe an, die Grundlagen flr eine genaue Analyse der
Zeit der groBen Strafvollzugsreform — des Jahrzehnts der
Veranderungen von 1970 bis 1980 — zu schaffen. Die Ver-
fasser haben sich dabei vom Justizministerium des Bundes
und der Lander eine solche Fiille von (groBtenteils unversf-
fentlichten) Daten verschafft, die das , komplexe System
Strafvollzug” in einer kaum erwarteten Weise transparenter
machen.

Es ist das besondere Verdienst der Autoren, diese sonst
nicht zugédnglichen Daten vollstandig und (bersichtlich in
einem 200-seitigen, dem Text jeweils leicht zuzuschreiben-
den Tabellenteil festgehalten zu haben, so daB jeder Inter-
essierte auf dieser Grundlage auch weitere spezielle Frage-
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stellungen selbstandig angehen kann. Diese Grundlagen-
arbeit kann fiir weiterfiihrende Uberlegungen im Strafvoll-
zug nicht hoch genug veranschlagt werden.

Vorgelegt werden die Daten fur wesentliche Vollzugsbe-
reiche, wobei besondere Vollzugsformen wie Frauen-, Ju-
gend- und Untersuchungshaftvollzug u.a. je nach Frage-
stellung immer auch gesondert aufgefiihrt werden: Merk-
male der Vollzugspopulation, Entwicklung der Haftplatze
und Belegungen sowie der bedingten Entlassung, Vollzugs-
lockerungen, Krankheits-, Selbstmord- und Todesfalle so-
wie Unfille, DisziplinarmaBnahmen und besondere Siche-
rungsmaBnahmen, Personalstruktur und Kosten des Voll-
zuges.

Im Textteil wird ein groBer Teil der wichtigen Ergebnisse
der Datenanalyse in 83 Schaubildern veranschaulicht und
s0 insbesondere der Unterschied zwischen der Praxis der
einzelnen Bundesldnder hervorgehoben. Hier werden auch
die oben genannten Vollzugsbereiche hinsichtlich der her-
vorzuhebenden Entwicklungslinien und Unterschiede nach-
gezeichnet und in der Regel auch kritisch analysiert. Erfreu-
lich ist dabei die — trotz der Datenftille — relativ gute Lesbar-
keit der dichten Darstellung. Leider kénnen an dieser Stelle
nur wenige inhaltliche Feststellungen recht undifferenziert
aus der umfassenden Arbeit herausgegriffen werden:

Die Zusammensetzung der Gefangenen hat sich seit
1970 von der Dominanz der kleineren Eigentums- und Ver-
mdgensstraftiter — wohl insbesondere durch die Zunahme
der Betdubungsmitteldelikte — wegentwickelt. Zugenom-
men hat der Anteil der Freiheitsstrafen zwischen sechs Mo-
naten und zwei Jahren Dauer. Der Auslanderanteil an den
Gefangenen stieg von 1970 bis 1980 von 2,9% auf 7%. Die
Gefangenen im Jugendvollzug sind kaum noch Jugendliche
im eigentlichen Sinne, denn ihr Anteil betragt nur knapp
12% (14 bis 16 Jahre: 0,9% — 16 bis 18 Jahre: 10,8 %). Her-
anwachsende (54,3%) und junge Erwachsene (33,3%)
stehen im Vordergrund. Dieser Sachverhalt muB3 bei den
weiteren Reformiiberlegungen zur Kenntnis genommen
werden.

Sehr plastisch wird das (in den einzelnen Bundeslandern
unterschiedlich) wieder auftauchende Problem der Uberbe-
legung in den Vollzugsanstalten herausgearbeitet. Nach ei-
nem drastischen Riickgang der Gefangenenzahlen durch
die Zuriickdrangung der kurzen Freiheitsstrafe in der Straf-
rechtsreform 1969 auf insgesamt 46.670 Gefangene (1970)
ist 1980 der friihere Stand mit gut 58.000 Gefangenen wie-
der erreicht und droht (berschritten zu werden. Die Vorga-
ben des StVollzG, das von der entsprechenden Reduzie-
rung der Zahlen ausgeht, werden dadurch in Frage gestellt.
Es ist von daher nur zu verstandlich, daB die Autoren durch-
gangig auf ihr einleuchtendes Patentrezept zu sprechen
kommen, den ,,Strafvollzug zugunsten ambulanter Sank-
tionen quantitativ zu begrenzen”. Nur wo ein ganz konkreter
Ansatzpunkt — wie z.B. 1969 bei der Zurlickdrangung der
kurzen Freiheitsstrafe —liegen soll, wird leider weniger deut-
lich.

Wenn die Verfasser trotz des erheblichen Ausbaus des
offenen Vollzugs (1980 waren fast 60% der Gefangenen
dort untergebracht und liber 20 % wurden daraus entlassen)
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dessen zu geringe Bedeutung ,,entgegen der Gesetzes-
systematik” des § 10 StVollzG bedauern, so wird der EinfluB
des negativen Selektionsprozesses der Gefangenen im
Rahmen der Kriminalsanktionen mit nur rund 6% unmittel-
bar zu vollstreckenden Freiheitsstrafen zu Unrecht (ber-
gangen.

Die ,,weitreichendsten Veranderungen’’ wurden zu Recht
im Bereich der Vollzugslockerungen festgestellt. Von der
gnadenweise im besonderen Einzelfall gewihrten Ver-
ginstigung haben sich die Lockerungen zur 100.000-fach
gewahrten wichtigsten BehandlungsmaBnahme des Straf-
vollzugs entwickelt: 1979 entfielen auf 100 Gefangene 259
Beurlaubungs-, 238 Ausgangs- und 31 Freigangsfille. Die
erhebliche Ausweitung filhrte unerwarteterweise sogar zu
einem Riickgang der Versagerfalle, die mit 2 - 4 % uberall in
einem zu verantwortendem Rahmen liegen. Diese Feststel-
lung wird im Landerbereich unterstiitzt, wenn konstatiert
wird, daf3 die Lander mit den hichsten Urlaubsquoten die
wenigsten Versagerfille haben. Gerade solche Vergleiche
mussen in allen Bereichen den Vollzugsbehorden zu den-
ken geben, wenn unterschiedlich groBziigige Handhabun-
gen durch die Lander bei restriktiver Anwendung teilweise
sogar zu schlechteren Ergebnissen fiihren. Der vom StVoll-
zG erlaubte Rahmen scheint hier nicht tberall voll ausge-
schopft zu sein. Insoweit stellt die Arbeit eine Fundgrube ftir
die kritische Uberprifung der Praxis fiir alle betroffenen
Vollzugsbehorden dar.

Erschreckend ist die um das 4,5-fache erhohte Selbst-
mordrate im Vollzug gegentiber einer vergleichbaren Popu-
fation, wobei die Untersuchungshaft wohl am starksten be-
troffen ist. Zusammen mit einigen anderen Daten (iber die
Untersuchungshaft bedarf die Frage, ob sie restriktiver an-
zuwenden und anders auszugestalten ist, dringend neuer
Oberlegungen.

Zu denken gibt auch der durchgéngige Befund der Auto-
ren, daB die Frauen Stiefkinder des Strafvollzuges sind. lhr
geringer zahlenmaBiger Anteil von nur 3,9 % aller Gefange-
nen stellt dafiir jedenfalls keine Legitimation dar. Die zum
Erhalt der Bindungen notwendigen Vollzugslockerungen
werden unverstandlicherweise hier weit weniger gewahrt
als bei Mannern. Die Autoren fordern daher zu Recht, daf
die nur ansatzweise aufgezeigten Problemfelder auf eine
Maoglichkeit der Praxisveranderung geprift werden miissen.

In der Personalvermehrung und der Kostensteigerung
kommt am handfestesten zum Ausdruck, daB8 im vergan-
genen Jahrzehnt nicht nur Giber Reformen geredet und ge-
schrieben, sondern auch gehandelt wurde. 1980 kamen auf
einen Mitarbeiter nur noch 2,2 Gefangene (1970: 2,7). Das
Verhdltnis der Bediensteten zu Gefangenen hat sich dabei
bei den Sozialarbeitern, Psychologen und Lehrern am
ginstigsten entwickelt, teilweise vervielfacht. Der Anteil des
allgemeinen Vollzugsdienstes im Gesamtpersonal ging
demgemaB — trotz dessen zugleich erfolgten Ausbaus —
von 75,5 auf 71,5 % zuriick. Die Betrachtung der realen Ge-
samtkosten unter Abzug der Inflationsraten ergibt eine glat-
te Verdoppelung im Vergleich von 1970 zu 1980. Die Ko-
stendeckung durch Einnahmen ging gleichzeitig zuriick.

Eine Buchbesprechung muB bei einem inhaltsreichen
Buch wie dem vorliegenden hier abbrechen. Wissenschaft
und Praxis des Strafvollzugs werden bei nahezu allen Fra-
gestellungen nicht mehr darum herumkommen, auf die Da-
ten und Analysen zuruckzugreifen. Auch auf lange Frist ge-
sehen wird die Arbeit als Bestandsaufnahme einer Reform
ihren Wert iber den aktuellen Bezug hinaus erhalten. Der
duBerst glinstige Preis der umfangreichen Darstellung
macht das Buch darliber hinaus zur Pflichtlektiire fir jeden,
der bei Fragen des Strafvollzugs mitreden will.

Dieter Rossner

Maurach, Reinhard: Strafrecht, ein Lehrbuch begriindet von
Reinhart Maurach, Besonderer Teil, fortgefihrt von Friedrich-
Christian Schroder, Besonderer Teil, Teilband 2, Straftaten gegen
Gemeinschaftswerte, 6., vollig neubearbeitete Auflage, C.F. Milller
Juristischer Verlag, Heidelberg und Karlsruhe 1981, XV, 360 Seiten,
gebunden DM 78,

Der vorliegende zweite Teilband, der die Gesamtdarstel-
lung des Besonderen Teils unseres Strafrechts abschlief3t,
enthalt die fir die Praxis des Strafvollzugs wichtigen Sach-
gebiete:

Straftaten gegen die staatliche Tatigkeit, zum Beispiel
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Gefange-
nenbefreiung und Gefangenenmeuterei;

Straftaten gegen die Richtigkeit der Amtsfiihrung, zum
Beispiel Bestechung, aber auch Korperverletzung im
Amt.

Die straffe nach dem System der verletzten Rechtsgiter
gegliederte Darstellung macht das Werk zu einer geeigne-
ten Grundlage fir die Ausbildung und Fortbildung von Mit-
arbeitern des Strafvollzugs.

Mit Recht stellt der Verfasser fest, da3 nicht , jede kollek-
tive Gewalt in Strafanstalten (,Bambule’)’’ vom Tatbestand
der Gefangenenmeuterei (§ 121) erfaBt wird (S. 156). Das
entspricht der Lebenserfahrung in unserem Land, wo derar-
tige Massenaktionen bisher trotz ihrer optischen und vor al-
lem akustischen Bedrohlichkeit nicht zu Gewalttaten grée-
ren Umfangs gegen das Personal fiihrten. In der nachsten
Zeile findet sich eine Darstellung von Lehrbuchkriminalitat,
die zu beanstanden ist, wenn dort von der ,,Abrechnung mit
dem verhassten Warter W” die Rede ist. Der beschriebene
Sachverhalt ist — berraschender Weise — auBerst selten.
Bedenklich stimmt die Art der Darstellung, die geeignet ist,
Klischeevorstellungen zu néhren.

Insgesamt ein Buch, das Biichereien, die wissenschaft-
lichen Anspriichen genigen miissen, und Einrichtungen der
Ausbildung und Fortbildung zur Anschaffung zu empfehlen
ist.

K.P. Rotthaus




§§ 11 Abs. 2, 13 Abs. 1, 115 Abs. 5 StVollzG

1. Der Vollzugsbehorde steht ein Beurteilungsspiel-
raum zu, wenn sie einem Gefangenen den Urlaub we-
gen der Befiirchtung versagen will, er werde sich bei
einer Beurlaubung dem Vollzug der Freiheitsstrafe
entziehen.

2. Die Strafvolistreckungskammer hat bei einem auf
diesen Versagungsgrund gestiitzten Bescheid der
Vollzugsbehérde nur zu priifen, ob die Behérde von
einem zutreffend und volistindig ermittelten Sach-
verhalt ausgegangen ist, ob sie ihrer Entscheidung
den richtigen Begriff des Versagungsgrundes zu-
grunde gelegt und ob sie dabei die Grenzen des ihr
zustehenden Beurteilungsspielraumes eingehalten
hat. Nur in diesem Umfang ist sie zur Sachaufklarung
verpflichtet.

BeschluB des Bundesgerichtshofs vom 22, 12, 1981 —
5 AR (Vs) 31/81

Griinde:
.

Der Strafgefangene S. verbiBt in der Justizvollzugsan-
stalt Werl eine langere Freiheitsstrafe wegen Raubes; das
Strafende ist auf den 1. November 1988 vorgemerkt. Der
Leiter dieser Anstalt lehnte einen im April 1980 beantragten
Jahresurlaub des Strafgefangenen mit der Begriindung ab,
im Hinblick auf den langen Strafrest miisse sein MiBbrauch
befirchtet werden. Den hiergegen eingelegten Widerspruch
wies der Prasident des Justizvollzugsamtes zuriick; er flihr-
te hierzu aus, der Strafgefangene sei bereits wiederholt
straffallig geworden, er wiirde deswegen die Strafe voraus-
sichtlich vollstandig verbiBen missen und es misse auf-
grund dieser Umstinde sowie wegen einer frilheren Flucht
befiirchtet werden, daB er nicht freiwillig aus dem Urlaub zu-
rickkehren werde. Die Strafvollstreckungskammer des
Landgerichts Arnsberg hob auf den hiergegen gerichteten
Antrag des Strafgefangenen auf gerichtliche Entscheidung
diese Bescheide auf und verpflichtete den Anstaltsleiter,
den Strafgefangenen erneut zu bescheiden und dabei fol-
gende rechtliche Gesichtspunkte zu beachten: Der Urlaubs-
antrag konne nicht allein mit dem Hinweis auf den langen
Strafrest und die damalige Flucht des Strafgefangenen ab-
gelehnt werden; vielmehr hatte auch gepriift werden miis-
sen, ob die vom Strafgefangenen angeflihrten persodnlichen
und engen Bindungen und sein positives Vollzugsverhalten
eine andere Entscheidung gerechtfertigt hatten. Von einer
Verpflichtung zur Vornahme der beantragten Amtshandlung
hat die Strafvolistreckungskammer abgesehen, weil sie
nicht bersehen konnte, ob die Vollzugsbehérde die von
dem Strafgefangenen inzwischen vorgetragenen tatsachli-
chen Gesichtspunkte bei ihrer Entscheidung berticksichtigt
hat. Die Sache sei deshalb nicht spruchreif.

Das Oberlandesgericht Hamm hat die von dem Anstalts-
leiter gegen diese Entscheidung eingelegte Rechtsbe-
schwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG zugelassen. Es hélt
sie fir begriindet und méchte den angefochtenen BeschluB
der Strafvollstreckungskammer auftheben. An dieser Ent-
scheidung sieht es sich jedoch durch die Beschlisse des
Kammergerichts in NJW 1979, 2574 = ZfStrVo SH 1979, 13
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Aus der Rechtsprechung

und des Oberlandesgerichts Nurnberg in ZfStrVo SH 1979,
12 gehindert. Das Kammergericht und das Oberlandesge-
richt Nirnberg gehen davon aus, da3 der Vollzugsbehérde
bei der Anwendung des unbestimmten Rechtsbegriffs der
..Entweichungs- und MiBbrauchsgefahr’’ im Sinne der §§ 13
Abs. 1 Satz 2und 11 Abs. 2 StVollzG ein Beurteilungsspiel-
raum zustehe, der einer gerichtlichen Kontrolle nur in dem
beschrankten Umfang des § 115 Abs. 5 StVollzG zuganglich
sei. Das habe zur Folge, daB die Gerichte nur zu priifen hat-
ten, ob die Vollzugsbehérde von einem zutreffend und voll-
standig ermittelten Sachverhalt ausgegangen sei, welchen
Begriffsinhalt sie ihrer Entscheidung zugrunde gelegt und
ob sie auf den konkreten Sachverhalt diesen Rechtsbegriff
richtig angewendet habe. Das Oberlandesgericht Hamm ist
dagegen der Auffassung, daB die Gerichte berechtigt und
verpflichtet seien, iber den beflirchteten UrlaubsmiBbrauch
selbst zu entscheiden und den daftir von der Vollzugsbehor-
de nicht ausreichend ermittelten Sachverhalt selbst aufzu-
kldren, wenn die Urlaubsentscheidung der Vollzugsbehérde
auf diesen zwingenden Ablehnungsgrund gestitzt ist. Es
hat deshalb die Sache dem Bundesgerichtshof (iber folgen-
de Rechtsfrage vorgelegt:

Ist die Strafvollstreckungskammer in dem aus den Grin-
den dieses Beschlusses ersichtlichen Umfang zu einer
eigenen Sachaufklarung und Entscheidung berechtigt
und verpflichtet, wenn die Vollzugsbehdrde den Ur-
laubsantrag des Strafgefangenen mit der Begriindung
abgelehnt hat, es sei zu beflrchten, der Gefangene
werde sich im Falle einer Beurlaubung dem Vollzuge
der Freiheitsstrafe entziehen, und wenn nach Auffas-
sung der Strafvolistreckungskammer die Vollzugsbe-
horde bei der Annahme des zwingenden Urlaubsableh-
nungsgrundes der MiBbrauchsbefiirchtung (§§ 11 Abs.
2, 13 Abs. 1 Satz 2 StVollzG) nicht alle wesentlichen
Umstande des konkreten Falles in Betracht gezogen
hat und von einem nicht vollstindig ermittelten Sach-
verhalt ausgegangen ist?

Die Vorlegungsvoraussetzungen liegen vor. Das Ober-
landesgericht Hamm kann nicht, wie beabsichtigt, entschei-
den, ohne von den tragenden Entscheidungsgriinden des
Kammergerichts und des Oberlandesgerichts Nurnberg ab-
zuweichen. Die Auffassung des Generalbundesanwalts,
daB die vorgelegte Rechtsfrage nicht entscheidungserheb-
lich sei, weil das vorlegende Oberlandesgericht sich bisher
nicht dazu geduBert hat, ob es den Rechtsansichten der
Strafvollstreckungskammer beitrete, die fiir deren Entschei-
dung maBgebend waren, teilt der Senat nicht. Da die Straf-
vollstreckungskammer entgegen der von dem vorlegenden
Oberlandesgericht vertretenen Auffassung nicht selbst tber
den Rechtsbegriff der Flucht- oder MiBbrauchsbeflrchtung
entschieden und auch nicht die dafir erforderlichen Fest-
stellungen getroffen hat, fehlt es an den tatsachlichen Grund-
lagen, die das Oberlandesgericht in die Lage versetzen wir-
den, selbst dariiber zu befinden, ob die Ablehnung des Ur-
laubsantrags rechtswidrig war. Die Sache war daher fiir das
Oberlandesgericht nicht spruchreif im Sinne des § 119 Abs. 4
Satz 2 StVollzG. Nur dann kénnte es darauf ankommen, ob
die rechtliche Beurteilung der angefochtenen Bescheide
durch das Landgericht im einzelnen richtig war.
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Der Senat ist jedoch der Ansicht, daB die von dem Ober-
landesgericht Hamm vorgelegte Rechtsfrage ungenau ge-
faBt ist und nicht alle entscheidungserheblichen Gesichts-
punkte enthélt, in denen es von der Auffassung des Kam-
mergerichts und des Oberlandesgerichts Nirnberg abwei-
chen will. Er versteht die Rechtsfrage deshalb wie folgt:

Hat die Strafvollstreckungskammer den Versagungs-
grund der Fluchtbefiirchtung in vollem Umfang nachzu-
prifen und ist sie verpflichtet, den Sachverhalt in die-
sem Umfang aufzuklaren?

In der Sache tritt der Senat in Ubereinstimmung mit dem
Generalbundesanwalt der Auffassung des Kammergerichts
und des Oberlandesgerichts Niirnberg bei, der sich inzwi-
schen auch das Oberlandesgericht Miinchen (ZfStrVo 1980,
122) und das Oberlandesgericht Hamburg (NStZ 1981, 237)
angeschlossen haben.

1. Nach § 13 Abs. 1 StVollzG kann ein Gefangener beur-
laubt werden, wenn nicht zu befiirchten ist, daB er sich dem
Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder den Urlaub zu
Straftaten miBbrauchen werde (§§ 13 Abs. 1 Satz 2, 11 Abs.
2StVollzG). Das Gesetz raumt den Vollzugsbehérden damit
bei der Gewahrung des Regelurlaubs ein Ermessen ein,
macht seine Ausiibung aber davon abhangig, daB der zwin-
gende Versagungsgrund der Flucht- oder MiBbrauchsbe-
firchtung fehlt. Bei dieser gesetzlichen Einschrankung des
den Vollzugsbehdrden zugestandenen Ermessensspiel-
raums handelt es sich nach einhelliger Auffassung um einen
unbestimmten Rechtsbegriff (vgl. auBer den angefiihrten
Oberlandesgerichten Calliess/Miiller-Dietz, StVollzG 2.
Aufl. § 13 Rdn. 3; Treptow NJW 1978, 2227, 2230; ders. Zf-
StrVo 1980, 67, 68; Grunau DRiZ 1978, 111; Stilz ZfStrVo
1979, 67, 69). Die Anwendung solcher Begriffe durch die
Verwaltungsbehérden ist grundsitzlich gerichtlich voll nach-
priifbar (vgl. BVerwGE 26, 64, 74; 29, 279, 280). Jedoch gibt
es auch Vorschriften, welche die Ermachtigung zu einer Er-
messensausiibung enthalten, die sich an dem unbestimm-
ten Begriff zu orientieren hat (Gemeinsamer Senat der ober-
sten Gerichtshéfe des Bundes in BVerwGE 39, 355, 364). In
diesen Féllen steht der Verwaltungsbehérde ein Beurtei-
lungsspielraum zu, in dessen Rahmen sie mehrere Ent-
scheidungen treffen kann, die gleichermaBen rechtlich ver-
tretbar sind (BVerwGE 39, 197, 203, 205). In der Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte ist ein solcher Beunteilungs-
spielraum vorwiegend angenommen worden, wenn es sich
um die Beurteilung in der Zukunft liegender Vorgénge (Pro-
gnoseentscheidung) oder um sonstige Fragen handelt, die
eine personliche Wertung enthalten (BVerwGE 39, 199,
203, 204; BVerwG DVBI 1972, 895; vgl. auch BVerfGE 39,
334, 353, 354). Ob der Verwaltungsbehérde vom Gesetz ein
solcher Beurteilungsspielraum eingeraumt wird, richtet sich
nach Sinn und Zweck der gesetzlichen Vorschrift (BVerwGE
39, 355, 364).

Mit Recht gehen das Kammergericht und das Oberlan-
desgericht Nirnberg unter Berufung auf die Begriindung
des Entwurfs eines Strafvollzugsgesetzes (BT-Drucks. 7/
918 S. 53) davon aus, daf3 der Versagungsgrund der Flucht-
oder Mi3brauchsgefahr den Strafvollzugsbehérden einen
Beunteilungsspielraum eréffnet. Eine solche Auslegung des

§ 13 Abs. 1 StVollzG entspricht seinem Sinn und ist von der
Sache her geboten. Das vorlegende Oberlandesgericht
weist selbst darauf hin, daB die Entscheidung tiber den Ver-
sagungsgrund die Beurteilung zukiinftigen Verhaltens zum
Gegenstand habe und Vorhersagen dariiber von ,,Unwag-
barkeiten” bestimmt seien. Auch sonst wird anerkannt, daB
die Befiirchtung, der Gefangene werde sich dem Vollzug der
Strafe entziehen oder den Urlaub zur Begehung von Straf-
taten miBbrauchen, ein innerer Vorgang sei, der ein schwer
widerlegbares Wahrscheinlichkeitsurteil enthalte, das sich
auf eine Vielzahl von objektiven Umstanden und subjektiven
Eindriicken stiitzt. Das Gesetz gibt dem Gefangenen wegen
der damit verbundenen Unsicherheiten keinen Rechtsan-
spruch auf Urlaub, sondern nur das Recht auf einen fehler-
freien Bescheid. Es nimmt damit auf die Schwierigkeiten
Rucksicht, von denen die zu treffende Prognoseentschei-
dung abhangt, und gestattet es der Vollzugsbehérde, Zwei-
fel (iber das kiinftige Verhalten des Gefangenen in ihre Er-
messensentscheidung Uber die Gewahrung des Urlaubs mit
einzubeziehen. Die Beflirchtung, der Gefangene werde ent-
weichen oder den ihm gewahrten Urlaub miBbrauchen, ist
unter diesen Umstanden von der Ausiibung des der Voll-
zugsbehdrde zustehenden Folgeermessens nicht zu tren-
nen. Eines hangt von dem anderen ab. Es ist danach folge-
richtig, wenn die Vollzugsbehérde auch dazu erméachtigt
wird, den Begriff der Flucht- oder MiBbrauchsbefiirchtung
ermessenséahnlich zu beurteilen.

2. Wie das Kammergericht ferner zutreffend angenom-
men hat, sind die Vollzugsbehérden auch wegen ihrer Nahe
zu den Gefangenen besser als die Gerichte in der Lage, die-
se Entscheidung unter Berlcksichtigung aller Umstande zu
treffen. Sie kennen den Gefangenen und sein Verhalten im
Vollzug oder haben wenigstens Erkenntnismdglichkeiten
dariber, die den Gerichten nicht ohne weiteres zur Verfi-
gung stehen. Sie kdnnen ihren Erkenntnisstand jederzeit
schnell und umfassend vervollstandigen. Die Gerichte sind
dagegen weitgehend darauf angewiesen, den Sachverhalt
durch Beiziehung von Erklarungen und Unterlagen oder
durch miindliche Anhérung des Antragstellers und Verneh-
mung von Zeugen aufzuklaren. Dem kann nicht entgegen-
gehalten werden, daB Gerichte in anderen Fallen Entschei-
dungen zu treffen haben, die ahnliche Wertungen zum Inhalt
haben und eine Prognose voraussetzen (Treptow ZfStrVo
1980, 67, 69; Schmidtin AK StVollzG § 115 Rdn. 27). Hierbei
geht es um Entscheidungen, welche die Dauer der Vollstrek-
kung der Strafe oder einer MaBregel der Besserung und Si-
cherung betreffen. Bei der Frage der Urlaubsgewéhrung
handelt es sich dagegen um die Ant des Vollzuges der Stra-
fe, die zu gestalten Sache der Vollzugsbehérde ist. Der Ur-
laub soll eine BehandlungsmaBnahme sein, die dieser Be-
hoérde die Méglichkeit gibt, unter Bericksichtigung des
Schutzes der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten des Ge-
fangenen auf diesen im Sinne des Vollzugszieles einzuwir-
ken (§ 2 StVollzG). Es ist deshalb sachgerecht und zweck-
maBig, wenn ihr auch die Entscheidung dariiber belassen
wird, ob im Einzelfall die Befurchtung, der Gefangene werde
entweichen oder den Urlaub miBbrauchen, seiner Gewah-
rung entgegensteht. Die Wirksamkeit des Rechtsschutzes
wird dadurch entgegen der Auffassung des vorlegenden
Oberlandesgerichts nicht beeintrachtigt. Der gerichtliche
Rechtsschutz dient der Abwehr von Rechtsverletzungen.
Sind mehrere Entscheidungen rechtlich vertretbar, verlangt



Art. 19 Abs. 4 GG nicht, daB die Auswahl unter ihnen in letz-
ter Verantwortung von einem Gericht getroffen wird (BVerw-
GE 39, 197, 205).

3. Die gerichtliche Kontrolle der Anwendung des unbe-
stimmten Rechtsbegriffs der Flucht- oder MiBbrauchsbe-
flirchtung richtet sich nach § 115 Abs. 5 StVollzG. Danach
hat die Strafvollstreckungskammer das von der Vollzugsbe-
hérde ausgeubte Ermessen dahin zu (iberpriifen, ob der Be-
scheid der Behorde rechtswidrig ist, weil sie die gesetzlichen
Grenzen ihres Ermessens iiberschritten oder von dem Er-
messen in einer dem Zweck der Erméchtigung nicht ent-
sprechenden Weise Gebrauch gemacht hat. Bei der Aus-
Ubung des Ermessens im Sinne eines unbestimmten
Rechtsbegriffs ist dabei zu beachten, daB das Ermessen
durch diesen Rechtsbegriff eingeschrankt wird (Redeker/
von Oertzen VwWGO 7. Aufl. § 114 Rdn 15). Das bedeutet bei
einem Bescheid, mit dem die Vollzugsbehorde die Gewah-
rung des Regelurlaubs versagt hat, daf3 die Strafvollstrek-
kungskammer nur zu priifen hat, ob die Vollzugsbehdorde bei
ihrer Entscheidung von einem zutreffenden und vollstandig
ermittelten Sachverhalt ausgegangen ist, ob sie ihrer Ent-
scheidung den richtigen Begriff des Versagungsgrundes zu-
grunde gelegt und ob sie dabei die Grenzen des ihr zuste-
henden Beurteilungsspielraums eingehalten hat (so mit
Recht KG aaO im AnschluB an BVerwGE 39, 197, 204). Ist
die Sache nicht spruchreif, weil die Vollzugsbehérde den
Sachverhalt nicht ausreichend aufgeklart hat, ist der ange-
fochtene Bescheid aufzuheben und die Vollzugsbehérde zu
verpflichten, den Antragsteller unter Beachtung der Rechts-
auffassung der Strafvollstreckungskammer zu bescheiden
(§ 115 Abs. 4 StVollzG). Das Gericht darf die Prognose der
Vollzugsbehérde nicht durch seine eigene ersetzen.

Infolgedessen ist es auch nicht seine Aufgabe, Tatsachen
selbst zu ermitteln, welche die angefochtene Entscheidung
rechtfertigen kénnten, von der Vollzugsbehorde aber bisher
nicht bertcksichtigt worden sind (BVerwG NJW 1957, 515).

Art. 5 GG, §§ 2, 69, 160 StVollzG

1. Dem Anspruch des Gefangenen auf ein ausgewoge-
nes Programm im Sinne des § 69 Abs. 1Satz 2 StVoll-
zG wird nicht schon dadurch geniigt, daB die Pro-
grammauswahl der gemeinschaftlichen Verantwor-
tung der Gefangenen (Gefangenenmitverantwor-
tung) iibertragen wird. Das Gesetz raumt der Gefan-
genenmitverantwortung (§ 160 StVollzG) keinen Vor-
rang vor dem Individualrecht aus § 69 Abs. 1 Satz 2
StVollzG ein. Zur Gewahrleistung eines ausgewo-
genen Programms verbleibt die Entscheidung tiber
die Programmauswahl letztlich der Vollzugebehér-
de.

2. Das Grundrecht der Informationsfreiheit (Art. 5 GG)
wird erst dann in seinem Kerngehalt angetastet,
wenn die Gesamtheit der Gibrigen in der Anstalt vor-
handenen allgemeinen Informationsquellen (Hor-
funk, Zeitungen und Zeitschriften) etwaige Pro-
grammlicken des gemeinschaftlichen Fernsehens
nicht ausgleichen kann. Ein VerstoB der Anstalt ge-
gen die gesetzliche Verpflichtung des § 69 Abs. 1 St-
VollzG allein geniigt deshalb nicht fiir die Annahme
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eines begriindeten Ausnahmefalles im Sinne des
§ 69 Abs. 2 StVollzG.

3. Begehrt ein Gefangener im Hinblick auf einen Ver-
stoB der Anstalt gegen § 69 Abs. 1 StVollzG die Zu-
lassung eines eigenen Fernsehgerates (mit unge-
steuerter Programmauswabhl), so muB er in aller Re-
gel zunachst sein Recht aus § 69 Abs. 1 Satz 2 St-
VollzG gerichtlich durchgesetzt haben, ohne daf3 im
AnschluB hieran eine als rechtswidrig festgestellte
Praxis innerhalb der Anstalt in einer zumutbaren
Frist geandert wird. Ein sofortiger Riickgriff auf § 69
Abs. 2 StVollzG im Falle eines VerstoBes gegen § 69
Abs. 1 StVollzG wiirde dem Gefangenen mehr Frei-
heiten einraumen, als er im Falle eines ordnungsge-
maBen Vollzuges hétte.

4. Die Verweisung auf den iblichen Rechtschutz gilt
allerdings nicht ausnahmslos. Wird nach gericht-
licher Durchsetzung des Rechts aus § 69 Abs. 1 Satz
2 StVollzG in zumutbarer Zeit die Praxis einer Anstalt
der Entscheidung nicht angepafBt, muB dem Gefan-
genen, der sich vor Gericht erfolgreich, in der Anstalt
aber erfolglos um die Wahrung dieses Rechts be-
miiht hat, die Befugnis aus § 69 Abs. 2 StVollzG of-
fenstehen. In einem solchen Falle ware auch nach
einer erneuten gerichtlichen Entscheidung eine An-
derung der Praxis nicht zu erwarten, zumal eine Voll-
streckung der Entscheidung kaum méglich ist. Vor
allem aber ware dem Gefangenen eine wiederholte
Anrufung des Gerichts zur Durchsetzung seines
Rechts nicht zuzumuten.

BeschluB des Oberlandesgerichts Celle vom 18. 5. 1981
- 3Ws 129/81 —

§§ 56, 69 StVollzG

1. Die Verpflichtung der Vollzugsbehorde, fiir die kor-
perliche und geistige Gesundheit des Gefangenen
Zu sorgen (§ 56 StVolizG), tragt der Tatsache Rech-
nung, daB der Gefangene aufgrund des Freiheitsent-
zugs hicht in gleicher Weise wie ein freier Birger Be-
eintrachtigungen seiner Gesundheit begegnen
kann.

2. Der Senat teilt die in der Rechtsprechung zuneh-
mend vertretene Auffassung, daB sog. Passivrau-
chen nur unter besonderen Umstanden, namlich bei
konkreter erheblicher Belastigung eine Beeintrachti-
gung der Gesundheit herbeifiihrt und demgeman ei-
nen Anspruch auf Abhilfe begriindet. Hiernach hat
namentlich starkes Rauchen in schlecht beliifteten
Raumen Kopfschmerzen, Augenbrennen, Husten,
Heiserkeit u.i. zur Folge.

3. Dementsprechend ist die Vollzugsbehérde auch nur
bei Vorliegen solcher Voraussetzungen in Erfiillung
ihrer Fursorgepflicht gehalten, geeignete Vorkeh-
rungen zum Schutz von Nichtrauchern wahrend ge-
meinschaftlicher Veranstaltungen (z.B. beim Ge-
meinschaftsfernsehen) zu treffen.
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BeschluB des Oberlandesgerichts Hamm vom 1. 3. 1982
— 7 Vollz (Ws) 225/81 —

Griinde:

Am 22. April 1981 stellte der in der Justizvollzugsanstalt
Rheinbach einsitzende Betroffene beim Anstaltsleiter den
Antrag, wahrend des wdchentlichen Gemeinschaftsfern-
sehens die Raucher von den Nichtrauchern zu trennen,
hilfsweise ihm die Betreibung eines eigenen Fernsehgera-
tes zu gestatten, da er Nichtraucher sei und durch den star-
ken Tabakrauch im Fernsehraum in seiner Gesundheit ge-
schadigt werden. Nach erfolglosem Vorverfahren stellie er
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung, den die Strafvoll-
streckungskammer durch den angefochtenen BeschluB als
unbegriindet verwarf. Die Rechtsbeschwerde ist form- und
fristgerecht eingelegt. Auch die besonderen Zulassigkeits-
voraussetzungen nach § 116 Abs. 1 StVollzG sind erfiilit, da
es zur Fortbildung des Rechts und zur Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung geboten ist, die Nachpriifung der
angefochtenen Entscheidung zu erméglichen, da — soweit
ersichtlich — zur Frage des Nichtraucherschutzes bei Frei-
zeitveranstaltungen im Strafvollzug bisher obergerichtliche
Entscheidungen noch nicht ergangen sind.

Die Rechtsbeschwerde hat auch einen vorlaufigen Erfolg.
Die Erwagungen der Strafvollstreckungskammer, mit denen
ein Anspruch des Betroffenen auf Teilnahme am Gemein-
schaftsfernsehen ohne Beeintrachtigung durch Tabakrauch
abgelehnt worden ist, halten einer rechtlichen Priifung nicht
stand. Fehl geht der Hinweis der Strafvollstreckungskam-
mer, der Betroffene miisse einstweilig die durch das Rau-
chen bedingten Unzulanglichkeiten hinnehmen, weil diese
in der Freiheit auf Schritt und Tritt zu finden seien und der
Betroffene auch nach der Entlassung nicht den erstrebens-
werten Idealzustand vorfinde, so daB er im Rahmen wohl-
verstandener Resozialisierungsinteressen sich an die von
ihm beanstandeten Unzulanglichkeiten gewdhnen miisse,
soweit er sie nicht durch verniinftige EinfluBnahme auf Mit-
gefangene herabmindern kénne. Dabei wird jedoch lber-
sehen, daB der Betroffene den Verhaltnissen in der Strafthaft
zwangsweise unterworfen ist und Unzulanglichkeiten selbst
nicht abstellen kann. In Freiheit konnte der Betroffene der
Unannehmlichkeit des Passivrauchens dadurch aus dem
Wege gehen, daf er allein das Fernsehprogramm anschaut.
Dies ist, von den Ausnahmefalien des § 69 Abs. 2 StVollzG
abgesehen, in der Strafhaft nicht moglich, da nach den Fest-
stellungen des angefochtenen Beschlusses davon auszu-
gehen ist, daB ein weiterer Gemeinschaftfernsehraum, in
dem das Rauchen untersagt ist, nicht vorhanden ist. Der Be-
troffene kann insoweit seine Wiinsche und Bedlrfnisse
nach staatsbiirgerlicher Information, Bildung und Unterhal-
tung durch das gemeinschafiliche Fernsehprogramm nur
unter Inkaufnahme des Passivrauchens befriedigen. Die
Vollzugsbehorde ist indessen verpflichtet, fiir die kdrperli-
che und geistige Gesundheit des Gefangenen zu sorgen, §
56 StVollzG. Dieser Grundsatz tragt der Tatsache Rech-
nung, daB der Gefangene aufgrund des Freiheitsentzuges
nicht in gleicher Weise wie ein freier Biirger Beeintrachti-
gungen seiner Gesundheit begegnen kann (vgl. Calliess/
Miiller-Dietz, StVollzG, 2. Aufl., § 56 RN 1). Ob dem Betrof-
fenen jedoch aufgrund der Fiirsorgepflicht gemas § 56 Abs.
1 StVollzG ein Anspruch auf Trennung der Raucher von den

Nichtrauchern im Gemeinschaftsfernsehraum zusteht, kann
abschlieBend noch nicht beurteilt werden, da es an ausrei-
chenden Feststellungen hierzu mangelt und die Sache
demgeman nicht spruchreif ist.

Die Frage, ob die Einwirkung von tabakrauchhaltiger
Atemluft und insbesondere das sog. Langzeit-Passivrau-
chen fiir Nichtraucher gesundheitsschadlich ist, kann zur
Zeit auch unter Beachtung medizinisch-wissenschaftlicher
Erkenntnisse nicht festgestellt werden. Die insoweit beja-
henden Stimmen (vgl. Schmidt, Rauchverbot am Arbeits-
platz, Zentralblatt fiir Arbeitsmedizin, Arbeitsschutz und
Prophylaxe, Bd. 3, 1976 Seite 5 ff., der dabei jedoch den Ge-
sundheitsbegriff der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
»Gesundheit als Zustand vollkommenen physischen, psy-
chischen und sozialen Wohlbefindens” zugrundelegt
(a.a.0., Seite 21); derselbe in Betriebsberater 1977 Seite
851 ff.; derselbe in NJW 1976, Seite 358 ff.; Portheine, Psy-
chophysische Aspekte des Passivrauchens, Zentralblatt fiir
Arbeitsmedizin, Arbeitsschutz und Prophylaxe, Bd. 3, 1976
Seite 51 ff.; derselbe: Rauchen und Umwelt, Deutsche
Krankenpflegezeitschrift 1980 Seite 212 ff.) sind in der Min-
derheit. Offenbar unter EinfluB dieser medizinischen An-
sicht (vgl. Kaiser in DOV 1979 Seite 47) sind einige Gerichte
von der Gesundheitsschadlichkeit des Passivrauchens aus-
gegangen und haben Rauchverbot zum Schutz des Nicht-
rauchers ausgesprochen (vgl. OLG Stuttgart, NJW 1974,
2014, das einem Taxifahrer zubilligte, gegeniiber Fahr-
géasten ein Rauchverbot zu verlangen, VG Schleswig, NJW
1975, Seite 275 — Rauchverbot bei beruflicher Fortbildungs-
veranstaltung —; OVG Berlin, NJW 1975 Seite 2261 mit ab-
lehnender Anmerkung Schievelbein — Rauchverbot bei
Lehrveranstaltungen ). In der Literatur wird die Berechti-
gung des Rauchverbots unterschiedlich begrindet (vgl.
Suhrin JZ 1980, Seite 169 ff.; Wischnath in DRiZ 1980 Seite
297 ff.; derselbe Der Betrieb 1979 Seite 1133; derselbe DOV
1979 Seite 43 ff.). Demgegeniiber wird in der Bundestags-
drucksache 7/3597 vom 5. Mai 1975, die sich u.a. mit dem
Problem der Gesundheitsgefdhrdung durch Passivrauchen
befaBt, ausgefiihrt, daB die Frage der Gesundheitsgeféahr-
dung durch Passivrauchen aus medizinischer Sicht noch
nicht hinreichend geklart sei (vgl. BT-Drucks. 7/3597 Seite
3 ff.) Das ,,Nichtraucherschutzprogramm” (vgl. das Nicht-
raucherschutzprogramm des Bundes und der fiir das Ge-
sundheitswesen zustandigen Minister und Senatoren der
Lander, das der Bundesminister fir Jugend, Familie und
Gesundheit am 7. Juni 1978 dem Deutschen Bundestag zu-
geleitet hat und auf das sich die Bundesregierung bei ihrer
Erklarung vor dem Bundestag auf eine Anfrage am 27. Fe-
bruar 1980 (vgl. DRiZ 1980 Seite 231) bezogen hat, geht
davon aus, daB8 den Nichtrauchern haufig Belastigungen
durch unfreiwilliges Mitrauchen zugemutet wiirden und daf3
daraus Beeintrachtigungen des Wohlbefindens sowie der
Gesundheit resultieren kénnten. Es wird jedoch hinsichtlich
der méglichen gesundheitlichen Beeintrachtigungen des
Nichtrauchers dabei nach AusmafB und Dauer der Einwir-
kungen differenziert. Ein Teil der Rechtsprechung vertritt die
Auffassung, daB im Falle einer erheblichen Belastigung des
Nichtrauchers an seinem Arbeitsplatz durch Passivrauchen
der Dienstherr oder der Arbeitgeber in Erfiillung der ihm ob-
liegenden Firsorgepflicht gehalten sei, durch geeignete
MaBnahmen fiir Abhilfe zu sorgen und unter besonderen
Umstanden auch ein allgemeines Rauchverbot am Arbeits-



platz zu erlassen (vgl. VG Bremen ZBR 1976, 290; VG Frei-
burg DOD 1979, 261 = NJW 1978, 2352 m.w.N.; LArbG
Baden-Wurttemberg Der Betrieb 1978, 213; VG Kdln NJW
1978, 2354, inzwischen aufgehoben durch Urteil des OVG
Minster vom 22. 5. 1980 — 12 A 1415/78 —, das die tatsach-
lichen Voraussetzungen nicht als gegeben ansah). In der
medizinischen Fachwissenschaft wird (berwiegend die
Meinung vertreten, daB nach dem gegenwaértigen Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnisse eine Gesundheitsschadi-
gung oder -gefahrdung durch Passivrauchen bisher nicht
erwiesen sei. Die Auswirkungen des Passivrauchens seien
in der Regel als bloBe Belastigung zu qualifizieren und er-
fallten nicht den Tatbestand medizinisch indizienter Gesund-
heitsstorung (vgl. Klosterkétter in: Bayerische Akademie fiir
Arbeits- und Sozialmedizin, Passivrauchen am Arbeitsplatz,
1977, Seite 31 ff. (41, 42) mit zahlreichen Nachweisen;
Schliepkétter-Winneke in: Bayerische Akademie fur Ar-
beits- und Sozialmedizin, Passivrauchen am Arbeitsplatz,
1977, Seite 49 ff.; Schievelbein, NJW 1975, 2262; Stellung-
nahme des Vorstandes der Deutschen Gesellschaft fiir Ar-
beitsmedizin e.V., in ZBR 1979, 81; Stellungnahme der
Bayerischen Akademie fiir Arbeits- und Sozialmedizin,
Minchen, in: ZBR 1979, 81 (82); BeschluB der Vollver-
sammlung des Bundesgesundheitsrates vom 2. September
1976, Seite 1ff., abgedruckt als Anlage 3 zum Nichtraucher-
schutzprogramm; vgl. ferner die zusammenfassende Dar-
stellung des medizinischen Erkenntnisstandes bei Scholz,
Verfassungsfragen zum Schutz des Nichtrauchers in: Der
Betrieb, Beilage Nr. 10, 1979, Seite 4 u. 5). Zwar kdnne das
Passivrauchen unter besonderen Bedingungen, etwa bei
uneingeschranktem Rauchen in engen, unzureichend be-
lifteten RAumen, zu voriibergehenden Reizwirkungen auf
Augen, Nase und Atemwege der Nichtraucher und insoweit
zu einer erheblichen Belastigung fiihren. Ob es zu Reizer-
scheinungen dieser Art infolge hdherer Tabakrauchkonzen-
tration in der Atemluft tatsichlich komme, sei jedoch von
den Umstanden des Einzelfalles, insbesondere von den
raumlichen und liftungstechnischen Verhéltnissen sowie
von der Dauer der Einwirkung abhéngig.

DemgemanB wird in der Rechtsprechung in letzter Zeit zu-
nehmend die Auffassung vertreten, daf8 nur unter beson-
deren Umstanden, ndmlich bei konkreter erheblicher Be-
lastigung eine Beeintrachtigung der Gesundheit anzuneh-
men sei und demgeman ein Anspruch auf Abhilfe bestehe.
Insbesondere werden hier als Folge starken Rauchens in
schlecht beliifteten Rdumen Kopfschmerzen, Augenbren-
nen, Husten, Heiserkeit und dergleichen angefthrt (vgl. VG
Bremen a.a.0.; VG Freiburg DOD 1979, 261 = NJW 1978,
2352; VG Wiirzburg BayVBI 1980, 219, OVG Minster
a.a.0.). Dem folgt auch der Senat. Nach dem bisherigen Er-
kenntnisstand kann auch nach seiner Auffassung nur davon
ausgegangen werden, daB konkrete erhebliche Belastigun-
gen — insbesondere der oben angefiihrten Art — eine Ge-
sundheitsbeeintrachtigung des Nichtrauchers darstellen,
die zu einem Einschreiten der Vollzugsbehdrde in Erillung
ihrer Frsorgepflicht fiihrt. Ob solche erheblichen Belasti-
gungen und nicht nur Bagatellbelastigungen vorliegen, muf3
die Strafvollstreckungskammer aufklaren. Dabei wird es im
wesentlichen davon abhéngen, in welchem MaBe geraucht
wird, ob die Verhaltnisse im Fernsehraum eine ausreichen-
de Beliiftung gewahrleisten und ob seitens der Anstalt fir
eine regelmaBige Entliiftung gesorgt wird. SchlieBlich wird

185

es insbesondere auch noch auf die Auswirkung dieser Ver-
héltnisse gerade auf den Betroffenen ankommen. Erst nach
Klarung dieser Umstande, die die Strafvollstreckungskam-
mer in Erflillung ihrer Amtsermittlungspflicht (z.B. durch Au-
genscheinseinnahme, Anhérung von Aufsichtsbeamten,
evil. auch des Anstaltsarztes) zu ermitteln hat, kann die Fra-
ge beantwortet werden, ob durch das Rauchen anderer Mit-
gefangener im Gemeinschaftsfernsehraum gesundheitliche
Beeintrachtigungen des Betroffenen zu besorgen sind, die
die Vollzugsbehdrde durch geeignete MaBnahmen abzu-
stellen hat.

Zur Ermittlung dieser Umstande war die angefochtene
Entscheidung aufzuheben und die Sache an die Strafvoll-
streckungskammer zurlickzuverweisen.

§§ 19 Abs. 2, 83 Abs. 1 Satz 1 StVollzG

a) Der Anstaltsleiter darf einem Strafgefangenen das
Tragen einer Anstecknadel in der Form eines roten
fiinfzackigen Sterns — der auch von der terroristi-
schen Vereinigung ,,Rote Armee Fraktion” (RAF) als
Symbol benutzt wird — aus Griinden der Sicherheit
und Ordnung (§§ 19 Abs. 2, 83 Abs. 1Satz 1StVollzG)
untersagen.

b) Das Tragen eines solchen Sterns durch einen Gefan-
genen wiare geeignet, bei den Mitgefangenen und
den Anstaltsbediensteten den Eindruck zu erwek-
ken, daB der Gefangene die politische Anschauung
der RAF teilt und sich auch mit ihren Zielen solidari-
siert. Es kénnte einen Soldidarisierungseffekt bei
den Mitgefangenen bezwecken und — mit erhebli-
chen Gefahren fiir die Sicherheit und Ordnung der
Anstalt — bewirken, aber auch dadurch die Anstalts-
ordnung gefahrden, daB sich Mitgefangene und An-
staltsbedienstete liber die Benutzung eines derarti-
gen Symbols empdoren.

BeschluB des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 21.
12. 1981 — 3 Ws 807/81 (StVollz) —

Aus den Griinden:
.

Durch den angefochtenen Beschluf3 ist der Bescheid des
Leiters der JVA B. aufgehoben und dieser verpflichtet wor-
den, den Antragsteller unter Beachtung der Rechtsauffas-
sung des Gerichts erneut zu bescheiden. Dem BeschluB lie-
gen u.a. folgende tatsachlichen Feststellungen zugrunde:
Mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung wendet sich
der Strafgefangene gegen den Bescheid des Anstaltslei-
ters, mit dem dieser es ablehnte, dem Antragsteller die bei
seiner Habe befindliche Anstecknadel in der Form eines ro-
ten flinfzackigen Sterns auszuhandigen. Der Bescheid hat
u.a. folgenden Wortlaut: ,,Der hierin Rede stehende Gegen-
stand ist ein Ansteckbutton. Seine Zweckbestimmung be-
steht darin, ihn auf der Kleidung zu befestigen und dort zu
tragen. Nach der allgemeinen Lebensanschauung werden
derartige Buttons getragen, um die Einstellung des Tragers
zu dokumentieren sowie fiir diese Anschauung zu werben.
Der Antragsteller hat wahrend seiner bisherigen Inhaftie-
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rung mit einer Vielzahl von schriftlichen Eingaben zu erken-
nen gegeben, daB er den Zielen der RAF, die das Symbol
des flinfzackigen Sterns benutzt, nahe steht und Kontakte
zum terroristischen Umfeld sucht (vgl. Besuchsantrag fiir
P.K.). Die Aushandigung des Gegenstandes wiirde gegen
die Sicherheit und Ordnung verstoBen™'.

Zur Begriindung seines Antrags auf gerichtliche Ent-
scheidung hat der Strafgefangene u.a. vorgetragen, er ste-
he politisch radikal links und somit auch den Zielen der RAF
nahe, jedoch nicht in der Art und Weise, mit der diese Ziele
verfolgt wiirden. Er setze sich lediglich kritisch mit der Politik
der RAF auseinander. Bei dem Stern handele es sich nicht
um ein Symbol der RAF, sondern ganz allgemein um ein
Symbol der Linken.

Die Strafvollstreckungskammer hat ihre Entscheidung
u.a. damit begriindet, es sei nicht zu erkennen, daB die
Uberlassung des Sterns, der die politische Anschauung des
Antragstellers dokumentiere, bei bestimmungsgemaBem
Gebrauch zu einer Gefahrdung der Sicherheit oder Ordnung
der Anstalt fihren kénne. Allerdings sei nicht auszuschlie-
Ben, daB eine Verweigerung der Aushandigung des Sterns
aus anderen Griinden in Betracht komme.

Gegen den BeschluB der Strafvollstreckungskammer
richtet sich die Rechtsbeschwerde des Hess. Ministers der
Justiz, mit der Verletzung materiellen Rechts geriigt wird.

Die Rechtsbeschwerde ist zulassig. Sie ist form- und frist-
gerecht eingelegt und in gleicher Weise begriindet worden
(§ 118 StVolilzG). Auch die besonderen Zulassigkeitsvor-
aussetzungen des § 116 Abs. 1 StVollzG sind erfiillt. Die
Nachpriifung der Entscheidung ist sowohl zur Fortbildung
des Rechts als auch zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung geboten, weil die Strafvollstreckungskam-
mer im vorliegenden Fall den Gesichtspunkt der Gefahr-
dung der Sicherheit und Ordnung in der Anstalt verkannt
hat.

Die Rechtsbeschwerde hat auch in der Sache Erfolg.

Nach § 83 Abs. 1 Satz 1 StVollzG darf der Gefangene nur
Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihm von
der Vollzugsbehorde oder von anderen mit deren Zustim-
mung Uberlassen werden. § 19 Abs. 2 StVollzG ermdéglicht
es, daB die Vollzugsanstalt Gegenstande vom persénlichen
Besitz des Gefangenen in dessen Haftraum ausschlieft,
wenn diese die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahr-
den. Aus den gleichen Griinden kann auch die Zustimmung
der Vollzugsbehorde zur Uberlassung von Gegenstanden
an den Gefangenen nach § 83 Abs. 1 StVollzG verweigert
werden (vgl. Calliess/Mdller-Dietz, StVolizG, 2. Aufl., § 83
Rdnr. 2).

Nach den getroffenen tatsachlichen Feststellungen ist die
begehrte Aushandigung der Anstecknadel an den Antrag-
steller vom Anstaltsleiter zu Recht versagt worden. Das Tra-
gen eines roten flinfzackigen Sterns durch den Gefangenen
ist geeignet, die Sicherheit und Ordnung der JVA B. zu be-
eintrachtigen. Dieser Stern wird auch von der terroristischen

Vereinigung ,,Rote Armee Fraktion” (RAF) als Symbol be-
nutzt. Es ist gerichtsbekannt und bedarf keiner ndheren Er-
lauterung, wie gefahrlich diese Vereinigung ist. Das Tragen
eines solchen Sterns durch den Antragsteller ist geeignet,
bei den Mitgefangenen und den Anstaltsbediensteten den
Eindruck zu erwecken, daB er die politische Anschauung der
RAF teilt und sich auch mit ihren Zielen solidarisiert. Fir die
Berechtigung dieses Eindrucks spricht auch seine Erkla-
rung, nach der er politisch radikal links und damit auch den
Zielen der RAF nahe steht.

Es ist auch zu beflirchten, daB der Antragsteller mit dem
Tragen des Sterns einen Solidarisierungseffekt bei den Mit-
gefangenen bezweckt und insoweit mdglicherweise auch
bei einzelnen Gefangenen Erfolg hat. Es ware dann auch
nicht auszuschlieBen, daB es zu Unruhen und Widerstands-
handlungen in der Anstalt kommt. Ein derartiger Solidari-
sierungseffekt unter Mitgefangenen wiirde eine erhebliche
Gefahr fiir die Sicherheit und Ordnung der JVA B., einer An-
stalt mit der Sicherheitsstufe |, bedeuten.

Umgekehrt kann eine Gefahr fir die Anstaltsordnung
auch dadurch entstehen, daB sich Mitgefangene und An-
staltsbedienstete dariiber empéren, daB dem Antragsteller
das Tragen eines solchen Sterns gestattet wird. Das istauch
deshalb zu befiirchten, weil die der terroristischen Szene
angehorenden Gefangenen weitgehend dafiir verantwort-
lich sind, daB in den JVAen besondere SicherheitsmaBnah-
men notwendig wurden, die auch fiir die tbrigen Anstaltsin-
sassen Nachteile und Beschrankungen zur Folge haben.

Noch konkretere Anhaltspunkte fiir eine Gefardung der
Sicherheit und Ordnung in der Anstalt brauchen nicht vorzu-
liegen. Die dargestellten Gesichtspunkte reichen jedenfalls
aus, um dem Antragsteller das Tragen des roten fiinfzacki-
gen Sterns zu untersagen. Im Ubrigen wird dadurch der be-
handlungsorientierte Strafvolizug (§§ 2, 3 StVollzG) bei dem
Antragsteller in keiner Weise beeintrachtigt.

Somit war der angefochtene BeschluB aufzuheben und
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung zuriuckzuweisen
(§ 119 Abs. 4 StVollzG). Der Senat konnte an Stelle der
Strafvolistreckungskammer abschlieBend entscheiden, weil
die Sache keiner weiteren Aufkldrung bedarf und deshalb
spruchreif ist.

§§ 97 Abs. 1, 109, 115 Abs. 2, 120 Abs. 1,
121 Abs. 1, Abs. 4 StVollzG, VVStVollzG
Nr. 1 Abs. 1Satz 2, 3 zu § 97

1. Der vom Einsatzleiter oder einer anderen zustandi-
gen Person i.S. von VV Nr. 1 Abs. 1Satz 2, 3 zu § 97
StVollzG angeordnete unmittelbare Zwang gilt als
MaBnahme der Vollzugsbehdrde i.S. des § 109 St-
VollzG, ohne daB es darauf ankommt, ob der An-
staltsleiter die MaBnahme angeordnet oder nach-
traglich gebilligt hat.

2. Ein Feststellungsinteresse ist gegeben, wenn der
diskriminierende Charakter der MaBnahme anhilt,
namentlich, wenn die angefochtene MaBnahme sich



bei spateren Entscheidungen fiir den Antragsteller
nachteilig auswirken kann.

3. Ist die Versdumung der Frist zur Einlegung der
Rechtsbeschwerde auf amtliches Verschulden zu-
rickzufiihren, ist dem Beschwerdefiihrer Wiederein-
setzung in den vorigen Stand gegen die Fristver-
saumung einzuraumen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Hamm vom 5. 11. 1981
— 7 Vollz (Ws) 166/81 —

Aus den Griinden:

Der Betroffene verbiit gegenwirtig eine Freiheitssirafe
von 9 Jahren in der JVA Willich. Vom 12. 3. bis zum 21. 4.
1981 saB er in der Auswahlanstalt Duisburg-Hamborn ein.

Mit seinem Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat der
Betroffene begehrt festzustellen, daB es rechtswidrig gewe-
sen sei, ihn am 10. 4. 1981 gewaltsam dem Anstaltsarzt vor-
zufiihren. Nach seinem Vorbringen sei er, nachdem er ab-
gelehnt habe, zum Anstaltsarzt zu gehen, von mehreren
Vollzugsbeamten gepackt, zundchst (iber den Boden ge-
schleift, alsdann an Armen und Beinen zum Arztraum getra-
gen, wobei ihm Verletzungen zugefiigt worden seien. Im
Arztraum sei er dann zu Boden gewofen worden.

Mit dem angefochtenen BeschluB hat die Strafvollstrek-
kungskammer den Antrag auf gerichtliche Entscheidung
verworfen. Zur Begriindung hat sie ausgefiihrt, Antrage auf
gerichtliche Entscheidung nach §§ 109 ff. StVollzG kdnnten
sich zulassigerweise nur gegen die Entscheidung des An-
staltsleiters richten. Der Betroffene wende sich jedoch ge-
gen MaBnahmen nachgeordneter Vollzugsbediensteter und
habe es unterlassen, eine Entscheidung des Anstaltsleiters
herbeizufiihren.

AuBerdem fehle es an einem berechtigten Interesse des
Betroffenen an der begehrten Feststellung. Da der Betrof-
fene in der JVA Willich verlegt worden sei, bestehe keine
Wiederholungsgefahr. Der diskriminierende Charakter der
ManBnahme wirke sich nicht mehr in die Gegenwart fort. Es
sei auch nicht der Sinn des Verfahrens nach dem StVollzG,
einen vom Betroffenen in Aussicht genommenen Amtshat-
tungsprozeB vorzubereiten.

Gegen diesen BeschluB hat der Betroffene rechtzeitig zu
Protokoll des Amtsgerichts Krefeld Rechtsbeschwerde ein-
gelegt.

Die besonderen Zuldssigkeitsvoraussetzungen der
Rechtsbeschwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG liegen vor.
Der Senat hat AnlaB, dazu Stellung zu nehmen, ob ein Be-
troffener sich im Verfahren nach §§ 109 ff. StVollzG gegen
die Anwendung unmittelbaren Zwangs wenden kann, wenn
die MaBnahme vom Anstaltsleiter oder seinem Vertreter we-
der angeordnet noch gebilligt worden ist, ferner zur Frage,
ob in einem solchen Fall der Betroffene ein berechtigtes In-
teresse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit der durch-
gefiihrten ZwangsmaBnahmen hat.
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Auf die Riige der Verletzung sachlichen Rechts hin war
der angefochtene BeschluB aufzuheben, da er einer gericht-
lichen Nachprifung nicht standhélt.

Allerdings kénnen im Verfahren nach §§ 109 ff. StVollzG
regelmaBig nur MaBnahmen angefochten werden, die der
Anstaltsleiter oder ein zustindiger Bediensteter in dessen
Veriretung getroffen hat (Calliess/Miiller-Dietz, StVollzG,
2. Aufl., § 109 Rdn. 6; Grunau, StVollzG, § 109 Rdn. 2; OLG
Hamm u.a. BeschluB vom 22. 2. 1980 — 1 Vollz (Ws) 6/80 —;
weitergehend AK zum StVollzG, § 109 Rdn. 6). Diese
Rechtsansicht teilt auch der erkennende Senat (so bereits
u.a. BeschluB vom 1. 6. 1981 — 7 Vollz (Ws) 117/81 -). Bei
der Anwendung unmittelbaren Zwangs ist ein ,,zur Vertre-
tung des Anstaltsleiters zustandiger Bediensteter’ nicht nur
derjenige, der nach dem Organisationsplan der Anstalt hier-
zu berufen ist. Das folgt aus § 97 Abs. 1 StVollzG, der allge-
mein ,,Vorgesetzte oder sonst befugte Personen” als be-
rechtigt zur Anordnung unmittelbaren Zwangs erklart. In
Ausflillung dieser gesetzlichen Bestimmung haben die bun-
deseinheitlichen Verwaltungsvorschriften zum Strafvoll-
zugsgesetz in rechtlich unbedenklicher Weise nahere Be-
stimmungen (iber die Zustandigkeit getroffen. Danach ist in
erster Linie der den Einsatz Leitende berechtigt, unmittel-
baren Zwang anzuordnen (Ziff. 1 (1) der VV zu § 97). Fiir den
Fall, daB ein den Einsatz leitender Bediensteter nicht be-
stimmt ist, sind in Ziff. 1 (1) Satz 2, 3 erganzende Bestim-
mungen getroffen (siehe dazu auch Calliess/Miiller-Dietz
a.a.0., § 97 Rdn. 2). Diese durch Gesetz und Verwaltungs-
vorschriften getroffene Zustandigkeitsregelung hat zur Fol-
ge, daB die vom Einsatzleiter oder einer anderen zustandi-
gen Personi.S.von VV zu § 97 StVollzG, Ziff. 1 (1), Satz 2,3
angeordneter unmittelbarer Zwang als MaBnahme der Voll-
zugsbehdrde im Sinne des § 109 StVollzG zu gelten hat. So-
mit kann auch ein Strafgefangener sich mit dem Antrag auf
gerichtliche Entscheidung gegen diese MaBnahme wenden,
ohne daf3 es darauf ankommt, ob der Anstaltsleiter oder sein
aufgrund der Organisation der Anstalt berufener Vertreter
sie angeordnet oder nachtraglich gebilligt hat.

Zu Unrecht hat die Strafvollstreckungskammer auch ein
berechtigtes Interesse des Betroffenen an der Feststellung
der Rechtswidrigkeit der MaBnahme verneint. Ein Feststel-
lungsinteresse ist gegeben, wenn der diskriminierende
Charakter der MaBnahme anhalt, namentlich, wenn die an-
gefochtene MaBnahme bei spateren Entscheidungen fir
den Antragsteller sich nachteilig auswirken kann (Calliess/
Miiller-Dietz, a.a.0.,§ 115 Rdn. 8 m.w.H.; AK zum StVollzG,
§ 115 Rdn. 16).

Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. Ein Strafge-
fangener, gegen den unmittelbarer Zwang angeordnet und
vollzogen werden muBte, kann sich ja nach den Umstanden
des Falles als ein Anstaltsinsasse darstellen, der einer
rechtmaBigen Anordnung von Bediensteten nicht Folge ge-
leistet und damit die Ordnung der Anstalt gestort hat, die nur
durch Zwangsanwendung aufrechterhalten bzw. wiederher-
gestellt werden konnte. Das kann, wenn spater Uber die Ge-
wdhrung von Verglnstigungen oder Vollzugslockerungen
zu entscheiden sein wird, fiir den Betroffenen bei Ausiibung
des Ermessens durchaus nachteilig ins Gewicht fallen. So
liegen die Dinge beim Antragsteller; seine Verlegung dndert
hieran nichts. Ein Rehabilitationsinteresse des Betroffenen
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durch Feststellung der Rechtswidrigkeit folgt auch daraus,
daB Eingriffe in die korperliche Integritat, wie sie hier vom
Betroffenen behauptet werden, geeignet sind, das Selbst-
wertgefiihl des Strafgefangenen auf einen langeren Zeit-
raum hin zu beeintrachtigen.

Wegen der aufgezeigten Rechtsfehler war die ange-
fochte Entscheidung aufzuheben und die Sache zu neuen
Entscheidung an die Strafvollstreckungskammer zuriickzu-
verweisen (§ 119 Abs. 4 Satz 1, 3 StVolizG).

Art. 2 GG, § 109 Abs. 2 StVollzG

1. Ein Antragsrecht nach § 109 Abs. 2 StVollzG kann
neben dem Strafgefangenen auch einem von einer
VollzugsmaBnahme unmittelbar betroffenen AuBen-
stehenden zukommen.

2. Will ein AuBenstehender mit einem Strafgefangenen
in Verbindung treten, so handelt er in Ausiibung sei-
nes in Art. 2 GG verankerten Grundrechts auf freie
Entfaltung der Personlichkeit.

3. Wird ein AuB3enstehender in der Ausiibung dieses
Rechts auf Kontaktnahme beschrankt, kann er als
unmittelbar in seinen Rechten Betroffener hiergegen
Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen.

4. Diese Rechtsauffassung entspricht den Grundsat-
zen, die der BGH fiir das Untersuchungshaftverhalt-
nis entwickelt hat (NJW 1977, 1405).

BeschluB des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 25.
9. 1981 — 3Ws 318/81 (StVollz) —

Aus den Griinden:

|. Der Antragsteller Ubersandte dem in der JVA S einsit-
zenden Strafgefangenen H. einen Malkasten. Dieser wurde
dem Gefangenen nicht ausgehindigt, sondern zu seiner
Habe genommen. Das an den Anstalisleiter gerichtete Er-
suchen, den Malkasten dem Gefangenen zuganglich zu
machen, wurde abgelehnt. Ebenso blieb der Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung erfolglos. Die Strafvollstreckungs-
kammer ist der Auffassung, die Vorenthaltung der Paket-
sendung entfalte unmittelbare Rechtswirkungen nur fiir den
Gefangenen; der Antragsteller sei daher als Absender nicht
antragsberechtigt im Sinne des § 109 Abs. 2 StVollzG. Die
gegen diese Entscheidung gerichtete Rechtsbeschwerde
ist zulassig.

Il. Das Rechtsmittel hat auch in der Sache Erfolg.

Zu Unrecht ist das Begehren des Antragstellers als unzu-
lassig behandelt worden. Zwar hat die Strafvollstreckungs-
kammer, wie sich ihren Ausflhrungen entnehmen 1aBt, nicht
verkannt, daB ein Antragsrecht nach § 109 Abs. 2 StVollzG
neben dem Strafgefangenen auch einem von einer Voll-
zugsmaBnahme unmittelbar betroffenen AuBenstehenden
zukommen kann (vgl. hierzu Calliess/Mliller-Dietz, StVoll-
zG, 2. Aufl., § 109 Rdn. 5; OLG Hamm, ZfStrVo/Sonderheft
1977, 50).

Rechtsfehlerhaft ist allerdings die Annahme, die hier be-
anstandete MaBnahme stelle auf der Seite des Antragstel-
lers keinen derartigen Eingriff in eine geschiitzte Rechts-
sphare dar.

Nach allgemeinem Verstandnis ist Kommunikation die
Begegnung von Personen im zwischenmenschlichen Be-
reich, die sich Ublicherweise in der Form von Besuchen,
Briefverkehr sowie Zusendung und Empfang von Paketen
volizieht. Personliche Kontaktaufnahme in diesem Sinne ist
das selbstverstandliche Recht eines jeden Menschen. Es ist
AusfluB der in Artikel 2 GG verankerten Freiheitsrechte, ins-
besondere des Grundrechts auf freie Entfaltung der Person-
lichkeit, das auf allen Beziehungsfeldern menschlichen Le-
bens verwirklicht werden kann, soweit nicht rechtlich zuge-
lassene Hinderungsgriinde entgegenstehen.

Das Strafvollzugsgesetz tragt diesem Umstand ebenso
Rechnung wie der Erkenntnis, daB die Kontaktpflege gerade
auf dem Gebiet des Vollzugswesens auBerordentliche Be-
deutung hat. Soweit es Regelungen {iber die Ausgestaltung
der verschiedenen Kommunikationsmoglichkeiten enthat,
sind diese freilich in erster Linie mit Blick auf die schutzwiir-
digen Belange des Strafgefangenen getroffen. Denn AuBen-
weltkontakte sind ein wesentlicher Beitrag zum Erreichen
des Wiedereingliederungszieles, da durch sie soziale Bin-
dungen des Gefangenen geschaffen oder aufrechterhalten
und gefestigt werden. Fiir einen AuBenstehenden, der zu
dem Gefangenen in Verbindung treten will, ergeben sich
hieraus jedoch nicht lediglich Reflexwirkungen. Vielmehr

‘wird sein verfassungsmaBig geschiitzter Rechtsanspruch

auf allgemeine Handlungsfreiheit auch in dem hier ange-
sprochenen Bereich in seinem eigentlichen Wesensgehalt
nicht angetastet. Allein in der tatsachlichen Ausiibung die-
ses Rechts ist er — gleichermaBen wie der Strafgefangene
selbst — Beschrankungen unterworfen, die im Interesse ei-
nes sicheren und geordneten Strafvolizugs erforderlich
sind. Bleibt er hiernach aber ein tauglicher Trager seines
Rechts, muB ihm folglich auch die Befugnis eingerdumt wer-
den, eine VollzugsmaBnahme, die ihn an der Kommuni-
kation mit dem Gefangenen hindert, einer gerichtlichen
Uberprufung zuzufihren (so im Ergebnis auch OLG Hamm
— 1 VAs 328/76 — betreffend die Verweigerung einer Be-
suchserlaubnis und OLG Koblenz — 2 Vollz (Ws) 6/80 — be-
treffend die Versagung schriftlicher Kontaktaufnahme.

Im (ibrigen entspricht die vorliegende Rechtsauffassung
den Grundsatzen, die der BGH bereits fiir das Untersu-
chungshaftverhaltnis entwickelt hat (vgl. BGH NJW 1977,
1045 m.w.N.). Danach ist demjenigen Kontaktsuchenden,
dem die Erlaubnis zum Besuch eines Untersuchungsgefan-
genen vom Haftrichter verweigert wird, der Beschwerdeweg
nach § 304 Abs. 2 StPO erdffnet. Im Hinblick darauf, daB die
Voliziehung der Untersuchungshaft und der Strafvollzug zu-
mindest im Bereich der Kommunikation miteinander ver-
gleichbar sind, kann auch von daher die Frage der Antrags-
berechtigung im Sinne des § 109 Abs. 2 StVollzG und des
Beschwerderechts nach § 304 Abs. 2 StPO verniinftigerwei-
se nur einheitlich beantwortet werden.

Soweit im Schrifttum gegen die Entscheidung des BGH
und mithin auch gegen das hier gefundene Ergebnis Ein-
wendungen vorgebracht worden sind, erscheinen diese we-



nig Uberzeugend. Insbesondere kann der Senat der von
Peters (JR 1978, 84) vertretenen Ansicht, wonach das allge-
meine Recht auf Kommunikation ,,durch die Verhaftung un-
terbrochen’ werde mit der Folge, daB das verbleibende
.bloBe Interesse des AuBenstehenden keinen Rechtsan-
spruch begrunde’’, nicht beitreten. Griinde, die ausschlieB-
lich in der Person des einen Beteiligten liegen und dessen
Status beeinflussen, kdnnen jedenfalls auf der Seite der an-
deren Person nie zu einem volligen Rechtsverlust fuhren.
Eine derartige Wechselwirkung ist dem geltenden Recht
fremd. Ebensowenig kann die Frage der Zulassigkeit eines
Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs mit der Erwagung ver-
kniipft werden, daB die Gerichte ,,vor einer unbegrenzten
Beschwerdeflut von auBen’’ geschiitzt werden mifBten. Ent-
gegen der Meinung von Karstendiek (DRiZ 1980, 107) kann
dem AuBenstehenden eine Antrags- oder Beschwerdebe-
fugnis schlieBlich auch nicht mit dem Hinweis darauf versagt
werden, daB stets ,,ein primar unmittelbar und personlich
Betroffener vorhanden” sei, ,,der diese Rechte (selbst) gel-
tend machen” kénne. Zwar werden die Interessen eines
Gefangenen mit denjenigen eines Dritten in aller Regel
gleichlaufen. Indessen wird in Fallen der vorliegenden Art,
in denen sich die Kommunikation in der Form der Zusen-
dung eines Paketes vollzieht, der Empfanger nur selten mo-
tiviert sein, mit eigenem Kostenrisiko um eine Sache zu
streiten, die er bislang nicht einmal gesehen hat.

Wiirde die ablehnende VollzugsmaBnahme gar auf die
konkrete Beschaffenheit des ihm zugedachten, aber vorent-
haltenen Gegenstandes gestiitzt, ware er zudem auBer-
stande, seine Belange sachgerecht zu verfechten und die
Auffassung der Anstaltsleitung zu entkréaften. Schon dies
zeigt das Bedirfnis und die Notwendigkeit auf, gerade dem
AuBenstehenden die Moglichkeit gerichtlicher Klarung zu
eroffnen. Andererseits ist auch denkbar, worauf Karstendiek
ebenfalls hinweist, daB ein Gefangener dem Ansinnen eines
Dritten, mit ihm in Verbindung zu treten, ablehnend gegen-
Uberstehen kénnte. Ein solcher Widerstand berlhrt aller-
dings nicht die Frage des Antrags- oder Beschwerderechts,
sondern ist allein im Zusammenhang mit der sachlich-recht-
lichen Beurteilung des Begehrens zu beriicksichtigen.

Die vorstehenden Darlegungen sowie der Umstand, daB
die Strafvollstreckungskammer in eine sachliche Priifung
bisher nicht eingetreten ist und die bislang getroffenen Fest-
stellungen eine eigene Sachentscheidung des Senats nicht
zulassen (§ 119 Abs. 4 Satz 2 StVollzG), veranlassen die
Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und die Zu-
rlickverweisung der Sache. Die Strafvollstreckungskammer,
der auch die Entscheidung liber die Kosten des Rechtsmit-
tels obliegt, wird nunmehr unter Beachtung der den Paket-
empfang regelnden Vorschrift des § 33 StVollzG und der
hierzu ergangenen Rechtsprechung darliber zu befinden
haben, ob die beanstandete MaBnahme des Anstaltsleiters
als rechtswidrig anzusehen ist.

§ 152 Abs. 1 StVollzG

1.  Durch die Regelung der sachlichen und 6rtlichen
Zustindigkeit der JVAen im Vollstreckungsplan
nach § 152 Abs. 1StVollzG begriindet die Landes-
justizverwaltung zugleich die Zustandigkeit der
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Strafvollstreckungskammer i.S. des § 110 StVoll-
zG und legt damit den gesetzlichen Richter fest.
Hierdurch erlegt sich die Landesjustizverwaltung
eine Selbstbindung auf, die sie verpflichtet, die
vollstreckungsplanmaBige Zustandigkeit nicht
ohne wichtigen Grund zu dndern.

2. a) Die Zielvorstellung, den Bedarf an Haftplatzen in
einer Situation angespannter o6ffentlicher Haus-
halte im Rahmen einer Gesamtplanung des Voll-
zugs durch eine moglichst gleichméaBige Ausla-
stung der Vollzugsanstalten zu decken, rechifer-
tigt eine Anderung des Vollstreckungsplans.

b) Verfahrt die Landesjustizverwaltung bei einer sol-
chen Anderung nicht willkiirlich und beriicksich-
tigt sie dabei im Rahmen des Mdglichen auch das
Wiedereingliederungsinteresse der Gefangenen,
miissen die davon betroffenen Gefangenen eine
sich daraus ergebende Verlegung in eine andere
JVA hinnehmen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 18.
6. 1981 — 3 Ws 174/81 (StVollz) —

Aus den Griinden:

Der Antragsteller verbiiBt seit dem 13. 7. 1979 eine Frei-
heitsstrafe von 10 Jahren aus dem Urteil des LG W. vom 31.
10. 1978. Er befand sich zunachst in der JVA W. und war
am 20. 8. 1979 gemanB § 24 Abs. 1 StVollstrO nach Hessen
in die fiir seinen Wohnort (Neu Isenburg) zustandige JVA B.
verlegt worden. Durch RunderlaB vom 7. 10. 1980 (4431-
IV/4—1312/80) hat der Hess. Minister der Justiz den Voll-
streckungsplan fiir das Land Hessen vom 21. 4. 1979 mit so-
fortiger Wirkung u.a. dahin ge&ndert, daB Freiheitsstrafen
an Mannern aus dem Landgerichtsbezirk D. bei einer Voll-
zugsdauer von (ber 5 Jahren und bei lebenslanger Strafe
zukiinftig in der JVA Sch. zu volliziehen sind, wahrend far
Verurteilte aus den Landgerichtsbezirken Fulda, Hanau,
Kassel, GieBen und Marburg/Lahn, die eine zwei- bis finf-
jahrige bzw. mehr als finfjahrige oder lebenslange Frei-
heitsstrafe verbliBen, nunmehr die JVA Kassel zustandig ist.
Von der Anderungsregelung ist der Antragsteller betroffen,
da sein Wohnort zum Landgerichtsbezirk Darmstadt gehort.
Er hatdeshalb am 19. 11. 1980 beantragt, ihn weiterhin in der
JVA B. zu belassen. Mit Bescheid vom 16. 12. 1980 hat der
Hess. Minister der Justiz diesen Antrag abgelehnt.

Durch den angefochtenen BeschluB hat die Strafvoll-
streckungskammer den Antrag des Antragstellers auf ge-
richtliche Entscheidung zuriickgewiesen und ihm zugleich
die nachgesuchte ProzeBkostenhilfe verweigert.

Mit Schriftsatz seiner Verfahrensbevollmachtigten vom 9.
3. 1981 hat der Antragsteller Rechtsbeschwerde eingelegt.

Die Rechtsbeschwerde ist form- und fristgerecht ange-
bracht und in gleicher Weise begriindet worden (§ 118 Abs.
1 + 2 StVollzG). Die besonderen Zulassigkeitsvorausset-
zungen des § 116 Abs. 1 StVollzG sind ebenfalls erfiillt, denn
eine Uberpriifung der angefochtenen Entscheidung dient
der Foribildung des Rechts in der vom Senat bisher noch
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nicht entschiedenen Frage, ob eine durch eine Anderung
des Vollstreckungsplans begriindete nachtragliche Verle-
gung eines Strafgefangenen in eine andere JVA rechtmaBig
ist.

Die Rechtsbeschwerde erweist sich als unbegriindet.

Nach § 152 Abs. 1 StVollzG hat die Landesjustizverwal-
tung den gesetzlichen Aufirag, die ortliche und sachliche
Zustandigkeit der JVAen in einem Vollstreckungsplan zu
regeln. Der Vollstreckungsplan ist mithin ein Instrument zur
Verteilung der zu Jugendarrest, Freiheitsstrafen oder mit
Freiheitsentzug verbundenen MaBregeln der Besserung
und Sicherung Verurteilten auf die in den JVAen zur Verfi-
gung stehenden Haftplatze. Zugleich erlangt er unter ver-
fassungsrechtlichen Gesichtspunkten wesentliche Bedeu-
tung, weil mit der Bestimmung der Anstalt gemaB § 110 St-
VollzG auch die gerichtliche Zustandigkeit der Strafvoll-
streckungskammer begriindet und damit der gesetzliche
Richter festgelegt wird (vgl. BT-Dr. 7/918 S. 95). Daraus
|48t sich die Feststellung herleiten, daB sich die Landesju-
stizverwaltung mit der Erstellung des Vollstreckungsplans
eine Selbstbindung auferlegt (vgl. OLG Bremen — BeschluB
vom 30. 6. 1978 — WF 164/78), der sie verpflichtet, die voll-
streckungsplanmaBige Zuweisung nicht ohne wichtigen
Grund zu &ndern.

Die am 7. 10. 1980 durch den Hess. Minister der Justiz fiir
seinen Geschéftsbereich getroffene vollzugsorganisatori-
sche MaBnahme war aufgrund der anhaltend hohen Uber-
belegung der JVAen Butzbach und Schwalmstadt einerseits
und des kontinuierlichen Rickgangs der Belegung der JVA
Kassel andererseits veranlaBt. Sie tragt ferner dem Um-
stand Rechnung, daf3 dort noch ein weiterer Belegungsriick-
gang nach Aufflillung eines neu eingerichteten Freiganger-
hauses und nach Bezug der inzwischen fertiggestellten so-
Zialtherapeutischen Anstalt zu erwarten ist. Bei einer Mehr-
auslastung der JVA Kassel zugunsten der anderen JVAen
kann insbesondere bei der JVA Butzbach mit einer Ent-
lastung von etwa 60 Strafgefangenen gerechnet werden.

Dieser von der Landesjustizverwaltung mit ihrer Rege-
lung verfolgte Zweck ist als hinreichend wichtiger Grund an-
zusehen, der eine Anderung des Vollstreckungsplans recht-
fertigt. Denn eine sinnvolle Erfillung des vom Gesetzgeber
erteilten Auftrages kann sich nicht allein auf die Erstellung
des Vollstreckungsplans beschranken. Vielmehr bleibt die
Landesjustizverwaltung aufgefordert, mit Blick auf die Voll-
zugswirklichkeit die Gesamtvollzugsplanung kiinftigen Ent-
wicklungen anzupassen, zumal sie in ihre Uberlegungen
auch die Realisierung des Vollzugsziels und der Vollzugs-
aufgaben einbeziehen und hierfiir die organisatorischen
Voraussetzungen schaffen muB3. Die Losung der sich hier-
aus ergebenden Probleme ist einfacher Natur, wenn dem
Bedarf jeweils ein entsprechendes Angebot an geeigneten
Haftplatzen gegeniibersteht. Kann diese Zielvorstellung
hingegen nach dem vorhandenen Bestand an Vollzugsein-
richtungen nicht verwirklicht und in einer Situation ange-
spannter offentlicher Haushalte auch in absehbarer Zeit mit
wirtschaftlich vertretbaren Mitteln nicht erreicht werden,
kann der Versuch einer Lésung nur darin bestehen, daB die
fir die Ausgestaltung des Vollzugs verantwortlichen Stellen
jedentalls auf eine mdglichst gleichmaBige Auslastung der

JVAen hinwirken (vgl. BT-Dr. a.a.0.). Aus einer Anderung
der Belegungsfahigkeit der einzelnen Anstalten ergibt sich
daher fir die Landesjustizverwaltung sowohl die Notwen-
digkeit als auch die gesetzliche Verpflichtung, Angebot und
Bedarf an Einrichtungen in eine verniinftige Relation zuein-
ander zu bringen und auftretende Engpésse durch den
Riickgriff auf vorhandene Reserven zeitweilig nicht ge-
nutzter Haftplatze auszugleichen. Die Forderung nach Her-
stellung des Gleichgewichtszustandes erhebt sich nament-
lich dann, wenn — wie in vorliegendem Falle — die Tendenz
einer Uber- bzw. Unterbelegung (iber einen langeren Zeit-
raum erkennbar geworden ist, wobei das Gebot einer ra-
schen Abhilfe akuter MiBstinde notwendigerweise die Be-
fugnis der zum Handeln aufgerufenen Verantwortlichen ein-
schlieBen muB, Regelungen zu treffen, die eine sofortige
Wirkung entfalten.

Zwar steht der Landesjustizverwaltung als rechtmaBiges
Mittel, die Gesamtentwicklung zu steuern, nicht nur die Még-
lichkeit einer Anderung des Vollstreckungsplans zur Verfl-
gung. Vielmehr kann sie nach § 153i.V.m. § 8 Abs. 1 Nr. 2
StVollzG auch von ihrem Recht Gebrauch machen, aus
Griinden der Vollzugsorganisation, zu denen fraglos eine
Veranderung der Belegungsfahigkeit einer Vollzugsanstalt
zahlt (vgl. BT-Dr. a.a.0., S. 50), Verlegungen von Strafge-
fangenen anzuordnen. Wahlt sie dagegen wie hier den ihr
geeigneter erscheinenden Weg einer organisatorischen
Rahmenplanung, die eine Vielzahl von Einzelentscheidun-
gen zunichst entbehrlich macht, kann dies aus Rechtsgriin-
den zumindest dann nicht beanstandet werden, wenn sie
hierbei nicht willkirlich verfahrt. Diesen Grundsatz hat die
Landesjustizverwaltung bei ihrer Vollstreckungsplanénde-
rung hinreichend beachtet. Ihre MaBnahme beriicksichtigt
neben den gesetzlichen Trennungskriterien (Geschlecht
und Haftart) in gebihrendem MaBe auch andere relevante
Merkmale, wie sie fir die Erstellung des Vollstreckungs-
plans selbst gelten (§ 152 Abs. 3 StVollzG). Insbesondere ist
eine Differenzierung nach Straththe und —i.V.m. einer Aus-
fihrungsbestimmung — nach Restvollzugsdauer und damit
nach behandlungsorientierten Gesichtspunkten vorge-
nommen worden. Soweit bei der Neuregelung der Zustan-
digkeiten, mit der im Ergebnis eine Mehrbelastung der JVA
Kassel erreicht werden soll, die Verurteilten aus dem Land-
gerichtsbezirk Darmstadt von der unmittelbaren Verlegung
nach Kassel ausgenommen und der anderweitig entlasteten
JVA Schwalmstadt zugewiesen sind, zeigt sich, daB schlieB-
lich auch die geographischen Verhaltnisse bedacht wurden
und sonach der fir die Wiedereingliederung wichtige Ge-
sichtspunkt der Heimatn&he nicht vllig vernachlassigt wor-
den ist. DaB bei einer derartigen Regelung nicht allen Be-
handlungsbediirfnissen der einzelnen Strafgefangenen ent-
sprochen werden kann, ist nicht zu leugnen, trifft aber glei-
chermaBen auf jeden Volistreckungsplan zu, ohne daB sei-
ne Rechtswidrigkeit schon hierwegen in Frage gestellt ware.
Insoweit stellt es weder eine Willkiir dar, noch bedeutet es
fiir den Gefangenen eine unzumutbare Harte, wenn man
den offentlichen Interessen an einem weitgehend intakten
Vollzugswesen gegeniiber den Individualinteressen den
Vorrang einraumt. Vorliegend kommt hinzu, daB der Hess.
Minister der Justiz in Zusammenarbeit mit der Durchfiihrung
seiner angeordneten MaBnahmen auf Antrag der betroffe-
nen Gefangenen in eine Einzelfallprifung eingetretenist, die
im Falle des Antragstellers, wie die Strafvollstreckungskam-



mer 2u Recht festgestellt hat, unter Beriicksichtigung der
von der Rechtsprechung zu § 8 StVollzG entwickelten
Grundsatze im Ergebnis keinen Rechtsfehler erkennen la8t.

§ 57 StGB, § 43 Abs. 3 StVolistrO

Die Entscheidung lber die Aussetzung eines Straf-
restes, dessen Vollstreckung nach dem Vollzug anderer
Freiheitsstrafen in unmittelbarer Folge (§ 43 Abs. 3 St-
VollstrO) erst Monate spater beginnt, soll in geeigneten
Féllen erst ergehen, wenn die Wirkungen auch des Voll-
zuges der anderen Strafen auf den Verurteilten beriick-
sichtigt werden kénnen. Ein gleichwohl ergangener ab-
lehnender BeschluB iiber die bedingte Strafaussetzung
ist in diesen Fallen (zum Zwecke der Zuriickstellung er-
neuter Entscheidung) aufzuheben.

BeschluB des Oberlandesgerichts Hamm vom 23. 11.
1981 — 2Ws 157/81 —

Aus den Griinden:

Gegen den Verurteilten ist seit dem 24. Juni 1980 eine
Freiheitsstrafe von sechs Monaten aus dem Urteil des Amts-
gerichts B. vom 10. Oktober 1979 vollstreckt worden. Nach-
dem zwei Drittel der Strafe verbliBt waren, ist die Vollstrek-
kung geman § 43 Abs. 3 StVollstrO unterbrochen worden.
Es wurde sodann vom 22. Oktober 1980 bis zum 19. August
1981 eine Freiheitsstrafe von 10 Monaten vollstreckt. Seit
dem 20. August 1981 wird eine Restjugendstrafe von 181
Tagen vollstreckt. Am 19. Februar 1982 soll das letzte Drittel
der Strafe aus dem eingangs angegebenen Urteil des Amts-
gerichts B. bis zum 20. April 1982 volistreckt werden. Gegen
die Ablehnung der Aussetzung dieses Strafrestes richtet
sich die Beschwerde. Sie konnte nur zu einer Zur(ickstellung
der Entscheidung fuhren.

Der Strafkammer ist darin beizupflichten, daB zum Zeit-
punkt der von ihr getroffenen Entscheidung die Anordnung
der Aussetzung des Strafrestes aus dem Urteil des Amtsge-
richts B. vom 10. Oktober 1979 nicht verantwortet werden
konnte. Dem Verurteilten sind bereits frilher Strafausset-
zungen bewilligt worden, zundchst im Urteil hinsichtlich der
gesamten verhangten Freiheitsstrafe, spater in einem ande-
ren Verfahren nach Teilverb(iBung hinsichtlich des Straf-
restes. Er hat die ihm gewahrten Méglichkeiten, einen Straf-
erlaB3 zu erlangen, nicht genutzt. Die Tat, die Gegenstand
des Urteils des Amtsgerichts B. ist, hat er nach der Teilver-
biBung innerhalb der Bewahrungszeit begangen. Er hat
dariiber hinaus auch wahrend des offenen Strafvollzuges
wieder einen Diebstahl begangen. Das wiederholte Versa-
gen des Verurteilten innerhalb ihm bewilligter Bewahrungs-
fristen und sogar wahrend des Volizuges muB bei der Ent-
scheidung nach § 57 StGB beriicksichtigt werden. Dies istin
§ 57 Abs. 1 Satz 2 ausdrucklich gesetzlich bestimmt.

Der Senat ist aber der Auffassung, daB es verfriiht war,
die Aussetzung des Strafrestes schon im Juli 1981 abzuleh-
nen, wenn die Vollstreckung erst fir Februar 1982 vorge-
sehen ist. Die Bedenken, die aus der bisherigen Lebensfiih-
rung und dem anfanglichen Verhalten im Vollzug gegen die
Anordnung einer Strafaussetzung herzuleiten sind, miissen
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zwar durchaus als schwerwiegend beurteilt werden. Sie
sprechen aber hier nicht derart eindeutig gegen die Anord-
nung der Aussetzung eines Strafrestes, daB3 eine dahinge-
hende Entscheidung ohne Riicksicht auf die Wirkung des
Vollzuges der weiteren Strafen getroffen werden konnte.
immerhin muB in der vorliegenden Sache, in der der Straf-
rest zuletzt vollstreckt wird, auch die Wirkung beriicksichtigt
werden, die von einer Strafaussetzung zu erwarten ist. Da-
bei kann etwa auch die Erwagung eine Rolle spielen, daB3 bei
der Aussetzung eines Strafrestes eine Bewahrungsaufsicht
angeordnet werden kann. Deshalb war der angefochtene
BeschluB mit der Folge aufzuheben, daf die Strafvollstrek-
kungskammer demnéchst erneut uber die Aussetzungsfra-
ge zu entscheiden haben wird. Nach Ansicht des Senats
sollte die Entscheidung im Januar 1982 getroffen werden.
Sie miBte schon vorher ergehen, wennin der Sache 9 VRJs
.. .,inder zur Zeit der Rest der Jugendstrafe vollstreckt wird,
erneut Aussetzung eines Strafrestes angeordnet werden
sollte, was nach Ansicht des Senats jedoch fernliegend er-
scheint.

Die weitergehende Beschwerde des Veruneilten, der
schon zum jetzigen Zeitpunkt die Anordnung einer beding-
ten Entlassung in der vorliegenden Sache begehrt, war zu
verwerfen. Die Tatsache, daB der Verurteilte einen weiter-
gehenden Antrag stellt, steht der Zurtickstellung der Ent-
scheidung durch den Senat nicht entgegen. Das Rechtsmit-
tel ist dahin auszulegen, daB3 der Beschwerdefihrer, der der
Strafunterbrechung nicht widersprochen hat, zumindest die
Rechtskraft des angefochtenen Beschlusses mit seiner Be-
schwerde verhindern wollte.

§ 84 Abs. 1StVolizG, § 119 Abs. 3 StPO,
Nr. 61UVolizO

1. Der Strafgefangene kann nicht beanspruchen, bei
der Durchsuchung seines Haftraumes anwesend
zu sein. Weder ist seine Anwesenheit Vorausset-
zung fir die Zulassigkeit der Untersuchung, noch
steht ihm das Recht zu, der Durchsuchung beizu-
wohnen (vgl. § 84 Abs. 1StVolizG).

2. a) Dies gilt auch fir den Untersuchungsgefangenen
(vgl. Nr. 61 UVollzO).

b) Ungeachtet des Umstandes, daB die Durchsu-
chung des Haftraumes in Abwesenheit des Unter-
suchungsgefangenen zulassig ist, sollte anderer-
seits versucht werden, die Zellenkontrolle nach
Maglichkeit in dessen Anwesenheit durchzufiih-
ren; dies kommt dann in Betracht, wenn die Durch-
suchung dadurch nicht ungebiihrlich verzogert,
erschwert oder der mit ihr verfolgte Zweck nicht in
Frage gestelit wird.

c¢) Die bloBe, nicht auf Tatsachen gegriindete Be-
sorgnis von Ubergriffen durchsuchender Beamter
stellt keinen zureichenden Grund dar, dem Unter-
suchungsgefangenen durch Zubilligung eines An-
wesenheitsrechts bereits praventive Kontrollbe-
fugnisse einzuraumen.
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BeschluB des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 7.
12. 1981 — 3Ws 762/81 —

Grinde:
Die Beschwerde ist zuldssig, aber nicht begriindet.

Soweit der Angeklagte beantragt hat sicherzustellen, daB
ihm die Schreibmaschine nicht durch die JVA entzogen wer-
de, fehltes an einer Grundlage fiir eine richterliche Entschei-
dung, da der Angeklagte nach wie vor im Besitz der Schreib-
maschine ist und deren richterlich genehmigte Benutzung
ihm allenfalls durch eine richterliche Anordnung, nicht aber
durch die JVA untersagt werden kénnte.

Der Antrag anzuordnen, daB die Zelle des Angeklagten
nur in seiner Anwesenheit durchsucht werden diirfe, ist von
der Strafkammer mit Recht zurlickgewiesen worden. In sei-
nem BeschluB vom 7. 6. 1979—3 Ws 390/79 (StVollz) — (GA
1979, 429) hat der Senat zur Durchsuchung des Haftraumes
eines Strafgefangenen folgendes ausgefiihri: , Der Gefan-
gene kann nicht beanspruchen, bei der Durchsuchung sei-
nes Haftraumes anwesend zu sein. Weder ist seine Anwe-
senheit Voraussetzung firr die Zulassigkeit der Durchsu-
chung, noch stehtihm das Recht zu, der Durchsuchung, so-
fern sie stattfindet, beizuwohnen.

Die gegenteilige Auffassung des Antragstellers findet im
Gesetz keine Stiitze. § 84 Abs. 1 Satz 1 StVollzG bestimmt,
daf} die Haftraume durchsucht werden diirfen. Die Vorschrift
verleiht dem Gefangenen kein Anwesenheitsrecht. Eine
entsprechende Anwendung des § 106 Abs. 1 Satz 1 StPO,
wonach der ,,Inhaber” der zu durchsuchenden Raume der
Durchsuchung beiwohnen darf, kommt nicht in Betracht;
denn der Gefangene ist nicht ,,Inhaber’”’ des zu seiner Un-
terbringung bestimmten Haftraumes, da er am Haftraum
keine irgendwie gearteten Benutzungs- und Besitzrechte
hat. Auch der verfassungsrechtlich verbiirgte Schutz der
,Wohnung” (Art. 13 Abs. 1 GG) kommt ihm nicht zustatten;
der Haftraum, den die Anstalt bereitstellt und der ihrer Ver-
figungsbefugnis unterliegt, ist keine ,,Wohnung’’ in diesem
Sinne (vgl. Grunau, DVollzO 1972, Nr. 173 Rn. I), weil er sich
nicht als nach auBen abgeschirmter Teil seiner ,,rAumlichen
Privatsphére” (vgl. BVerfGE 32, 54 (72) = NJW 1971, 2299
(2300)) darstellit.

LaBt sich somit fur ein Anwesenheitsrecht des Gefange-
nen keine Rechtsgrundlage danun, so ergibt sich daraus,
daB der Anstaltsleiter Durchsuchungen auch in Anwesen-
heit des Gefangenen und, wenn dieser anwesend ist, sogar
unter dessen AusschluBB von weiterer Anwesenheit anord-
nen kann. Dieses Ergebnis ist sinnvoll und sachgerecht.
Dem Anstalisleiter der fiir die Wahrung von Sicherheit und
Ordnung in der Anstalt verantwortlich ist, muB die Mdglich-
keit offenstehen, die HaftrAume auch (iberraschend und
ohne Zuziehung oder Duldung des Gefangenen durchsu-
chen zu lassen. Andernfalls kénnten sich Schwierigkeiten
ergeben, die den Erfolg einer solchen KontrollmaBnahme
gefahrden oder sogar vereiteln”.

Diese Grundsatze gelten auch fiir den Vollzug der Unter-
suchungshatt, fiir den in Nr. 61 der Untersuchungshattvoll-
zugsordnung in rechtlich nicht zu beanstandender Weise

bestimmt wird, daB der Untersuchungsgefangene, seine
Sachen und sein Haftraum jederzeit durchsucht werden

durin, It dig Durehguchung des Haftraumes in Abwesen-
heit des Untersuchungsgefangenen hiernach zuldssig, so
sollte andererseits versucht werden, die Zellenkontrolle
nach Mé&glichkeit, d.h. wenn die Durchsuchung dadurch
nicht ungebihrlich verzégert, erschwert oder der mit ihr ver-
folgte Zweck nicht in Frage gestellt wird, in Anwesenheit des
Untersuchungsgefangenen durchzufiihren.

Soweit der Angeklagte geltend macht, seine Anwesenheit
sei erforderlich, weil ansonsten nicht ausgeschlossen wer-
den kdnne, daB von seiner privaten und seiner Verteidiger-
post inhaltlich Kenntnis genommen werde, rechtfertigt dies
keine andere Beurteilung. Zum einen muB mit der Stellung-
nahme der JVA davon ausgegangen werden, daf3 die Be-
amten die Zellenkontrolle pflichtgeman durchfiihren und die
Uberpriifung von Verteidigungsmaterial lediglich daraufhin
erfolgt, ob sich darunter sog. Zellenzirkulare oder sonstige
verbotene Gegenstande befinden. Dies gilt umso mehr, als
die Beamten bei der Vielzahl der Zellenkontroflen und ihrer
sonstigen Aufgaben weder interessiert nochin der Lage sein
diirften, von den Verteidigungsunterlagen des einzelnen
Untersuchungsgefangenen inhaltlich und damit in einer eine
unzulassige Verwertung ermoglichenden Weise Kenntnis
zu nehmen. Sollten Ubergriffe nachweisbar tatsachlich vor-
kommen, so hat der Untersuchungsgefangene die Méglich-
keit, sich im konkreten Fall mit den ihm dann verfliigbaren
Rechtsbehelfen zur Wehr zu setzen. Die bloBe, nicht auf-
Tatsachen gegriindete Besorgnis derartiger Ubergriffe ist
indessen kein zureichender Grund, dem Untersuchungsge-
fangenen durch Zubilligung eines Anwesenheitsrechts be-
reits praventive Kontrollbefugnisse einzurdumen (vgl. Be-
schluB des Senats vom 7. 6. 1979, a.a.0.).

Wenn der Angeklagte schlieBlich Rlickgabe der ihm an-
geblich bei der Durchsuchung entwendeten Gegenstande
begehrt, so muB er diese Gegenstande im einzelnen aus-
reichend bestimmt bezeichnen, da naturgemaB nur die
Riickgabe bestimmter Gegenstdnde angeordnet werden
kann. Dies gilt umso mehr, als der Angeklagte in seiner Be-
schwerdeschrift (berhaupt nicht mehr konkret geltend
macht, daB ihm Gegenstande gegen seinen Willen vorent-
halten werden. Soweit er sich auf die Stellungnahme des
Anstaltsleiters vom 28. 9. 1981 bezieht, nach der eine Ta-
geszeitung, 14 leere Glaser, 16 leere Zigarettenhiilsen, Kar-
tons und mehrere leere Plastiktiiten aus der Zelle entfernt
worden sind, 148t die Beschwerde erkennen, daB er an der
Ruckgabe dieser Gegensténde nicht interessiert ist, so daB
die Frage der Berechtigung ihrer Wegnahme hier keiner
Entscheidung bedarf.

Hiernach war die Beschwerde mit der Kostenfolge aus
§ 473 Abs. 1 StPO zu verwerfen.




	Inhaltsverzeichnis
	Rechtsmittel im Strafvollzug
	Über die Anwendung von Psychopharmaka in deutschen Strafvollzugsanstalten - eine Studie aus Justizvollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen
	Jugendliche in Untersuchungshaft - Ergebnisse einer zwei Jahre dauernden Fragebogenaktion
	Grundrechtsbeschränkungen im Untersuchungshaftvollzug - Zugleich Anmerkung zum Beschluß des BVerfG vom 5.2.1981, NJW 1981, 1943 ff.
	Pornographische Schriften als Lektüre für erwachsene Untersuchungsgefangene?
	Kann der Ausgang gemäß § 11Abs. 1 Nr. 2 StVollzG mit dem Regelurlaub gemäß § 13 StVollzG kombiniert werden? - Besprechung des Beschlusses des OLG Gelle vom 5.2.1981 (3 Ws 454/80)
	Kriminalität als Defekt oder Leistung? Erwägungen zur Behandlung Straffälliger
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